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Vorwort

LiebeR DelegierteR und AktiveR der Kreis- und Stadt-SVen, liebe_r Gast!

Neben den Anträgen, Diskussi-

onen, Nachwahlen und Work-

shops, leckerem Essen und zu we-

nig Schlaf wird natürlich auch das 

Feiern nicht zu kurz kommen! 

Dieses Mal werden wir einige Nach-

wahlen für den Landesvorstand 

und die Bundesebene haben. Du 

hast Lust Dich in der LSV zu enga-

gieren, diskutierst gerne über Poli-

tik, vernetz t dich schnell mit neuen 

Menschen, bist ein Organisationsta-

lent, hast viel Zeit und willst die Be-

schlüsse der LSK vor der Öff entlich-

keit und den Ministerien vertreten? 

Dann bist Du genau richtig, für die 

Arbeit in der LSV. Weitere Infos zu 

den Ämtern fi ndest Du im Reader.

Du warst noch auf keiner LSK und 

weißt nicht was Dich dort erwar-

tet? Dann blätt re mal durch den Rea-

der, hier fi ndest Du wichtige Erklä-

rungen zu Verfahren, die Geschäfts-

ordnung, ein Abkürzungsverzeich-

nis und die Satz ung der LSV, das wird 

Dir bestimmt weiterhelfen. Am Frei-

tagabend wird es aber auch eine Ein-

führung für die LSK-EinsteigerInnen 

geben, komm dort einfach vorbei!

Bestehen trotz  alledem noch Un-

klarheiten oder solltest Du noch Fra-

gen haben, z. B. bzgl. der Anrei-

se oder der Unterbringung, kon-

taktiere uns mit einer Mail an 

info@lsvrlp.de oder ruf uns an un-

ter der Nummer 0 61 31 / 23 86 21. 

Wenn Du während der LSK Fra-

gen haben solltest, frag einfach 

uns, irgendjemand in Deiner Nähe 

wird dir gerne weiterhelfen.

Nun, auf geht’s zur 52.LSK nach 

Diez, wir freuen uns auf eure Bei-

träge, tolle Gespräche und in-

teressante Diskussionen. 

Klara Mladinic

Für den Landesvorstand 

In Deinen Händen hältst Du den 

Reader zur 52. LandeschülerIn-

nenkonferenz in Diez. Er wird 

Dich die drei Tage über begleiten 

und enthält wichtige Informatio-

nen über die LSK. Neben organisa-

torischen Infos, fi ndest Du die Be-

schreibung der statt fi ndenden Work-

shops und die inhaltlichen Anträge.

Das Thema dieser LSK ist kritisches 

Denken in der Schule unter dem Mot-

to „Schreibe 52x: Ich soll kritisch den-

ken“. Wir werden uns damit befas-

sen, was wir in der Schule so alles ler-

nen und erzählt bekommen, was an 

Lehrplänen auszusetz en ist und war-

um wir nicht dazu aufgefordert wer-

den uns kritisch mit den bestehen-

den Strukturen und der Geschich-

te auseinander zu setz ten. Dazu wer-

den wir uns auch mit mehreren An-

trägen beschäftigen. Den Leitan-

trag fi ndet ihr in diesem Reader. 
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Zeitplan

Freitag | 27. Mai 2011
bis 17.30 h

18.00 h

19.00 h

20.00 h

Anreise

Eröff nungsplenum: Begrüßung | Feststellung der Beschlussfähigkeit | Beschluss der Tagesordnung 

| Wahl des Präsidiums | Zwischenbericht des Landesvorstandes | Genehmigung des Protokolls der 

50. LSK* | Genehmigung des Protokolls der 51. LSK | Was ist eine LSK? | Vorstellung der Ämter

Abendessen

Kulturprogramm

Samstag | 28. Mai 2011
09.00 h

10.00 h

10.30 h

12.00 h

12.30 h

13.30 h

15.30 h

16.30 h

19.00 h

20.00 h

Frühstück

Plenum: Vorstellung der Workshops

Workshop-Phase

Plenum: Vorstellung der Ergebnisse der Workshops

Mitt agessen

Plenum: 

Behandlung der vertagten Anträge der 51. LSK* | Behandlung der Anträge an die 52. LSK

Kaff eepause und Infomeile

Plenum:

Entlastungen der ausgeschiedenen AmtsträgerInnen | Nachwahlen zum 

Landesvorstand, zur Bundesebene und zum Landesausschuss

Abendessen

Plenum: Behandlung der restlichen Anträge

danach Kulturprogramm, Party

Sonntag | 29. Mai 2011
09.00 h

10.00 h

12.00 h 

13.00 h

Frühstück

Abschlussplenum

Einsatz  für das A-Team

Feedbackbögen ausfüllen, Tschüss-Sagen

Da die mit einem * gekennzeichneten Punkte der 

Tagesordnung von der 50. LSK vom 19.-21.11.2010 

in Enkenbach-Alsenborn und der 51. LSK am 

24.01.2011 in Mainz wegen Beschlussunfähigkeit 

vertagt wurden, ist die Zahl der anwesenden De-

legierten gem. § 49 (1) Satz  2 des rheinland-pfälzi-

schen Schulgesetz es für die Beschlussfassung zu 

diesen Punkten bei der 52. LSK nicht relevant.
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Workshop-Beschreibungen

    Im Workshop zum LSK-Thema „Kritisches 
Denken“ wollen wir uns einmal damit auseinandersetz en, 

was eigentlich die Ziele der Schule sind. Wozu sollen wir Schü-
lerInnen in der Schule erzogen werden – und wozu eben nicht? Wa-
rum ist Unterricht, vor allem in Gemeinschaftskunde, gerade so, 

wie er eben ist? Diese Fragen wollen wir diskutieren und am 
Ende eventuell nach Lösungen für die Zukunft suchen.

mit: Basti (LaVo)

WS 1 – Kritisches Denken

„Künstlerische Fächer sind unnötig, Mathe und Physik muss je-
der können!“ So oder so ähnlich würden einige die MSS-Reform beschreiben. 

Die MSS-Reform, welche mit dem Schuljahr 2011/2012 eingeführt wird, erfolgt auf eine 
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 24.10.2008, die in den Ländern umgesetz t wer-

den müssen. Durch diese Reform wird in Rheinland-Pfalz nicht nur die Wahl der Leistungskurse stark 
eingeschränkt, sondern werden auch andere Bereiche, zum Beispiel die Facharbeit der 12 Jahrgangsstu-
fe, grundlegend verändert. In unserem Workshop erklären und beleuchten wir die Veränderungen, welche 

die MSS-Reform nach sich zieht im Detail, um anschließend eine Debatt e darüber führen zu können:
Was will damit erreicht werden, welcher bildungspolitische Gedanke steckt dahinter und in wie weit 

ist sie sinnvoll oder auch nicht? Wir freuen uns auf euch, Sebastian Waic und Kevin Frantz 

mit: Sebastian Waic (LaVo) und Kevin Frantz  (BuDe)

WS 2
 – R

eform der Mainzer Studienstufe: sinnvoll oder sinnlos? 

Als „Frauenberufe“ wer-
den Berufe wie Sekretärin, Krankenschwes-

ter, Reiningungsfachangestellt oder Kassiererin gese-
hen, Frauen gehen einkaufen, kochen und kümmern sich um 

ihre Kinder. Doch warum ist das so? Weshalb und wie die Schu-
le, unsere Schulbücher und die Lerpläne uns und der Gesellschaft die-

ses Frauenbild einprägt, erfahrt ihr in diesem Workshop. Wir wer-
den uns die jetz tige Situation anschauen und zusammen Lösungs- 

und Verbesserungsvorschläge suchen und ausgestalten.

mit: Klara Mladinic (LaVo)

W
S 

3 –
 Fr

auenrollen in Schulbüchern und Lehrplänen

Klassenräume, Fachräume, Treppen, vie-
le Gänge, Verwaltung, Parkplätz e, Schulhof. Das sind in etwa 

die Grundbestandteile einer 08/15 Schule. Meist ist außen sogar noch ein biss-
chen Farbe dran (welche das ist bestimmt übrigens die Kreis- oder Stadtverwaltung).

Und irgendwie erinnert das Ganze dann doch an eine Art Gefängnis: lange Gänge, auf einer Sei-
te Räume, Pause (Freigang) unter Aufsicht und ein fremdbestimmter, streng geplanter Tagesablauf. Ver-

lassen darf man die Schule zwischendrin dann auch nicht. Kann man sich darin wohlfühlen?
In diesem Workshop wollen wir uns ein bisschen näher mit der Architektur von Bildungseinrichtungen 

beschäftigen: Wie ist die Schule als Gebäude in ihrer jetz igen Form eigentlich entstanden und 
warum ist sie so, wie sie ist? Wie sehen Raumkonzepte in alternativen Schulen aus?

mit: Patrick Simon

WS 4
 – G

rundrisse des Lernens: Die Architektur von Bildungseinrichtungen
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mit dem Auto

Vorab: Die Anreise mit dem Auto 

soll die Ausnahme bleiben. Bedin-

gung dafür, dass ihr trotz dem Fahrt-

kostenerstatt ung erhaltet, ist, dass 

ihr Fahrgemeinschaften bildet oder 

aber auch alleine billiger mit dem 

Auto als der Bahn reist. Bedenkt, 

dass mensch in der Mainzer Innen-

stadt nicht kostenfrei parken kann 

und wir nur eine Kilometerpau-

schale von 0,13 € erstatt en können.

Bitt e parkt auf dem Parkplatz  OBER-

HALB der Schule (siehe Karte).

Anreise –  Und so kommt ihr zu unserem Tagungsort:

mit der Bahn

Diez liegt an der Bahnstrecke Lim-

burg–Koblenz. Zugverbindungen von 

verschiedenen Städten in Rheinland-

Pfalz aus fi ndet ihr auf der Rücksei-

te dieses Readers oder auf www.bahn.

de. Die Strecke Koblenz–Diez wird 

von der Vectus-Verkehrsgesellschaft 

betrieben: www.vectus-online.de 

In Diez angekommen verlasst ihr 

den Bahnhof zur linken Seite. An der 

Straße nach rechts und die nächs-

te (Tankstelle auf der gegenüberlie-

genden Ecke) wieder links rein (Bis-

marckstraße). Dann wieder links 

in den Schläferweg einbiegen und 

die nächste rechts (Danziger Stra-

ße). Nun immer geradeaus, die 

schule liegt am Ende der Straße.

LSK-Schule Wir sind zu Gast im:

Sophie-Hedwig-Gymnasium Diez

Danziger Straße 30

65582 Diez
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Anmeldung

Eure Anmeldung vor der LSK er-

leichtert uns die Planungen erheb-

lich, so dass z. B. mit größerer Si-

cherheit dafür gesorgt werden kann, 

dass alle auch genug zu essen be-

kommen. Bitt e meldet euch auch 

dann an, wenn ihr nicht die gan-

ze Zeit anwesend sein könnt!

Anmeldemöglichkeiten:
E-Mail: info@lsvrlp.de

Fon: 06131 / 23 86 21

Web: über das Anmeldeformular

auf: htt p://www.lsvrlp.de/to

pic/492.lsk-delis-melden.html

Die Anmeldung auf der LSK 

selbst ist ab 17 Uhr besetz t. 

Bitt e beachtet: Damit eure Teil-

nahme an der LSK als Schulver-

anstaltung gilt und ihr (auch bei 

An- und Abreise) versichert seid, 

müsst ihr eure Teilnahme vor der 

LSK auch bei eurer Schulleitung 

(bzw. dem Sekretariat) anzeigen!

Einverständniserklärung

Von unter 18 Jährigen TeilnehmerIn-

nen (egal ob Delegierte oder Gäs-

te) benötigen wir die von einer/ei-

nem Erziehungsberechtigten un-

terschriebene Einverständniser-

klärung, die ihr ebenfalls als An-

lage zu diesem Reader fi ndet.

Was mitbringen?

Da wir in der Turnhalle der Schu-

le übernachten, müsst ihr Isomat-

te und Schlafsack mitbringen. Dane-

ben Handtuch, Waschzeug, etc. nicht 

vergessen. Schreibkram und dieser 

Reader sollten auch nicht fehlen. Wer 

dann noch Platz  für Klampfe, Lieb-

lingskuscheltier u.ä. hat – nur zu!

Teilnahmebeitrag

Der TeilnehmerInnenbeitrag zur De-

ckung eines kleinen Teils unserer Un-

kosten beträgt 8 Euro und ist von De-

legierten wie Gästen zu entrichten. 

Darin sind Vollverpfl egung, Wasser 

und die Tagungsmaterialien enthal-

ten. Etwas zusätz liches Kleingeld mit-

zunehmen ist sinnvoll, wenn man sich 

daneben an unserem Kiosk mit Scho-

ki, Chips und Softdrinks zum Ein-

kaufspreis versorgen will. Versucht, 

euch den Teilnahmebeitrag von eu-

rer lokalen SV erstatt en zu lassen. 

Organisatorisches

Fahrtkosten

Alle LSK-Delegierten eines Krei-

ses / einer Stadt erhalten Fahrt-

kostenerstatt ung. Der dafür not-

wendige Antrag liegt diesem Rea-

der bei, an der Anmeldung aus oder 

kann von unserer Homepage her-

untergeladen werden (www.lsvrlp.

de). Schickt diesen bitt e bis zum 14. 

Juli 2011 an die Landesgeschäfts-

stelle der LSV (Adresse fi ndet ihr

im Impressum). Wir können jedoch 

nur die günstigste Zugverbindung er-

statt en. Deshalb solltet ihr Wochen-

end-/Rheinland-Pfalz-Tickets (mög-

lichst zusammen mit anderen) be-

nutz en, wenn es billiger als die nor-

male Verbindung ist. Bei der Anrei-

se mit Autos bitt en wir euch, Fahrge-

meinschaften zu bilden. Auch hier 

gilt: Nehmt den kürzesten Weg! 

Gäste müssen selbst für ihre Fahrtkos-

ten aufk ommen oder in Fahrgemein-

schaften mit Delegierten anreisen.

Kummernummer
(bitt e nur in dringenden! Fäl-

len anrufen, z. B. bei Proble-

men bei der Anreise o.ä.)

01 51 / 17 33 10 89 (Dominik)

01 70 / 87 80 294 (Charlet)

Diese Seite bitte vollständig lesen!
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1. LSK – Was ist das?
Eine LSK, ausgeschrieben Landes-

schülerInnenkonferenz, ist – der 

Name sagt es schon – eine Konferenz, 

und zwar eine landesweite Konferenz 

von Schülerinnen und Schülern. Die-

se wird von der LandesschülerInnen-

vertretung (LSV) organisiert und ist 

für diese enorm wichtig. Warum? Die 

LSK ist „das oberste beschlussfassen-

de Gremium der LSV“, was schlicht 

und ergreifend heißt, dass in der LSV 

das umgesetz t wird, was die LSK be-

schließt. Aber so weit sind wir nun 

noch nicht. Also, jede SV einer rhein-

land-pfälzischen Schule mit Sekun-

darstufe I oder II schickt zwei Perso-

nen auf die Treff en der Kreis- oder 

Stadt-SV in ihrem Kreis/ihrer Stadt. 

Dabei dürfen dies nicht irgendwelche 

Personen sein, sondern zwei von der 

KlassensprecherInnen- (KSV) oder 

der SchülerInnenvollversammlung 

(SVV) gewählte SchülerInnen. Die-

se handeln im Auftrag ihrer SV, das 

heißt wiederum, dass das, was sie 

auf den Treff en sagen, als Meinung 

ihrer Schule gesehen wird. Diese 

Kreis- und Stadt-SVen schicken wie-

derum Delegierte zur LSK. Wie vie-

le das pro Kreis oder Stadt sind, hängt 

von der Anzahl der SchülerInnen ab.

2. Auf zur LSK!
Nun, lassen wir die Delegierten – 

oder sagen wir einfach DICH – auf 

die LSK fahren. Jetz t packst du deinen 

Rucksack: Kleider, Waschzeug, was 

zu schreiben, die Delegiertenunter-

lagen, Isomatt e, Schlafsack, etc. Also, 

du fährst hin (natürlich werden dir 

die Fahrtkosten erstatt et, wie das geht 

steht unter der Wegbeschreibung) 

und kommst hoff entlich sicher und 

froh in der LSK-Schule an. Dann gehst 

du erst einmal zur Anmeldung.

3. Warten auf den Beginn – 
Anmeldung
Dort erwartet dich jemand von uns. 

Sie bzw. er hält erstmal mit dir einen 

Schwatz  über deine Schule etc. und 

knöpft dir deine Daten ab. Im Gegen-

zug bekommst du eine STIMMKAR-

TE (wird noch sehr wichtig, also nicht 

verlieren). Danach gibt’s Kaff ee und 

Snacks, Fotos von der letz ten LSK und 

viele nett e Leute, die dir bei Fragen 

gerne helfen. Bis dann die LSK offi  zi-

ell vom Landesvorstand eröff net wird.

4. Beginn der LSK – Formalkrams
So, irgendwann hat die Wartezeit 

dann auch ein Ende, alle werden ins 

Plenum (so heißt es, wenn sich alle 

zur Sitz ung treff en) gescheucht und 

ein Mitglied des Landesvorstandes 

sagt euch „Guten Tag, herzlich will-

kommen, wir wählen jetz t die Prä-

sidentin bzw. den Präsidenten.“ Das 

passiert immer auf der ersten LSK im 

Schuljahr, denn ein Präsidium lei-

tet alle LSKen, die in einem Schuljahr 

statt fi nden. Aber warum soll ich da 

jemanden wählen, den ich gar nicht 

kenne? So schlimm ist das nicht, denn 

die Präsidentin/der Präsident leitet 

zwar die LSK, aber wenn sie/er Mist 

baut, kann sie/er auch wieder abge-

wählt werden. Eine Besonderheit ist, 

dass sich die KandidatInnen zwar 

vorstellen, du sie aber nix mehr fra-

gen kannst. Den oder die Präsi un-

terstütz en einE ProtokollantIn und 

einE technischeR AssistentIn. Diese 

drei bilden das Präsidium, leiten die 

LSK. Das Besondere ist, dass die Drei 

nichts Inhaltliches sagen dürfen, son-

dern neutral und unabhängig bleiben 

sollen, von wegen „Fairplay“ und so.

5. Schreckgespenst 
„Geschäftsordnung“
Ach ja, bevor wir jetz t zu den wei-

teren Tagesordnungspunkten kom-

men, ist es unvermeidlich ein paar 

Worte zur – von Erfahreneren liebe-

voll „GO“ genannten – Geschäftsord-

nung zu verlieren. Bei einer LSK tref-

fen sich über 100 Leute, um über SV, 

SchülerInnen, Schule und so weiter 

zu diskutieren. Dies könnte man wild 

durcheinander machen und hätt e viel-

leicht auch ganz nett e Diskussionen 

untereinander. Aber auf der LSK sol-

len ja Diskussionen für alle verständ-

lich geführt werden und am Ende soll 

auch noch was rauskommen. „Struk-

turierung“ heißt dann das Zauber-

wort und diese Strukturierung (frei 

übersetz t: In-Bahnen-Lenken von Dis-

kussionen) geschieht durch die GO. 

Die GO wird von drei Grund-

ideen getragen: 

- Fairness und Waff engleichheit im 

Diskussionsverhalten (alle sind 

gleichberechtigt)

- transparente Diskussionen

- eins nach dem anderen

Man kann darüber streiten, ob die-

se Ansprüche wirklich befriedigt 

werden. Aber vorläufi g muss und 

kann man mit der GO ganz gut le-

ben. Am besten liest du sie dir ein-

fach mal durch. Eigentlich enthält 

sie nur Selbstverständlichkeiten:

- Wenn über A gesprochen wird, soll-

test du nichts zu B, sondern eben über 

A sagen.

- Wenn dir die Diskussion zu lang 

wird und stinkt, streckst du beide 

Arme in die Luft, dann kannst du ei-

nen GO-Antrag auf Beendigung der 

Debatt e (Diskussion zu einem The-

ma), auf Ende der Redeliste (wird nie-

mand mehr dazu geschrieben) und/

oder sofortige Abstimmung stellen.

- Der/die PräsidentIn leitet die Diskus-

sion, sagt wer nun reden darf („gibt 

das Wort“) und verwarnt Störende.

Wenn Du schon oft auf LandesschülerInnenkonferenzen 

warst, dann brauchst Du nun gar nicht weiterzulesen. 

Schicke einfach Deine Anmeldung ab und komm pünkt-

lich. Wenn Du aber noch nie auf einer LSK warst, dann 

legen wir Dir die nachfolgenden Zeilen sehr ans Herz.

Das Wichtigste
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- Bei Abstimmungen darf nur mit der 

Delegiertenkarte in der Hand abge-

stimmt werden (vermeidet, dass Gäste 

selbiges tun...).

Also schlimm ist die GO nun wirk-

lich nicht, höchstens ungewohnt, da-

für aber ungemein hilfreich.

6. Antragsbehandlung
Was ist denn ein Antrag? Die LSK dis-

kutiert über Dinge, die SchülerInnen 

betreff en. Darum kann jede Schülerin 

und jeder Schüler aus Rheinland-Pfalz 

auch verlangen, dass sich die LSK mit 

einem bestimmten Thema beschäf-

tigt. Beispielsweise will eine K. aus X, 

dass ihr Verkehrsverbund, der halb 

Rheinland-Pfalz umfasst, ein Schüle-

rInnenticket einführt. Oder jemand 

will, dass die Bildungsministerin The-

ater als Unterrichtsfach einführt, No-

ten abschaff t, etc. Weiter hinten in die-

sen Unterlagen fi ndest du einen Mus-

terantrag. Der Möglichkeiten sind kei-

ne Grenzen gesetz t. Ob die LSK ei-

nem Antrag zustimmt und der Lan-

desvorstand dann etwas dafür tun 

muss, dass das, was im Antrag steht, 

auch gemacht wird, hängt dann von 

der LSK ab. Übrigens muss ein sol-

cher Antrag den Delegierten rechtz ei-

tig (mindestens drei Tage vor Beginn 

der LSK) vorliegen. Ist etwas ganz 

dringend, kann auf der LSK selbst 

ein sog. „Initiativantrag“ gestellt wer-

den. Den müssen dann mindestens 

fünf Stimmberechtigte unterschreiben 

(„unterstütz en“), damit er – sofern die 

LSK dies beschließt – auf die Tages-

ordnung genommen werden kann.

7. Landesvorstand (LaVo)
Einen zweiten wichtigen Teil der LSK 

nimmt die Wahl des LaVos ein. Er be-

steht aus 5-10 gleichberechtigten von 

der LSK beauftragten Leuten, die Be-

schlüsse ausführen und die Geschäf-

te der LSV führen sollen. Hierbei gibt 

es an Arbeitsbereichen in der Regel:

- InnenreferentIn (Kontakt zu den 

Schulen und der LSV-Gremien 

untereinander)

- AußenreferentIn (Kontakt zum Mi-

nisterium, zu Verbänden und der 

sonstigen Öff entlichkeit)

- FinanzreferentIn (sorgt sich um unser

Geld)

- PressereferentIn (kümmert sich um 

Presse- und Öff entlichkeitsarbeit)

- ReferentInnen, die zu im Arbeitspro-

gramm verankerten Themenbereichen 

arbeiten 

Dem LaVo sollen SchülerInnen von 

mindestens drei verschiedenen Schul-

arten in Rheinland-Pfalz angehören. 

Nach der Beendigung der Amtszeit, 

also nach einem Jahr, muss ein neu-

er LaVo gewählt werden. Die Wahlen 

zum neuen Landesvorstand fi nden 

immer auf der 1. LSK im Schuljahr 

statt . Wahlen laufen immer gleich ab:

– Präsi ruft den Wahlgang auf und bit-

tet um KandidatInnenvorschläge

– Leute können vorgeschlagen werden

(KandidatInnen)

– Präsi schließt die Vorschlagsliste

– Vorgeschlagene stellen sich vor

– Befragung zur Arbeit

– Präsi ruft die Wahl auf

– Wenn eine Person geheime Wahl 

will, wird geheim gewählt, an-

sonsten mit Handzeichen

– Präsi sagt das Ergebnis

– Die Person wird gefragt, ob 

sie die Wahl annehme,

– wenn ja: herzlichen Glückwunsch

– wenn nein: Mist, Neuwahl

Für den Vorstand kandidieren kann 

prinzipiell jede Schülerin und jeder 

Schüler. Ein bisschen SV-Erfahrung 

sollte aber da sein. Allerdings ist al-

les gar nicht so schlimm, wie immer 

getan wird. LaVo-Arbeit ist eine sehr 

hilfreiche und interessante Erfahrung.

8. Kreis- und StadtschülerIn-
nenvertretung (KrSV/SSV)
In jedem Kreis und in jeder kreisfrei-

en Stadt in Rheinland-Pfalz gibt es 

eine Kreis- oder Stadt-SV. Dort tref-

fen sich ca. einmal im Monat zwei De-

legierte jeder Schule im Kreis oder 

der Stadt. Dort kann man sich sehr 

gut über die SVArbeit an den einzel-

nen Schulen austauschen, gemeinsa-

me Projekte planen und in der Schul-

politik im Kreis oder der Stadt mitmi-

schen. Denn die KrSVen und SSVen 

wählen Delegierte für den Schulträge-

rausschuss. Den gibt es in jedem Kreis 

und in jeder Stadt; dieser bezahlt das 

Geld für Gebäude und Einrichtun-

gen. Außerdem wählen die KrSVen 

und SSVen die Delegierten zur LSK.

9. Landesausschuss (LA)
Der LA hat die wichtige Aufgabe, den 

LaVo zu kontrollieren. Zwischen den 

LSKen ist er das höchste beschluss-

fassende Gremium. Im Notfall kann 

er LaVo-Mitglieder nachwählen. Der 

LA besteht aus 12-15 Mitgliedern 

und wird auch auf der LSK gewählt.

10. Delegierte zur Bundesebene
Auf der 1. LSK im Schuljahr werden 

in der Regel 3 Delegierte und 3 Stell-

vertreterInnen für die Bundesebene 

gewählt. Diese treff en sich mit Mit-

gliedern der LSVen anderer Bundes-

länder um sich auszutauschen und 

gemeinsame Aktionen zu planen.

11. Die EinsteigerInnen-LSV
Wer erst einmal ein Jahr in die Ar-

beit des LaVo reinschnuppern möch-

te, bevor sie oder er sich selbst in den 

LaVo wählen lässt, kann sich auf der 1. 

LSK im Schuljahr in die EinsteigerIn-

nen-LSV wählen lassen. Dort kannst 

du die Arbeit des LaVos hautnah mit-

erleben und selbst Aufgaben über-

nehmen, ohne Pfl ichten einzugehen.

12. Landesarbeitskreise (LAKe)
LAKe können von der LSK zu be-

stimmten Themen eingerichtet wer-

den. Sie sind ein in regelmäßigen Ab-

ständen tagendes Diskussionsfo-

rum für interessierte Schülis. Auch 

hier gilt: Mehr Infos auf der LSK!!!
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Wir...
... sind ein Redaktionsteam aus Schülerinnen und Schülern.

... sind auch noch nicht so erfahrene Zeitungsmenschen.

... machen eine Zeitung, in der alles steht, was 

uns und SchülerInnen interessiert.

... sind alles off ene und nett e Menschen.

Du... 
... hast einfach Spaß am schreiben?

... willst mal ausprobieren, wie es ist, eine Zei-

tung selbst zu gestalten?

... willst deine Meinung zu einem bestimm-

ten Thema auch mal anderen mitt eilen?

Dann melde dich bei uns unter info@lsvrlp.de oder sag ei-

nem Mitglied des Landesvorstandes gleich auf der 52. LSK be-

scheid! Wir freuen uns auf dich und deine Mitarbeit.

Was ist der Lichtblick eigentlich?
Der Lichtblick ist einfach eine landesweite SchülerInnen-

zeitung, die auch von SchülerInnen gemacht wird. Ne-

ben dem Thema Schule fi ndet hier alles Platz , was SchülerIn-

nen interessiert oder was die RedakteurInnen gerade so be-

wegt – ohne Einschränkung. Der Lichtblick erscheit zwei 

Mal im Jahr, manchmal gibt es noch eine kleine Sonderaus-

gabe. Im Lichtblick kann endlich das gesagt und geschrie-

ben werden, was uns SchülerInnen bewegt, wofür wir uns in-

teressieren und – vor allem – was wir verändern wollen.

we want you
 for the next „Lichtblick“

Bild: michusteiner / photocase.com
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Wenn dir ein Thema wichtig ist 

und du willst, dass sich die LSV da-

mit befasst, kannst du einen An-

trag schreiben. Dieser wird dann 

auf der LSK abgestimmt.

Antragsschluss für diese LSK – so 

dass satz ungsgemäß die Anträ-

ge den Delegierten bis drei Tage 

vor der Konferenz zugehen kön-

nen – ist Freitag, der 16. April 2010.

Danach, also auch auf der LSK selbst, 

kannst du noch Initiativanträge stel-

len. Das bedeutet, dass dein Antrag, 

bevor du ihn auf der LSK beim Prä-

sidium einreichen kannst, von min-

destens 5 Stimmberechtigten un-

terschrieben („unterstütz t“) wer-

den und das Plenum dann noch 

mehrheitlich für die Behandlung 

des Antrages stimmen muss.

Ein Antrag besteht aus vier Teilen:

1. AntragstellerIn: 

Dein Name, oder auch ein SV-Team

2. Betreff : 

Beschreibe hier kurz um was es 

geht, nicht mehr als zwei Zeilen 

3. Antragstext: 

Das ist das Wichtigste überhaupt.

Der Antragstext sollte präzise for-

muliert sein. Hier hinein kommt, 

wer was Deiner Meinung nach tun 

soll. Schreibe hier nichts Erklä-

rendes rein („... soll, weil ...“), da-

für ist nämlich Platz  in der

4. Antragsbegründung:

Was hier drin steht, wird nicht mit ab-

gestimmt, d.h. wenn in diesem Teil 

eine Forderung oder Anweisung steht, 

ist sie nicht gültig/verbindlich. Hier 

kannst du nur erklären, warum das 

getan werden soll, was du oben ge-

schrieben hast! Als Beispiel kannst 

du den (zugegebenermaßen extrem 

sinnlosen) Musterantrag nehmen!

Wie schreibe ich einen Antrag an die LSK?

AntragstellerIn:

SV der EDS, Bad Münster am Stein

Betreff :

Kaugummiautomaten an Schulen

Antragstext:

Die LSV soll sich für mehr Kaugum-

miautomaten an Schulen einsetz en. 

Je 250 SchülerInnen soll mindestens 

ein Kaugummiautomat zur Verfü-

gung stehen. Es sollen Kaugummis 

in den  Geschmacksrichtungen Vanil-

le, Schinken, Erdbeere, Pfeff ermin-

ze, Kirsche und Popel verkauft wer-

den. Die Kaugummiautomaten sollen 

vom Ministerium für Umwelt, Fors-

ten und Verbraucherschutz  (MUm-

FoV) zur Verfügung gestellt werden. 

Begründung (wird nicht 

mit abgestimmt):

Neuesten Studien zufolge fördert 

Kaugummikauen die Konzentrati-

on und macht Spaß. Außerdem hat 

mensch nicht mehr die Panik vor 

Arbeiten, keinen Kaugummi da-

bei zu haben. Auch viele LehrerIn-

nen erfreuen sich am Anblick kau-

ender SchülerInnen in ihren Klas-

sen und Kursen. Schon sämtliche Stel-

len der Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion (ADD) haben Kau-

gummiautomaten zur Verfügung ge-

stellt bekommen. Dies soll nun eben-

so an allen Schulen passieren.

Musterantrag



13

Reader zur 52. LSK

Inhalte

Tagesordnung

Beginn der Konferenz: 

Freitag, 27.05.2011 18 h 

TOP 1: Begrüßung, Feststellung der 

Beschlussfähigkeit, Beschluss der 

Tagesordnung, Wahl des Präsi-

diums, Genehmigung des Pro-

tokolls der 50. LSK*, Genehmi-

gung des Protokolls der 51. LSK, 

TOP 2: Anträge an die 51. LSK*

TOP 3: Anträge an die 52. LSK

TOP 4: Entlastungen der ausge-

schiedenen AmtsträgerInnen

TOP 5: Nachwahlen zum 

Landesvorstand

TOP 6: Nachwahlen zur Bundesebene 

TOP 7: Nachwahlen zum 

Landesausschuss

TOP 8: Sonstiges

Hinweis:

Da die mit einem * gekennzeichne-

ten Punkte der Tagesordnung von 

der 50. LSK vom 19.-21.11.2010 in En-

kenbach-Alsenborn und der 51. LSK 

am 24.01.2011 in Mainz wegen Be-

schlussunfähigkeit vertagt wurden, 

ist die Zahl der anwesenden Dele-

gierten gem. § 49 (1) Satz  2 des rhein-

land-pfälzischen Schulgesetz es für 

die Beschlussfassung zu diesen Punk-

ten bei der 52. LSK nicht relevant.

Antrag A 1 

Erziehung zu kritischem Denken

AntragstellerIn: 

LaVo der LSV RLP 

Antragstext: 

Die LSV soll sich für eine Erzie-

hung zu kritischem Denken an Schu-

len in Rheinland-Pfalz einsetz en. 

Dazu soll unter anderem im Schul-

gesetz  des Landes Rheinland-Pfalz 

der Paragraph §1 (2) die Passage 

In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die 

Schule [...] zur Bereitschaft, Ehrenäm-

ter und soziale und politische Aufgaben 

im freiheitlich-demokratischen und so-

zialen Rechtsstaat zu übernehmen, [...] 

geändert werden in: 

In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die 

Schule [...] zur Bereitschaft, Ehrenäm-

ter und soziale und politische Aufga-

ben zu übernehmen sowie kritisch poli-

tische und gesellschaftliche Systeme und 

Handlung unter Berücksichtigung der 

historischen Bedeutung und im interna-

tionalen Vergleich zu beleuchten, [...]. 

Weiterhin möge sich die LSV 

eine Änderung der Landesver-

fassung bezüglich Artikel 33 

'Grundsätz e für die Schulerziehung' 

Die Schule hat die Jugend zur [...] 

zu sitt licher Haltung und berufl i-

cher Tüchtigkeit und in freier, de-

mokratischer Gesinnung im Geis-

te der Völkerversöhnung zu erziehen. 

in

'Grundsätz e für die Schulerziehung' 

Die Schule hat die Jugend [...], zu sitt -

licher Haltung und berufl icher Tüch-

tig- keit und in kritischer Auseinander-

setz ung mit politischen Systemen, Hand-

lung und der freien, demokratischen Ge-

sinnung im Geiste der Völkerversöhnung, 

deren historischer Bedeutung und dem 

internationalen Vergleich zu erziehen.

einsetz en. 

Außer der alleinigen theoretischen 

und juristischen Änderung im Schul-

gesetz  bzw. der rheinland-pfälzischen 

Landesverfassung soll der Landes-

vorstand weiterhin Aktionen star-

ten, die die Forderung und vor al-

lem deren Umsetz ung durch das Bil-

dungsministerium unterstütz en 

und sich unter anderem für eine kri-

tischere Auseinandersetz ung mit 
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politischen und gesellschaftlichen 

Themen in der Unterrichtsgestal-

tung, aber insbesondere auch im all-

gemeinen Schulalltag aussprechen.

Antragsbegründung 

(wird nicht mit abgestimmt!):

Der Grundsatz , Schülerinnen und 

Schüler zum eigenverantwortlichen 

Urteilen zu erziehen, soll auch bei 

der Auseinandersetz ung mit Staats- 

und Gesellschaftssystemen Anwen-

dung fi nden, um eine möglichst un-

voreingenommene Herangehenswei-

se an dieses Themenfeld zu gewähr-

leisten. Derzeit wird dies, insbeson-

dere in den gemeinschaftskundli-

chen Fächern, die dieses Themen-

feld konkret behandeln, vernachläs-

sigt. Häufi g werden fremde Staats-, 

Gesellschafts- und Wirtschaftssyste-

me, ob in Hinblick auf Funktionali-

tät oder auch auf die zu Grunde lie-

genden Wertvorstellungen, von vor-

ne herein als weniger sinnvoll dar-

gestellt und so nur einseitig beleuch-

tet. Zwangsläufi g ist das Ergebnis 

des Unterrichts somit, dass das Sys-

tem der Bundesrepublik Deutsch-

land, bzw. die westliche Ordnung und 

Weltanschauung, das einzig Sinnvol-

le ist. Den Lernenden wird so eine be-

schränkte Sichtweise vermitt elt. Wün-

schenswert wäre es jedoch, auch das 

System in dem wir leben einer kriti-

schen Untersuchung zu unterziehen, 

um jedem Schüler und jeder Schüle-

rin letz tlich in seiner oder ihrer selbst-

bestimmten Meinungsfi ndung zu för-

dern. Nur so kann das Grundrecht 

auf Meinungsfreiheit in seiner ganzen 

Spannweite wahrgenommen werden. 

Antrag A 2

Frauenrolle in Schulbü-
chern und Lehrplänen

AntragstellerIn: 

Landesvorstand 2010-2011

Antragstext: 

Der Landesvorstand der Landesschü-

lerInnenvertretung Rheinland-Pfalz 

soll sich für eine kritische Hinterfra-

gung und Bearbeitung der Rolle der 

Frau in Schulbüchern und in Lehrplä-

nen einsetz en. Es soll nicht das ver-

altete Bild der Frau des 19. Jahrhun-

derts beibehalten, sondern die Rolle 

der emanzipierten Frau gestärkt wer-

den. Die Lehrpläne in Deutsch und 

Geschichte sollen mehr Frauen behan-

deln und im Unterricht soll die Rolle 

der Frau in den einzelnen Geschichts- 

und Literaturepochen kritisch be-

trachtet und behandelt werden.

Antragsbegründung

(wird nicht mit abgestimmt!):

In Schulbüchern sind knapp 20% der 

abgebildeten Personen Frauen. Nur 

10% dieser Frauen sind jedoch als ge-

werbstätig dargestellt und dabei nur 

als Sekretärinnen, Raumpfl egerinnen, 

Kassiererinnen, Krankenschwestern, 

usw. Die übrigen 90% sind Hausfrau-

en und Mütt er, die putz en, kochen, ba-

cken und einkaufen gehen. In Mathe-

matikbüchern z.B. sind Männer die-

jenigen, die ein Haus bauen, die Flä-

che des Grundstückes vermessen 

oder einen Kredit aufnehmen. Frau-

en dagegen kaufen Kleidung, Lebens-

mitt el oder Putz mitt el ein. Das Pro-

blem dabei ist, dass den Schülerin-

nen und Schülern so eine sehr veral-

tete und diskriminierende Rolle der 

Frau gezeigt wird und sie sich so auch 

ein falsches Bild der Realität machen. 

Mädchen könnten so später Proble-

me bekommen, sich in anderen Be-

rufen zu behaupten, oder sich selbst 

um Finanzen und Kredite zu küm-

mern, die nach den meisten Schulbü-

chern „Männersache“ sind. Auch in 

vielen Lehrplänen, z.B. in Geschichte, 

werden die Frauen ausgelassen, nur 

Männer sind diejenigen, die die Ge-

schichte voran bringen oder beson-

ders gute Ideen haben. Auch wenn 

früher die Rolle der Frau abgewer-

tet und als sehr unwichtig gesehen 

wurde, ist es sinnvoll im Unterricht 

die Gründe und Umstände zu behan-

delt, um ein allgemeines Verständnis 

und Bewusstsein über die Rollen der 

Frau in der Geschichte zu schaff en. So 

wird auch das kritische Denken der 

Schülerinnen und Schüler gefördert. 
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Antrag A 3

Religionsunterricht und 
religiöse Bezüge

AntragstellerIn: 

Sebastian Gräber 

Antragstext: 

Die 52.LSK möge beschließen: Der 

Landesvorstand soll sich dafür ein-

setz en, dass religiöse Bezüge, vor al-

lem der Satz  zur Erziehung zur Got-

tesfurcht innerhalb der Schule, aus 

der rheinland-pfälzischen Landesver-

fassung von gestrichen werden. Statt -

dessen fordert die LSV weiterhin ein 

neutrales Unterrichtsfach zum Er-

satz  des aktuellen Religionsunter-

richtes. Dieser Unterricht soll ein ob-

jektives Bild über verschiedene Re-

ligionen, Weltanschauungen und 

Ethik geben sowie über Religionskri-

tik aufk lären und somit ein Umfas-

senden Eindruck bei den SchülerIn-

nen schaff en. Der Besuch eines spezi-

fi schen Religionsunterrichtes, den es 

für alle Weltreligionen geben muss, 

soll freiwillig neben dem neuen Un-

terrichtsfach Angeboten werden und 

ab der Klassenstufe 7 wählbar sein.

Antragsbegründung: 

(wird nicht mit abgestimmt!):

In der rheinland-pfälzischen Landes-

verfassung ist festgelegt, dass "Die 

Schule [...] zur Ehrfurcht vor Gott " er-

ziehen soll. Damit ist jedoch nicht ir-

gendein Gott  gemeint, sondern der 

christliche Gott  und kein anderer. Die-

ser Satz  widerspricht also von Grund-

auf dem Grundrecht der Religions-

freiheit, das im Grundgesetz  veran-

kert ist. Die Schule gibt nur einen ein-

seitigen Religionsunterricht, der vom 

ersten Schuljahr an verpfl ichtend ist. 

Ein Wechsel in Ethik ist zwar mög-

lich, wird aber kaum wahrgenommen. 

Innerhalb der Schule hat das Chris-

tentum also eine Vormachtstellung, 

während andere Religionen ihren Un-

terricht außerhalb der Schule leisten. 

Zudem darf die Kirche – und nicht 

das Land – bestimmen, welche Lehre-

rInnen eingestellt werden. Vertreten 

diese nicht die korrekte Einstel-

lung, so ist es den Kirchen bei weitge-

hender Umgehung des Arbeitsrech-

tes erlaubt, die Lehrkräfte abzuset-

zen. Die Kirchen üben hier also mas-

siven Einfl uß auf Schule und Unter-

richt aus und werden kritischen Un-

terricht eher nicht zulassen, während 

andere Religionen vernachlässigt wer-

den. Ein neues Ersatz fach soll deshalb 

umfassend über Religionen und Re-

ligion an sich aufk lären sowie ande-

re Weltanschauungen darstellen. Da-

durch ist die Religionsfreiheit und vor 

allem die freie Wahl der Religionsan-

schauung gewährleistet und eine Ma-

nipulation ausgeschlossen. Wenn einE 

SchülerIn jedoch mehr über seine/ihre 

Religion erfahren möchte, sollte dies 

für alle Religionen jedoch auch ge-

währleistet sein. Deshalb soll ab der 7. 

Klasse auch ein zusätz licher, freiwil-

liger Unterricht angeboten werden. 
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Antrag A 5

Vertrauenslehrer

Antragsteller: 

Lukas Böhm

Antragstext:

Die LSK möge Punkt 4 des Grundsatz -

programms um folgenden Text ergänzen:

4.1 Vertrauenslehrer

Um ihrem Anspruch, die Vertre-

tung für alle Schüler in Rheinland- 

Pfalz zu sein, auch gerecht wer-

den zu können, fordert die LSV 

die stärkere Förderung und Wei-

terentwicklung des Amtes der 

Vertrauens-/Verbindungslehrer.

 Möglichkeiten dazu sind beispiels-

weise eine Reduzierung der An-

zahl der Wochenstunden für einen 

Vertrauenslehrer, eine höhere Be-

zahlung, das Ausbauen der Rech-

te eines Vertrauenslehrers auch ge-

genüber der Schulleitung oder die 

Entbindung von der gleichzeiti-

gen Rolle eines Klassenlehrers.

Antragsbegründung:

(wird nicht mit abgestimmt!):

Die momentane gesetz liche Lage ver-

hindert durch die Mehrfachbelas-

tungen von Lehrern, dass ein Ver-

trauenslehrer im notwendigen Maße 

die betreff ende Schülervertretung 

Antrag A 4

Bildungsföderalismus

AntragstellerIn: 

Sebastian Gräber 

Antragstext:

Die 52.LSK möge beschließen: Die 

LSV Rheinland-Pfalz soll sich bei ei-

ner Lockerung des Kooperationsver-

botes zwischen Bund und Ländern 

dafür einsetz en, dass die Kompetenz 

der Länder uneingeschränkt erhal-

ten bleibt. Eine Lockerung zur fi nan-

ziellen Unterstütz ung wird durch-

aus gewünscht, eine Kompetenz-

vermischung oder gar eine Über-

nahme durch das Bundesministe-

rim lehnt die LSV jedoch strikt ab.

Antragsbegründung: 

(wird nicht mit abgestimmt!):

Nachdem die große Koalition 2009 ein 

Kooperationsverbot zwischen Bund 

und Ländern eingeführt hat, wer-

den in letz ter Zeit immer mehr For-

derungen nach einer Lockerung die-

ses Verbotes laut, die vor allem fi nan-

zielle Hintergründe haben. Zur Un-

terstütz ung der Länder soll es mög-

lich sein, dass das Bundesministe-

rium für Bildung und Forschung 

(BMBF) Gelder umverteilen kann. Bei 

diesem Vorschlag schwingt jedoch 

oft auch die Idee der Kompetenz-

vermischung mit. Dieser Idee sollte 

sich die LSV jedoch entgegenstellen, 

da der Bildungsföderalismus durch-

aus seinen Sinn hat. Eine Zentral-

kompetenz seitens der Bundesre-

gierung ist zu vermeiden, da die-

se sehr Standortfern ist und die regi-

onalen Unterschiede und Gegeben-

heiten nicht berücksichtigt. Eine Ver-

einheitlichung des deutschen Schul-

system, das angeblich bessere Ver-

gleichbarkeit schaff en soll, käme einer 

Gleichschaltung gleich, die die Ein-

zelinteressen stark vernachlässigt und 

dem Schulsystem insgesamt scha-

den würde. Eine fi nanzielle Unter-

stütz ung wäre aufgrund der Finanz-

lage jedoch durchaus zu begrüßen. 
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unterstütz en kann, was sich beson-

ders negativ auf die Arbeit von SVen 

an Realschulen plus und Hauptschu-

len niederschlägt. Dies hängt auch 

damit zusammen, dass die Aktiven 

in diesen Schulformen schlicht jün-

ger sind als in anderen, was sie in ih-

rer Mobilität, der Sicherheit im Um-

gang mit den eigenen Rechten als SV 

aber auch einfach in der Dauer ih-

rer Amtsausübung einschränkt.   

Findet jedoch die SV- Arbeit in die-

sen Schulformen weniger effi  zient 

statt  als zum Beispiel an Gymnasi-

en, sind diese Schulformen auch in 

den Stadt- und Kreis- SVen sowie 

bei den Delegierten zur LSK unter-

repräsentiert. Die Probleme, die Äm-

ter in der LSV tatsächlich satz ungs-

gemäß quotiert nach Schulformen zu 

besetz en, sind ein Beleg für die Exis-

tenz dieses Problems, dem sich die 

LSV, möchte sie ihrem Anspruch, tat-

sächlich G(!)LSV zu sein gerecht wer-

den, dringend annehmen muss. 

Ein erster Schritt  dazu ist die Forde-

rung nach einer Verbesserung der 

Arbeitssituation von Vertrauensleh-

rern speziell in diesen Schulformen.

Sämtliche hier gemachten Feststellun-

gen beruhen auch auf den Ergebnis-

sen, die ich im Rahmen meiner Fach-

arbeit „Schülervertretungen in Rhein-

land- Pfalz“ erzielen konnte, für 

die ich Material von über 50 rhein-

land- pfälzischen SVen auswertete.     

Antrag A 6

Kaugummikauen im Unterricht

AntragstellerIn: 

Klara Mladinic

Antragstext:

Die 52. LandesschülerInnen-

konferenz beschließt:

Die LSV setz t sich für mehr Kaugum-

mikauen im Unterricht ein. Die jetz -

tigen Verbote gegen Kaugummi-

kauen im Unterricht sollen aufge-

hoben werden. Das Kaugummikau-

en während des Frontalunterrichts 

soll gefördert werden. Vor Klassen- 

und Kursarbeiten sollen die Schüler-

Innen jedoch über die Ablenkung 

des Kaugummikauens während 

des Schreibens aufgeklärt werden.

Antragsbegründung

(wird nicht mit abgestimmt!):

Kaugummikauen im Unterricht 

steigert die Konzentrationsfähig-

keit und verlängert die Aufnahme-

fähigkeit bei Frontalunterricht. Zu-

dem macht es auch noch Spaß. Durch 

Verbote wird das Kaugummikau-

en und an Tische kleben nur zur lus-

tigen Rebellion. Jedoch könnte die 

Schule viel sinnvoller den Schülerin-

nen und Schüler Ordnung beibringen, 

ohne Zwang einer oder eines Bevor-

munderIn. Wann sollen sie es sonst 

lernen, wenn nicht in der Schule?

In Arbeiten jedoch lenkt Kaugummi-

kauen ab, da der Mensch denken, sch-

reiben und kauen muss. Dies soll-

te nicht verboten werden, sondern 

die Schülerinnen und Schüler sol-

len darüber aufgeklärt werden. Ge-

nau dies fördert auch das eigenständi-

ge Denken und kritisch hinterfragen, 

statt  sture Befolgung oder Rebellion.    
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Satzungsändernder 

Antrag VS 1 

SKVoKo-Treffen

AntragstellerIn: 

Landesvorstand 09/10

Antragstext:

Ändere Paragraph 34. der Sat-

zung der LSV in:

Die Kreis- und StadtschülerInnen-

vertretungen sollen zum Zweck 

der Koordination und des Kon-

takts zum LaVo einen Vorstand wäh-

len. Es soll mindestens einmal im 

Schulhalbjahr an Treff en aller Vor-

standssprecherInnen und des Lan-

desvorstand teilgenommen werden.

sowie Paragraph 21. d) in:

... der Kontakt zu den Kreis- und 

StadtschülerInnenvertretungen 

und den SchülerInnenvertretun-

gen. Hierfür soll mindestens ein-

mal im Schulhalbjahr ein Tref-

fen mit allen KrSV-/SSV-Vorstands-

sprecherInnen einberufen werden.

Anträge an die 50. & 51. LSK
Da die folgenden Anträge von der vorletz ten, 50. LSK, vom 19.-21. November 2010 in Enkenbach-Al-

senborn, sowie der letz ten, 51. LSK, am 24. Januar 2011 in Mainz wegen Beschlussunfähigkeit ver-

tagt wurden, ist die Zahl der anwesenden Delegierten gem. § 49 (1) Satz  2 des rheinland-pfälzischen 

Schulgesetz es für die Beschlussfassung zu diesen Punkten bei der 52. LSK nicht relevant.

Begründung:

Erfolgt mündlich.
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Satzungsändernder

Antrag VS 2 

Aufgaben des Landesausschuss

AntragstellerIn: 

Landesvorstand 2009/10

Antragstext: 

Die LandesschülerInnenkonferenz möge 

folgenden satz ungsändernden Antrag

beschließen:

Ändere Punkt 29. der Sat-

zung der LSV RLP in:

Für den Fall des Ausscheidens ein-

zelner Mitglieder aus dem LaVo 

oder der Bundesebene kann die LSK 

oder der LA Nachwahlen vorneh-

men, sofern zu diesem Punkt einge-

laden wurde. Für den Fall des Rück-

tritt s der Mehrheit des LaVos wählt 

der LA einen provisorischen LaVo, 

der die nächste LSK einberuft, auf 

der ein neuer LaVo gewählt wird.

Ändere Punkt 42. der Sat-

zung der LSV RLP in:

Zu den Aufgaben des LAs gehört:

a) Beratung und Unter-

stütz ung des LaVos;

b) die Kontrolle der laufen-

den Arbeit des LaVos;

c) die Nachwahl einzelner Mitglie-

der des LaVos oder der Bundesebene;

d) die Bestätigung und Kont-

rolle des Arbeitsberichts, wel-

chen der LaVo der LSK vorlegt;

e) die Wahl eines provisori-

schen LaVos, sollte die Mehr-

heit des LaVos zurücktreten;

f) die Beschlussfassung über den 

Haushalt und eventuelle Nach-

tragshaushalte der LSV.

Ändere Punkt 39. der Sat-

zung der LSV RLP in:

Der Landesausschuss ist beschluss-

fähig, wenn mindestens die Hälf-

te der stimmberechtigten Delegier-

ten anwesend ist und ordnungsge-

mäß eingeladen wurde. Die Ein-

ladung zu den Sitz ungen des Lan-

desausschusses ist schriftlich un-

ter Angabe von Ort und Zeit sowie

vorläufi ger Tagesordnung mindes-

tens eine Woche außerhalb der Fe-

rien vor der Sitz ung an die De-

legierten zu verschicken.

Antragsbegründung:

Erfolgt mündlich.



20

Reader zur 52. LSK

Anträge

Antrag VA 1
Unterrichtsausfall

AntragstellerInnen: 

Sebastian Gräber, 

Patrick Simon, Marlene Schmahl

Antragstext:

Die LSK möge keine weiteren Aktio-

nen gegen den Unterrichtsausfall an

rheinland-pfälzischen Schulen un-

ternehmen. Statt dessen soll sich die 

LSV dafür einsetz en, dass an al-

len Schulen vielfältige und interes-

sante Möglichkeiten der Beschäfti-

gung in der unterrichtsfreien Zeit 

zur Verfügung gestellt werden.

Begründung:

Die Beseitigung von Unterrichtsaus-

fall allein kann nicht die Übel des

momentanen Schulsystems besei-

tigen. Alleine den Unterrichtsaus-

fall zu kritisieren heißt, weder feh-

lende Demokratie, noch autoritäre

Bewertungssysteme, noch das mehr-

gliedrige Schulsystem zu kritisie-

ren, sondern eben nur, dass das jet-

zige System nicht korrekt arbeitet.

Ganz im Gegenteil ist die persönli-

che Einstellung des Gros der Schü-

lerInnen durchaus positiv zu außer-

planmäßigen Freistunden und über 

ein wenig Freizeit im drögen Schul-

alltag durchaus froh. Das ist kein Zu-

fall, denn klar ist, dass die meis-

ten SchülerInnen eben nicht ger-

ne in ihren jetz igen Unterricht ge-

hen, gerade auch weil mensch dazu

gezwungen wird, nicht mitbestim-

men darf und sich zumeist eher

mitt elalterlich anmutenden Unter-

richtsmethoden aussetz en muss.

Dahingegen bleibt in Freistunden 

auch Zeit dafür, mit FreundInnen zu

diskutieren, ein wenig abzuschal-

ten und vielleicht ein Buch zu lesen,

kurz: sich einfach auch mal mit dem 

zu beschäftigen, was einen gerade

wirklich interessiert.

Gerade in der Unter- und Mitt elstu-

fe bedeuten Freistunden, die dort ja 

Vertretungsstunden sind, auch eine 

Lehrerin/ein Lehrer vor sich zu ha-

ben, die/den mensch nicht kennt, 

und sich dort entweder mit sinn-

losen Spielen à la Daumendrü-

cken oder mit meist fachfremden 

Dingen auseinander zu setz en.

Lernen ist nicht gleichbedeutend 

mit Unterricht (das gilt natürlich

ebenso andersherum). Bis nicht eine 

Schule geschaff en ist, in der ein

selbstbestimmtes und demokratisch 

organisiertes Lernen vollständig

möglich ist, bleibt LehrerInnenman-

gel doch eher ein Phänomen, über das

mensch allerlei tolle Statistiken anstel-

len, vor allem aber sich freuen kann.
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Antrag VA 2
MSS-Reform

Antragsteller:

Sebastian Gräber, Patrick Simon

Antragstext: 

Die 50. LSK möge beschließen:

Die LandesschülerInnenvertretung 

Rheinland-Pfalz lehnt die geplan-

te Reform der Mainzer Studienstu-

fe grundlegend ab und setz t sich, 

beispielsweise mit dem LAK Pro-

test oder durch einen Zusammen-

schluss mit anderen Organisationen 

gegen die geplanten Reformen ein. 

Statt dessen fordert die LSV weiter-

hin eine freie Wahl der Fächerkombi-

nation in der Oberstufe, bei der alle 

Fächer gleich behandelt werden. 

Antragsbegründung 

(wird nicht mit abgestimmt):

Die vom MBWJK geplanten Refor-

men, die auf einen Beschluss der Kul-

tusministerInnenkonferenz zurückge-

hen, widersprechen stark den Forde-

rungen der LSV. Nach den neuen Plä-

nen wird die Wahl der Grund- und 

Leistungskurse stark eingeschränkt, 

sodass eine freie Wahl der Kurse un-

möglich wird. Besonders betroff en 

sind die Bereiche Kunst, Musik und 

Sport, sodass vor allem an diesen Din-

gen interessierte SchülerInnen in ih-

rer Ausbildung benachteiligt werden.

Außerdem soll bei der Wahl be-

stimmter Kombinationen ein fünf-

tes mündliches Prüfungsfach hin-

zugefügt werden, was Ungleich-

behandlung und erschwerte Prü-

fungsbedingungen zur Folge hat.

Die Wahl „einfacher“ und „unwichti-

ger“ Fächer wie Musik oder auch So-

zialkunde wird stark erschwert, wo-

hingegen die Wahl von Fächern wie 

beispielsweise Mathematik oder Phy-

sik eher gefördert wird. Die Schüle-

rInnen werden somit in ihrer Wahl-

freiheit und Individualität stark da-

durch eingeschränkt, welche Fächer 

das Ministerium gerade für besonders 

„wichtig“ oder „fördernswert“ hält.

Antrag VA 3
Gründung des LAK Basisarbeit

AntragstellerIn: 

Landesvorstand 2009/10

Antragstext: 

Die LandesschülerInnenkon-

ferenz möge beschließen:

Es soll der Landesarbeitskreis Basisar-

beit gegründet werden. Er soll die Ar-

beit der Basisbeauftragten der jewei-

ligen Kreise und Städte und die Ar-

beit des Landesvorstandes unterstüt-

zen, indem er engagierten SchülerIn-

nen eine Platt form zur Vernetz ung 

der Basisbeauftragten bietet und Mo-

bilisierungsmethoden vermitt elt.

Antragsbegründung 

(wird nicht mit abgestimmt):

Seitdem die LSV RlP eine Vertretung 

für alle SchülerInnen weiterführen-

der Schulen ist, ist Basisarbeit zu ei-

nem noch wichtigeren Thema gewor-

den. Die Mobilisierung der Delegier-

ten fällt in vielen Kreisen und Städ-

ten nach wie vor schwer, was sich 

auch negativ auf die Beschlußfähig-

keit der LSK auswirkt. Der LAK Basi-

sarbeit soll daher helfen, die Schüle-

rInnen zu mobilisieren, auch, damit 

die Arbeit auf allen Ebenen während 

oder nach den Sommerferien nicht 

zum stillstand kommt, da zu dieser 

Zeit immer viele Aktive ihren Schul-

abschluss machen und daher nicht 

mehr in den SVen mitwirken können.
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Liebe LSV-Menschen!

Ich bin Cedric, 18 Jahre alt und habe 

gerade mein Abitur gemacht und 

bin deswegen schon aus dem Lan-

desvorstand ausgeschieden. 

Leider kann ich heute nicht 

bei euch sein, denn ich befi n-

de mich gerade auf einer Interrail-

tour irgendwo in Südeuropa. 

Ich war nur relativ kurz im LaVo, 

nämlich von meiner Wahl im Janu-

ar bis zum Ende meiner Schulzeit 

am 31. März. Rückblickend fi nde ich 

es schade, dass ich mich nicht frü-

her zur Wahl gestellt habe. Ich habe 

mich bei der letz ten LSK zur Wahl ge-

stellt, obwohl ich wusste, dass ich 

bald ausscheiden würde, aber ich den-

ke, dass ich trotz dem etwas beitra-

gen konnte und dass es so besser war 

als wenn der Posten gar nicht besetz t 

gewesen wäre. Diese Zeit war stark 

von der Landtagswahl und dem da-

zugehörigen Wahlkampf geprägt. 

Es gab also unzählige Wahlkampf-

veranstaltungen und Diskussionen 

zu denen wir eingeladen wurden. 

Einige Veranstaltungen habe ich be-

sucht und dort die Forderungen der 

LSV vertreten. So war ich zum Bei-

spiel beim Landesarbeitskreis Bildung 

der Grünen, einer Diskussionsrunde 

der SPD und habe ein Interview bei „3 

Tage Wach“ bei den Grünen gegeben. 

Neben diesen Möglichkeiten die LSV 

in der Öff entlichkeit zu repräsentie-

ren, habe ich auch an fast allen Sit-

zungen teilgenommen. Darunter eine 

von zwei Sitz ungen des Landesvor-

stands und mehrere Organisationssit-

zungen für das Sommercamp oder Ri-

SiKo. Zudem habe ich die Konferenz 

der Stadt- und Kreis-SV-Vorstände mi-

torganisiert, habe die Einladung ge-

schrieben, die Anreise organisiert, ei-

nen Workshop mit vorbereitet und 

war natürlich auch vor Ort dabei. 

Außerdem habe ich, zusammen mit 

Klara, „meine“ Kreis-SV Bad Kreuz-

nach betreut und dort weiterhin 

im Kreisvorstand mitgearbeitet.

Wenn ich zurückblicke denke ich, 

dass vor allem die vielen kleinen Din-

ge, also hier mal eine Mail, dort mal 

eine Einladung schreiben oder etwas 

raussuchen, die waren, die summiert 

am meisten Zeit gebraucht haben.

Alles in allem hat mir die Arbeit im 

LaVo sehr viel Spaß gemacht und 

wenn ich die Zeit zurückdrehen könn-

te, würde ich versuchen früher in 

den LaVo zu kommen (klingt doof, 

ist aber so!). Ich vermisse schon jetz t 

die regelmäßigen Zugfahrten nach 

Mainz und die vielen lustigen Stun-

den in der Landesgeschäftsstelle. 

Also, schreckt nicht davor zurück 

und stellt euch als KandidatIn für 

den Landesvorstand zur Wahl! 

Macht's gut!

Euer Cedric

Hallo liebe SchülerInnen,

ich heiße Jamina, bin 19 Jahre alt 

und wurde im Januar von Euch 

in den Landesvorstands gewählt. 

Da ich im März mein Abitur ge-

macht habe und damit keine Schü-

lerin mehr war, schied ich auto-

matisch aus dem Vorstand aus. 

In den zwei Monaten übernahm ich 

die Arbeitsbereiche Bildungsfi nan-

zierung, Ganztagsschulprogramm, 

SKVoKo und den Tag der SchülerIn-

nenrechte. So besuchte ich beispiels-

weise einen Kongress der GGG am 

Hessischen Gesamtschultag und orga-

nisierte ein erstes Treff en zur Planung 

des Tags der SchülerInnenrechte. Des 

Weiteren bereitete ich mit den ande-

ren Verantwortlichen die SKVoKo 

vor und half bei der Durchführung. 

Zudem war ich an der Planung 

von RiSiKo'11 beteiligt, bei der ich 

u.a. mit nach einem Ort suchte.

Diskussionen, Kongresse, Orga-

nisatorisches, gelegentliche Zug-

fahrten, Sitz ungen, … alles in allem 

war die – wenn auch nur sehr kur-

ze – Zeit im Landesvorstand sehr ab-

wechslungsreich und hat viel Spaß 

gemacht, ich kann Euch also nur 

empfehlen, sich zu engagieren!

Eure Jamina

Cedric JürgensenCedric Jürgensen Jamina DielJamina Diel
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Liebe Delegierte zur LSK,

im Januar habt ihr mich zum Bun-

desdelegierten der LSV Rhein-

land-Pfalz gewählt. Da ich im März 

mein Abitur gemacht habe, bin ich 

nun kein Schüler mehr, kann also 

auch nicht mehr in der LSV aktiv 

sein. Daher fi ndet ihr an dieser Stel-

le meinen Rechenschaftsbericht:

Meine „Kernaufgabe“ als Bundes-

delegierter, den Kontakt zu ande-

ren LSVen zu halten, habe ich im Fe-

bruar beim Besuch des Landes-

schülerrats (LSR) Hessen und des 

Landesschülerparlaments (LSP) 

der LSV der Gymnasien Schles-

wig-Holstein wahrgenommen:

In Schleswig-Holstein war ich 

schon zum zweiten Mal; als de-

signierter Bundesdelegierter war 

ich bereits im vorigen Jahr auf ei-

nem LSP gewesen und hatt e dort 

u.a. auch einen Workshop zum 

Thema Notenkritik gehalten.

Auf dem LSP im Februar ging es 

hauptsächlich um eine Überarbeitung 

des Grundsatz programmes der nun 

neuen LSV der Gymnasien. Dort ha-

ben wir viel mitdiskutiert und die Po-

sitionen der LSV Rheinland-Pfalz ein-

gebracht (uns wurde nur zwei Mal 

angedroht, das Rederecht zu entz ie-

hen, weil wir zu viel Redezeit in An-

spruch genommen hatt en^ )̂. Zu-

dem haben wir auch ein wenig Kul-

tur in dieses ansonsten doch sehr 

trostlose Bundesland gebracht.

Auf dem LSR in Hessen ging es vor-

nehmlich darum, Kontakte zu de-

ren neu gewählten Funkis zu knüp-

fen, trotz dem haben wir uns natürlich 

auch dort aktiv in deren Debatt en ein-

geklinkt und mitdiskutiert. Da in Hes-

sen auch Menschen aus einigen ande-

ren Bundesländern (Schleswig-Hol-

stein, Sachsen, BaWü) anwesend wa-

ren, haben wir uns dort zusammenge-

setz t, um weitere Möglichkeiten einer 

bundesweiten Vernetz ung zu erörtern.

Nebenbei habe ich auch versucht, 

den Landesvorstand ein wenig in sei-

ner Arbeit zu unterstütz en, u.a. habe 

ich die auf der 50. LSK neu gewählten 

Menschen in ihr Amt eingearbeitet, 

habe die LSV im Bündnis „Schulfrei 

für die Bundeswehr“ vertreten (u. a. 

auf einer Pressekonferenz in Mainz), 

war weiterhin in der Kreis- und Stadt-

SV-Arbeit unterstütz end aktiv (u. a. 

habe ich in den Kreisen Bernkastel-

Witt lich und Cochem-Zell mitgehol-

fen, den Kontakt zu den einzelnen 

Schulen zu verbessern und war bei ei-

nem SKVoKo mit dabei) und habe die 

LSV im Fahrgastbeirat des Rhein-Na-

he-Nahverkehrsverbundes vertreten. 

Des Weiteren habe ich für die LSV auf 

dem Demokratiekongress von Bünd-

nis90/Die Grünen in Mainz einen 

Workshop mitgestaltet und bei einem 

Seminar der Grünen Jugend zusam-

men mit Klara aus dem Landesvor-

stand einen runden Tisch zum The-

ma ‚Schule und Gender‘ gemacht.

Alles Gute!

Patrick

Patrick SimonPatrick Simon
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Zwischenbericht zur Rechenschaft des Landesvorstandes 2010/11

SV-Bildung

Der Landesvorstand arbeitet aktuell 

in Zusammenarbeit mit dem Pädago-

gischen Landesinstitut an einer Bro-

schüre zur Aufk lärung über diver-

se Partizipationsprojekte an Schulen 

für SchülerInnen. Diese soll nach den 

Sommerferien veröff entlicht und an 

alle Schulen verschickt werden. Wei-

terhin sind eine Überarbeitung der 

Verwaltungsvorschrift über die SVen 

sowie die Planung eines "Tag der 

SchülerInnenrechte" in vollem Gange.

Der Landesvorstand plant eine SV-

BeraterInnenausbildung in Zusam-

menarbeit mit dem SV-Bildungs-

werk und der Serviceagentur Ganz-

tägig lernen, um die Struktur des SV-

Bildungswerkes in Rheinland-Pfalz 

auszuweiten. Weiterhin soll es durch 

die SV-BeraterInnen möglich wer-

den, viele SV-Seminare an den Schu-

len direkt abzuhalten und so SV-Ar-

beit nachhaltig zu fördern. Der Lan-

desvorstand hat bisher 2 Basisse-

minare an Schulen durchgeführt.

Im März fand eine Konferenz der 

Kreis- und Stadtvorstände in Bad 

Kreuznach statt , an dem Men-

schen aus rund 10 Kreisen und Städ-

ten teilnahmen. Dabei wurden in-

haltliche Workshops gehalten und 

die KrSVen/SSVen konnten sich un-

tereinander austauschen und ge-

meinsam Projekte erarbeiten.

Publikationen

Seit beginn seiner Amtszeit hat der 

Landesvorstand 3 SV-Tipps zu den 

Themen "Lernen und Leistung", 

"Mündigkeit" sowie "Nachsitz en" he-

rausgegeben. Diese wurden sowohl 

über die Verteiler als auch auf der 

Homepage der LSV veröff entlicht.

Die Herausgabe einer "Lichtblick"-

Ausgabe war aufrund von redak-

tionellen Schwierigkeiten bisher 

nicht möglich. Eine Veröff entlichung 

wird jedoch weiterhin angestrebt.

Das SV-Handbuch befi ndet sich 

zurzeit in der Planungspha-

se. Eine Veröff entlichung soll bis 

zum Ende der Amtszeit im De-

zember 2011 statt fi nden.

Bisher wurde eine umfangreiche In-

fomail über den LSV-Infoverteiler 

verschickt, weitere werden folgen.

Strukturreform der LSV

Alle Kreis- und Stadt-SVen mit Aus-

nahme von Zweibrücken wurden 

in diesem Halbjahr erfolgreich wei-

tergeführt oder vollends aufgebaut. 

Einige Kreis- und Stadt-SVen ha-

ben es dabei geschaff t, beträchtlich 

zu wachsen und erfolgreiche Ak-

tionen zu starten. Alle Kreis- und 

Stadt-SVen wurden dabei von ei-

nem Landesvorstands- oder Landes-

ausschussmitglied betreut. An ei-

nem wiederaufb au der SSV Zweibrü-

cken arbeiten wir intensiv weiter.

Die Vorstände haben gemeinsam mit 

den betreuenden Landesvorstands-

mitgliedern bisher insgesamt 135 Tref-

fen der Kreis- und Stadt-SVen ein-

berufen und durchgeführt. Bei ei-

nem Großteil der Sitz ungen war ein 

Landesvorstandsmitglied vor Ort.

Die Wahlen wurden in fast al-

len Kreisen und Städten durchge-

führt und die Ergebnisse an die zu-

ständigen Ämter weitergeleitet.
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Pressearbeit

Bisher wurde von der LSV eine Pres-

semitt eilung herausgegeben. Wir be-

mühen uns dennoch um einen stän-

digen Kontakt zu Medienvertrete-

rInnen. So hat ein Landesvorstands-

mitglied bspw. an einem Interview 

von "Gutenberg TV" teilgenommen.

Die Pressekonferenzen wichtiger 

Schulpolitischer Akteure wurden re-

gelmäßig besucht und die Ergebnis-

se in unsere Arbeit eingebracht.

Landesarbeitskreise

Alle beschlossenen Landesarbeits-

kreise ("Umwelt", "Basisarbeit", "An-

ti-Rassismus" und "Protest") wur-

den zu Beginn unserer Amtszeit ge-

gründet. Die aktive Arbeit bleibt auf-

grund der wenigen TeilnehmerInnen 

jedoch noch beschränkt. Weitere Teil-

nehmende sind daher erwünscht.

Demokratisierung

Der Landesvorstand setz t sich 

bei Verbänden und in den Krei-

sen und Städten weiterhin für 

ein Stimmrecht im Schulträge-

rausschuss ein. In manchen Krei-

sen und Städten wurde das Stimm-

recht den Delegierten bereits erteilt.

Der Kontakt zur Gruppe "Demokratie 

lernen und leben" wird weiter gehal-

ten. Unter anderem ist die Veröff ent-

lichung einer Broschüre sowie eine 

Fortbildung zur Zukunftswerkstatt  

angedacht. Die Klausurtagungen der 

Gruppe werden weiterhin besucht.

Die Planungen für den 6. Landesde-

mokratietag sind in vollem Gange. 

Die LSV wird auch in diesem Jahr an 

der inhaltlichen Planung mitwirken 

und zusätz lich einen eigenen Stand 

am Landesdemokratietag aufb auen.

Ganztagsschule

Der Kontakt und die Zusam-

menarbeit mit der Serviceagen-

tur Ganztägig lernen wurde ge-

halten und ausgebaut. Gemein-

same Projekte sind in Planung.

Bundesebene

Bundesdelegierte sowie Landesvor-

standsmitglieder haben in diesem Jahr 

5 Bundesländer auf ihren LSKen be-

sucht und den Kontakt ausgebaut. Zu-

dem haben zwei Funkis an einem Se-

minar mit dem LSR Baden-Württ em-

berg mitgewirkt sowie den Kontakt 

zur LSV Bayern neu aufgenommen. 

An einer Neuaufl age der Bundesver-

netz ungstreff en arbeiten die Bundes-

delegierten einiger Länder bereits.
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Sommercamp

Das Sommercamp wird in die-

sem Jahr in der 2. Ferienwoche 

auf dem Campingplatz  in Wies-

baden-Freudenberg statt fi nden.

RiSiKo

Der Rheinland-Pfälzische SchülerIn-

nenkongress wird im September statt -

fi nden. Wir planen einen dreitägi-

gen Kongress mit vielen prominen-

ten Vertretern neuer Schulstrukturen. 

Das Thema Selbstständiges Lernen 

wird diesmal unter dem Mott o "Wie, 

wann, was du willst" statt fi nden.

Bildungsstreik

Nach dem "Zusammenbrechen" der 

Bildungsstreik-Bewegung fällt es dem 

Landesvorstand sehr schwer, sich ak-

tiv am Bildungsstreik zu beteiligen.

Sexualität

Der Landesvorstand hat sich un-

ter anderem in einem Interview 

dazu geäußert, dass in der Schule, 

aber auch im allgemeinen eine bes-

sere Aufk lärung statt fi nden muss.

Ab diesem Jahr ist die LSV Förder-

mitglied des Christopher-Street-Day 

in Koblenz. Auch weiterhin werden 

wir am CSD teilnehmen und mit ei-

nem eigenen Stand vertreten sein.

Antirassismus

Die Treff en des Netz werk für De-

mokratie und Courage wur-

den von dem zuständigen Lan-

desvorstandsmitglied besucht.

Die Ausstellung "Tatort Rheinland-

Pfalz" wurde auch in diesem Jahr 

wieder von der LSV unterstütz t.

Datenschutz 

Der Landesvorstand plant, eine An-

frage an das MBWJK zu schreiben, 

da anscheinend mit der Einführung 

der Lernmitt elausgabe eine Art In-

formationsverzeichnis über vie-

le SchülerInnen angelegt wurde, in 

der für diesen Prozess irrelevan-

te Informationen gespeichert sind.

Die LSV war Unterstütz erin der 

"Zensus-Demo" am 30.4.2011 

in Koblenz und spricht sich so-

mit gegen Zensus 2011 aus.
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Ehemaligentreff en

Ein Ehemaligentreff en wur-

de am 27.12.2010 durchgeführt.

LSV-Förderverein

In Zusammenarbeit mit dem Förder-

verein wurden Mitglieder gewor-

ben und Spenden gesammelt. Wei-

terhin wurde das Projekt "Einmi-

schen 2011" gestartet und ist in vol-

lem Gange. Die Treff en des För-

dervereins wurden besucht.

Kontakt

Der Landesvorstand hat den Kon-

takt zu Jugendzentren sowie dem 

Landesjugendring aufgebaut.

Auch in diesem Jahr setz t sich die LSV 

mit den Ideen verschiedener bildungs-

politischer Akteure auseinander. Da-

bei wurde bisher intensiver Kontakt 

mit der Serviceagentur Ganztägig Ler-

nen, dem Pädagogischen Landesinsti-

tut, der GEW sowie mit dem LEB ge-

halten. Ferner hatt en wir Kontakt zu 

den politischen Parteien und Jugend-

organisationen sowie zu "Linkswärts". 

Weitere Kontakte sollen im Laufe des 

Jahres noch aufgenommen werden.

Sonstiges

Der Landesvorstand überarbeitet der-

zeit alle Publikationen, um sie in 

leichter Sprache zu veröff entlichen. 

Dadurch soll der Zugang von Förder-

schulen mit dem Schwerpunkt Ler-

nen erleichtert werden. Zudem will 

die LSV den Ausbau von SVen an 

Förderschulen besser Untertütz en.

Der Landesvorstand strebt eine Über-

arbeitung der LSV-Homepage an. Da-

bei wollen wir die Homepage vor al-

lem mit weiteren Inhalten füllen 

und das Forum att raktiver machen.

Weiterhin haben wir viele Veranstal-

tungen besucht, die Kreis- und Stadt-

SVen organisiert, Kontakte zu Schü-

lerInnen gehalten und Basisanfra-

gen beantwortet. Tägliche Dinge 

wie Briefverkehr und interne Über-

arbeitungen sowie die Kommuni-

kation von Arbeitsabläufen wur-

den natürlich ebenfalls gemacht.
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Protokoll der 51. LSK 

am 24. Januar 2011
im Rathaus der Stadt Mainz

Montag, 24. Januar 2011

- Beginn der LSK: 10:30 Uhr -

TOP 1:

- Begrüßung

- Wahl des Präsidiums

In das Präsidium werden gewählt:

Präsident: Philipp Bodewing

(gewählt mit Mehrheit auf Sicht, 1 Ge-

genstimme und 3 Enthaltungen)

Technische Assisten-

tin: Marlene Schmahl

(gewählt mit Mehrheit auf Sicht, 2 

Gegenstimmen, 2 Enthaltungen)

Stellvertreter: Patrick Simon

Protokollant: Niklas Beinghaus

(einstimmig gewählt)

Stellvertreter: Sebastian Sprenger

- Feststellung der Beschlussfähigkeit

Die 51. LSK ist mit 58 anwesen-

den Delegierten von 84 benö-

tigten nicht beschlussfähig.

GO-Antrag auf das Rederecht 

für Gäste (Sebastian Gräber):

Formelle Gegenrede (Kevin Kirsten)

-> GO-Antrag angenommen bei 

Mehrheit auf Sicht, 2 Gegen-

stimmen und 3 Enthaltungen

(Es sind nun 63 Delegierte anwesend.)

- Wahl des Wahlausschusses

Es kandidieren:

Kevin Kirsten, Kai Kohler, Lu-

kas Wegher, Damla Erbektas

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Kevin Kirsten: 59 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen

Kai Kohler: 44 Ja-Stimmen, 0 Nein-

Stimmen, 15 Enthaltungen

Lukas Wegher: 27 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 38 Enthaltungen

Damla Erbektas: 54 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen

Somit sind in den Wahlausschuss 

gewählt: Kevin, Kai, Damla

- Beschluss der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird wie 

folgt angenommen:

TOP 1: Begrüßung, Wahl des Präsidi-

ums*, Feststellung der Beschlussfähig-

keit, Wahl des Wahlausschusses, Be-

schluss der Tagesordnung, Genehmi-

gung des Protokolls der 49. LSK *, Ge-

nehmigung des Protokolls der 50. LSK

TOP 2: Verabschiedung des Ar-

beitsprogramms 10/11 *

TOP 3: Rechenschaftsbe-

richt des Landesvorstands

TOP 4: Entlastung des Lan-

desvorstands und der Bun-

desdelegation 09/10 *

TOP 5: Vorstellung der Ämter

TOP 6: Wahlen zum Landesvor-

stand * , Wahlen zur Bundesebe-

ne *, Wahlen zum Landesaus-

schuss*, Wahl der EinsteigerInnen-

LSV *, Wahl der Lichtblick-Redakti-

on *, Wahl der KassenprüferInnen *

TOP 7: Behandlung der An-

träge an die 50. LSK *

TOP 8: Behandlung der An-

träge an die 51. LSK

TOP 9: Sonstiges

Da die mit einem * gekennzeich-

neten Punkte der Tagesordnung 

von der letz ten, 50. LSK, vom

19.-21. November 2010 in Enken-

bach-Alsenborn wegen Beschluss-

unfähigkeit vertagt wurden, ist

die Zahl der anwesenden De-

legierten gem. § 49 (1) Satz  2 

des rheinland-pfälzischen

Schulgesetz es für die Beschluss-

fassung zu diesen Punkten bei 

der 51. LSK nicht relevant.

- Genehmigung des Pro-

tokolls der 49. LSK *

Das Protokoll wird bei Mehr-

heit auf Sicht, 0 Nein-Stimmen und 

5 Enthaltungen angenommen.

- Genehmigung des Pro-

tokolls der 50. LSK

Änderungsanträge zum Pro-

tokoll der 50. LSK:

1. Beschlussfähigkeit einfügen (an-

genommen bei Mehrheit auf Sicht, 

0 Nein-Stimmen, 9 Enthaltungen)

2. Redaktioneller Fehler: Wah-

len stehen chronologisch falsch 

im Protokoll Entlastung von Fe-

lix Rahm (angenommen bei Mehr-

heit auf Sicht, 2 Nein-Stimmen, 17

Enthaltungen)

Das Protokoll wird bei Mehr-

heit auf Sicht, 0 Nein-Stimmen und 

7 Enthaltungen angenommen.

TOP 2: Verabschiedung des Ar-

beitsprogramms 2010/11 *

Antrag VA 1 - Arbeitsprogramm 

für den Landesvorstand und die 

Bundesdelegation 2010-11

AntragstellerInnen: Jamina Diel und 

Kevin Kirsten (LA-SprecherInnen)

Antragstext:

Die LSK möge folgendes Ar-

beitsprogramm für den Landes-

vorstand und die Bundesdele-

gation 2010-11 beschließen:

Strukturreform der LSV

• Der Landesvorstand soll da-

für sorgen, dass die Umstrukturie-

rung der LSV/GG zu einer SchülerIn-

nenvertretung aller Schularten wei-

terhin möglichst reibungslos ver-

läuft. Dies bedeutet insbesondere, 

dass intensiv am Aufb au der Kreis- 

und Stadt-SVen gearbeitet wird.

• Bei dem Aufb au soll der Landes-

vorstand die Aktiven vor Ort durch 

Mobilisierung, Einladung zu den 

Treff en, Anwesenheit und Modera-

tion bei Sitz ungen unterstütz en.
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• Der Landesvorstand soll zur bes-

seren Kommunikation in den 

Kreis- und Stadt-SVen die E-Mail-

Verteiler moderieren. Auch sol-

len LaVoMis eingeteilt werden, die 

Kreis- und Stadt-SVen betreuen.

• Der Landesvorstand soll nach Wah-

len einer Kreis- oder Stadt-SV in Zu-

sammenarbeit mit Aktiven vor Ort 

den Schulträger, das Bildungsmi-

nisterium, die Landtagsfraktionen 

und die Öff entlichkeit informieren.

SV-Bildung

• Der Landesvorstand soll darauf 

hinarbeiten, dass die SchülerInnen 

durch den Sozialkundeunterricht/al-

ternativ über die Vertrauenslehre-

rInnen über ihre Rechte und Pfl ich-

ten aufgeklärt werden. Ebenso sol-

len die Partizipationsmöglichkeiten 

von SchülerInnen in der Schule auf-

gezeigt werden. Dies kann durch eine 

angestrebte gesetz liche Reglemen-

tierung erreicht werden. Es soll ei-

nen landesweiten ''Tag der SchülerIn-

nenrechte'' geben, bei dem die Schü-

lerInnen über ihre Rechte informiert 

werden. Er soll in Kooperation mit 

dem MBWJK ausgeführt werden.

• Der Landesvorstand soll darauf hin 

wirken, dass es künftig Fortbildun-

gen für SVen und Verbindungslehre-

rInnen im Institut für schulische Fort-

bildung (LfB) gibt. Dafür sollen Gel-

der aus dem Landeshaushalt bereitge-

stellt werden und ein Seminarkonzept 

in enger Zusammenarbeit zwischen 

LSV, MBWJK und LfB erstellt werden.

• Der Landesvorstand soll sich da-

rum kümmern, dass SVen Semina-

re zur Weiterbildung angeboten wer-

den. Dabei soll sich auch um eine kon-

struktive Zusammenarbeit mit dem 

SV-Bildungswerk e.V. und dem daran 

angegliederten „SVBerater(Innen)“- 

Projekt bemüht werden.

• Die Kommunikation und der Wis-

sensaustausch unter den SVen in 

den einzelnen Kreis- und Stadt- 

SVen soll gefördert werden.

• Der Landesvorstand soll sich 

um inhaltliche Seminar zu klas-

sischen SV-Themen und da-

rüber hinaus bemühen.

Publikationen

• Der Landesvorstand soll mindes-

tens einmal im Monat „SV-Tipps“ 

über den E-Mail-Verteiler verschicken. 

Die „SV-Tipps“ leisten den SVen kon-

krete Unterstütz ung für die Arbeit an 

ihrer Schule, indem sie Tipps, Hin-

weise und Erläuterungen zur SV-Pra-

xis geben. Der Text soll via eMail als 

PDF-Dokument angehängt werden, 

was das leichte Ausdrucken und Ab-

heften ermöglicht, und außerdem auf 

der Homepage veröff entlicht werden.

• Ein Landesvorstandsmitglied soll 

sich um den Kontakt zur Redakti-

on des Lichtblicks kümmern und da-

für sorgen, dass zwei Ausgaben wäh-

rend der Amtszeit erstellt werden. 

Dabei soll verstärkt auf die Mitar-

beit von SchülerInnen gesetz t wer-

den, die nicht im Redaktionsteam 

sind, aber Interesse am Schreiben von 

einzelnen Artikeln haben. Hier soll 

auch die Möglichkeit der Basisbetei-

ligung (zum Beispiel in Form von Le-

serInnenbriefen) gefördert werden.

• Mindestens zwei Mitglie-

der des Landesvorstandes sol-

len sich um die Fertigstellung 

des SV-Handbuchs kümmern. 

Ihnen steht es dabei frei, weitere Ex-

pertInnen und (Nicht-) SchülerIn-

nen Artikel schreiben zu lassen.

• Der Landesvorstand soll sich um die  

Produktion von Merchandise küm-

mern, z.B. Kugelschreiber, Aufk le-

ber, Feuerzeuge, T-Shirts, Spuckis.

• Der Landesvorstand soll weitere 

wichtige Publikationen fertig stellen, 

wie z.B. Plakate mit Zitaten aus Vor-

schriften/Gesetz en, die grundlegen-

de Rechte von SchülerInnen erklären.

• Der Landesvorstand soll Rund-

schreiben zusätz lich zum Postwege 

auch auf digitalem Wege versenden.

Pressearbeit

• Ein Landesvorstandsmitglied soll 

dafür sorgen, dass mindestens je-

den Monat eine Pressemitt eilung zu 

Themen der LSV und aktuellen De-

batt en herausgegeben wird. Zu aktu-

ellen Debatt en sollen entsprechend 

mehr PMs veröff entlicht werden.

• Die Pressekonferenzen des MBWJK 

und anderer Bildungsverbände sollen 

so oft wie möglich besucht werden.

• Der Landesvorstand soll sich darum 

bemühen, dass der Kontakt zu den öf-

fentlichen Medien ausgebaut und er-

weitert wird und Termine und Ver-

anstaltungen der LSV in der Öff ent-

lichkeit wahrgenommen werden.

• Der Landesvorstand soll auch im 

Bereich der Pressearbeit die Koope-

ration mit anderen Organisationen 

und Verbänden suchen und gemein-

sam auf Probleme aufmerksam ma-

chen, z.B. mit der GEW und dem LEB.

Landesarbeitskreise

• Der Landesvorstand soll die neu 

entstehenden LAKe im Aufb au un-

terstütz en und im Rahmen der ei-

genen Möglichkeiten an Sitz un-

gen und Projekten teilnehmen. Ins-

besondere sollen BasisschülerIn-

nen zur Mitwirkung in den LA-

Ken motiviert werden. Es sollen re-

gelmäßige Treff en statt fi nden.

Demokratisierung

• Der Landesvorstand soll sich da-

für einsetz en, dass die Kreis- und 

Stadt-SVen ein Stimmrecht in den 

Schulträgerausschüssen erhalten.

• Der Landesvorstand soll weiter-

hin in der Transfergruppe „Demo-

kratie lernen und leben“ im MB-

WJK mitarbeiten und engagiert 

sich beim Ausbau des Netz wer-

kes demokratischer Schulen.

• Der Landesvorstand soll für die fi -

nanzielle Unterstütz ung des 6. Lan-

desdemokratietages im Herbst 2011 

sorgen und engagiert sich inhalt-

lich bei dessen Vorbereitung.

Ganztagsschulprogramm

• Der Landesvorstand soll den Kon-

takt zur Servicestelle Jugendbe-

teiligung sowie der Serviceagen-

tur Ganztägig Lernen in Spey-

er beibehalten und ausbauen.

Bundesebene

• Die exekutiven Gremien (Landes-

vorstand und Bundesdelegierte) sol-

len sich für eine bundesweite Inter-

essenvertretung von SchülerInnen 
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einsetz en. Dies soll in Form eines ak-

tionsbedingten bundesweiten Ver-

netz ungsbündnisses geschehen. 

Die LSKen der anderen Bundeslän-

der sollen regelmäßig besucht wer-

den. Außerdem sollen die LSVen 

der anderen Bundesländer zu un-

seren LSKen eingeladen werden.

Bildungsfi nanzierung

• Der Landesvorstand soll sich wei-

terhin an der Debatt e um Studienge-

bühren beteiligen und entsprechende 

Aktionen gegen Studiengebühren or-

ganisieren und selbst durchführen.

• Der Landesvorstand soll sich da-

für einsetz en, dass das „Kopiergeld“ 

oder „Mediengeld“, das an Schu-

len erhoben wird, abgeschaff t wird.

• Der Landesvorstand soll sich weiter-

hin für Lernmitt elfreiheit einsetz en.

Sommercamp

• Die LSV soll auch 2011 wie-

der ein Sommercamp, wenn mög-

lich in Kooperation mit der 

LSV Hessen, durchführen.

RiSiKo

• Der Landesvorstand soll das Or-

ga-Team für RiSiKo 2011 unter-

stütz en und regelmäßig des-

sen Treff en besuchen. 

Bildungsstreik

• Die LSV soll zusammen mit an-

deren Verbänden und Organisatio-

nen den Bildungsstreik nachberei-

ten und weitere Bildungsstreik-Ak-

tivitäten in der Vorbereitung und 

Durchführung unterstütz en.

Sexualität

• Der Landesvorstand soll sich 

um eine bessere Aufk lärung im 

Allgemeinen, sowie an Schu-

len im Besonderen bemühen.

• Mindestens ein CSD in RLP soll 

von der LSV unterstütz t werden.

Umwelt

• Der Landesvorstand soll sich stärker 

um Umwelterziehung bemühen und 

ausgewählte Projekte unterstütz en.

Antirassismus

• Mindestens ein Vorstandsmit-

glied soll regelmäßig die Tref-

fen des Netz werks für Demokra-

tie und Courage besuchen.

• Der Landesvorstand soll ausge-

wählte Demonstrationen und Ak-

tionen gegen Rassismus unter-

stütz en, wie z.B. die Ausstel-

lung Tatort Rheinland-Pfalz.

Datenschutz 

• Der Landesvorstand soll die Ent-

wicklung rund um die (in einigen 

Bundesländern geplante) Einfüh-

rung der „SchülerInnen-ID“ verfol-

gen und eine bundesweite Kampa-

gne mit den anderen LSVen, Eltern-

beiräten und weiteren Kooperations-

partnerInnen dagegen durchführen.

• Der Landesvorstand soll auf die 

Abschaff ung von „Pädagogischen 

Schulnetz werken“, die Zensur und 

Kontrolle von SchülerInnen ermög-

lichen, wie MNS+, hinwirken.

• Der Landesvorstand soll sich wei-

terhin gegen jegliche datenschutz -

rechtlich fragliche Aktion in Deutsch-

land aussprechen (wie z.B. die Ein-

führung der einheitlichen Steu-

ernummer, die Vorratsdatenspei-

cherung, das BND-Gesetz  etc.).

Ehemaligentreff en

• Die LSV veranstaltet ein Ehe-

maligentreff en am 27.12.2010.

Förderverein

• Der Landesvorstand soll den För-

derverein unterstütz en und re-

gelmäßig die Treff en besuchen.

Kontakt

• Der Landesvorstand soll nach 

Möglichkeit zu folgenden Or-

ganisationen Kontakt aufb au-

en bzw. diesen verbessern:

- den politischen Organisatio-

nen, Verbänden und Parteien

- dem Ministerium für Bildung, Wis-

senschaft, Jugend und Kultur

- den LandesschülerInnenvertre-

tungen anderer Bundesländer

- dem Landeselternbei-

rat/ Bundeselternbeirat

- den LehrerInnengewerk-

schaften und -Verbänden

- der DGB-Jugend

- dem AStA der Univer-

sität Mainz und weiteren 

Studierendenvertretungen

• Der Landesvorstand versen-

det einmal pro Quartal eine Info-

Mail an die oben genannten Verbän-

de und Organisationen und weite-

re, in der über aktuelle Projekte und 

die Arbeit der LSV informiert wird.

• Durch den Kontakt zu anderen SV-

Bildungsorganisationen soll ein re-

ger Austausch über SV-Bildungsmaß-

nahmen entstehen. Auch die Durch-

führung gemeinsamer Projekte (z.B. 

SV-Seminare) soll angestrebt werden. 

Dies soll langfristig zur Erarbeitung 

von SV-Bildungsstandards führen.

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 1, Enthaltungen: 6

-> Damit ist das Arbeitspro-

gramm angenommen.

TOP 3: Rechenschaftsbe-

richt des Landesvorstands

Der Landesvorstand trägt sei-

nen Rechenschaftsbericht vor.

TOP 4: Entlastung des Lan-

desvorstands und der Bun-

desdelegation 2009/10 *

- … des Landesvorstands

Alexander Pfl eger: Dafür: 53; Da-

gegen: 1; Enthaltungen: 10; 

-> Alexander Pfl eger ist entlastet.

Damla Erbektas: Dafür: 46; Da-

gegen: 1; Enthaltungen: 8; 

-> Damla Erbektas ist entlastet.

GO-Antrag auf Vorstellung der 

Arbeit von Felix Rahm (kei-

ne Gegenrede), Philipp Bodew-

ing stellt seine Arbeit vor.

Frage von Pablo. Patrick be-

antwortet die Frage.

Felix Rahm: Dafür: 4; Dage-

gen: 39; Enthaltungen: 17; 

-> Felix Rahm ist nicht entlastet.

Lars Hoßmann: Dafür: 4; Dage-

gen: 39; Enthaltungen: 15; 

-> Lars Hoßmann ist nicht entlastet.



31

Reader zur 52. LSK

Inhalte

Lea Konitz: Dafür: 53; Dage-

gen: 0; Enthaltungen: 7; 

-> Lea Konitz  ist entlastet.

Lukas Stemler: Dafür: 48; Dage-

gen: 0; Enthaltungen: 10; 

-> Lukas Stemler ist entlastet.

Marlene Schmahl verlässt das 

Präsidium, Patrick Simon über-

nimmt die Vertretung.

Marlene Schmahl: Dafür: 51; Da-

gegen: 2; Enthaltungen: 5; 

-> Marlene Schmahl ist entlastet.

Patrick Simon verlässt das Präsidi-

um, Marlene Schmahl kommt wie-

der auf das Präsidium, Niklas

verlässt das Präsidium, Sebas-

tian Sprenger vertritt  ihn.

Niklas Beinghaus: Dafür: 54; Da-

gegen: 0; Enthaltungen: 8; 

-> Niklas Beinghaus ist entlastet.

Sebastian Sprenger verlässt das 

Präsidium. Niklas kommt wie-

der auf das Präsidium.

Patrick Simon: Dafür: 55; Dage-

gen: 0; Enthaltungen: 5; 

-> Patrick Simon ist entlastet.

Paul Reinert: Dafür: 53; Dage-

gen: 0; Enthaltungen: 5; 

-> Paul Reinert ist entlastet.

Philipp Bodewing verlässt das Prä-

sidium und wird durch Mar-

lene Schmahl vertreten.

Philipp Bodewing: Dafür: 56; Da-

gegen: 0; Enthaltungen: 4; 

-> Philipp Bodewing ist entlastet.

Philipp kommt wie-

der auf das Präsidium.

Sebastian Gräber: Dafür: 55; Da-

gegen: 1; Enthaltungen: 3; 

-> Sebastian Gräber ist entlastet.

- … der Delegierten zur Bundesebene

Hayaan Nur: Dafür: 48; Dage-

gen: 2; Enthaltungen: 12; 

-> Hayaan Nur ist entlastet.

Julian Schönmehl: Dafür: 1; Da-

gegen: 35; Enthaltungen: 25; 

-> Julian Schönmehl ist nicht

entlastet.

Manuel Elbert: Dafür: 0; Dage-

gen: 41; Enthaltungen: 17; 

-> Manuel Elbert ist nicht entlastet.

- … des Landesausschusses

Abstimmung über Entlastung

Ja: 45, Nein: 1, Enthaltungen: 5

-> Somit ist der Landes-

ausschuss entlastet.

TOP 5: Vorstellung der Ämter

Marlene stellt das Amt des 

Landesvorstandes vor.

GO-Antrag auf sofortige Abstim-

mung nach der Vorstellung der 

Ämter. Inhaltliche Gegenrede.

Die Abstimmung ergab 9 Ja-Stim-

men, Mehrheit auf Sicht da-

gegen, 11 Enthaltungen

-> Damit ist der GO-Antrag abgelehnt.

Basti stellt die Bundesebene vor.

Kevin stellt den Landesausschuss vor.

Marlene stellt den Nach-

wuchslandesvorstand vor.

Niklas stellt den Lichtblick vor.

Niklas stellt das Amt des/

der Kassenprüfers/in vor.

TOP 6: Wahlen zum Landes-

vorstand, Wahlen zur Bundes-

ebene, Wahlen zum Landesaus-

schuss, Wahl der EinsteigerInnen-

LSV, Wahl der Lichtblick-Redakti-

on, Wahl der KassenprüferInnen

- … zum Landesvorstand

Es kandidieren:

Nikolai Hahn (in Abwesenheit); 

Cedric Jürgensen (in Abwesen-

heit); Gaetano-Pablo-Daniel Di

Cagno; Niklas Beinghaus; Kla-

ra Mladinic; Lina Brüssel; Sebas-

tian Gräber; Laurenz Lin Sill;

Alexandra Stümpert; Sebas-

tian Waic; Jamina Diel

GO-Antrag auf Verschiebung der 

Pause, um die Wahl des Landes-

vorstands zuerst auszuführen.

Inhaltliche Gegenrede von Sebas-

tian: Da noch weitere Fragen an 

die KandidatInnen anstehen,

würde eine Aufschie-

bung zu lange dauern.

Die Abstimmung ergibt 5 Ja-

Stimmen, Mehrheit auf Sicht da-

gegen, 5 Enthaltungen

-> Damit ist der GO-Antrag abgelehnt.

- Mitt agspause von 13:40 

bis 14:20 Uhr -

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste.

Formelle Gegenrede.

Dafür: Mehrheit auf Sicht; Da-

gegen: 0; Enthaltungen: 3

-> GO-Antrag wurde so-

mit angenommen.

GO-Antrag auf soforti-

ge Stellung aller Fragen.

Inhaltliche Gegenrede.

Dafür: 24; Dagegen: 27; Ent-

haltungen: 2

-> GO-Antrag wurde somit abgelehnt

GO-Antrag auf sofortige Wahl

Inhaltliche Gegenrede von Sebastian

Dafür: 18; Dagegen: 24; Enthaltung: 12

-> GO-Antrag wurde somit abgelehnt

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Nikolai Hahn: 21 Ja-Stimmen, 11 

Nein-Stimmen, 32 Enthaltungen 

-> nicht gewählt

Cedric Jürgensen: 25 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen, 29 Enthaltungen 

-> nicht gewählt

Pablo Di Cagno: 28 Ja-Stimmen, 22 

Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen 

-> nicht gewählt

Niklas Beinghaus: 47 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen, 7 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Klara Mladinic: 36 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen, 17 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Lina Brüssel: 39 Ja-Stimmen, 15 Nein-

Stimmen, 10 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Sebastian Gräber: 55 Ja-Stimmen, 5 

Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.
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Laurenz Lin Sill: 18 Ja-Stimmen, 33 

Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen 

-> nicht gewählt

Alexandra Stümpert: 46 Ja-Stimmen, 

8 Nein-Stimmen, 10 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Sebastian Waic: 57 Ja-Stimmen, 5 

Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Jamina Diel: 42 Ja-Stimmen, 4 Nein-

Stimmen, 18 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

2. Wahlgang

Es stellen sich zur Wahl: Niko-

lai Hahn, Cedric Jürgensen, Ga-

etano-Pablo-Daniel Di Cagno

GO-Antrag auf Vorzug der Wah-

len vor alle inhaltlichen Anträge.

-> angenommen bei Mehr-

heit auf Sicht, 8 Gegenstim-

men und 5 Enthaltungen

Die Auszählung der Stimmen 

des 2. Wahlgangs ergab für

Nikolai Hahn: 34 Ja-Stimmen, 15 

Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen 

-> gewählt

Cedric Jürgensen: 32 Ja-Stimmen, 13 

Nein-Stimmen, 9 Enthaltungen 

-> gewählt

Pablo Di Cagno: 31 Ja-Stimmen, 15 

Nein-Stimmen, 8 Enthaltungen  

-> Nimmt die Wahl an.

Somit sind in den Landes-

vorstand gewählt:

Cedric Jürgensen, Sebastian Grä-

ber, Lina Brüssel, Nikolai Hahn, 

Alexandra Stümpert, Klara

Mladinic, Niklas Beinghaus, Ja-

mina Diel, Sebastian Waic, Ga-

etano-Pablo-Daniel Di Cagno.

GO-Antrag: Der zweite Wahl-

gang soll vor der Wahl zur Bun-

desebene durchgeführt werden.

Dafür: 10; Dagegen: Mehr-

heit auf Sicht; Enthaltungen: 4

-> Damit ist der GO-Antrag abgelehnt.

Die Wahl zur Redaktion des Licht-

blicks wird vorgezogen.

Es kandidieren:

Niklas Beinghaus; Patrick Si-

mon; Aicha Mebani

GO-Antrag auf off ene Blockwahl

-> GO-Antrag angenommen

Dafür: 57; Dagegen: 0; Enthaltungen 1

Damit sind Niklas, Patrick und Aicha 

in die Lichtblick-Redaktion gewählt.

GO-Antrag auf Bearbeitung 

der Anträge bis das Wahlergeb-

nis des LaVo ausgezählt ist.

Dafür: Mehrheit auf Sicht; Da-

gegen: 1; Enthaltungen: 3

-> GO-Antrag angenommen

GO-Antrag auf das sofortige Be-

arbeiten des Antrags V A7

Inhaltliche Gegenrede

Dafür: 6 ; Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht; Enthaltungen: 6

-> Damit wurde der GO-

Antrag abgelehnt.

TOP 7 (vorgezogen): Behand-

lung der Anträge an die 50. LSK *

Antrag VA 2 - Gegen Unterrich-

tung eines MSS-Kurses durch noch 

nicht fertig ausgebildete Lehrkräfte

Antragsstellerin: Marie Keil

Antragstext:

Die 50. LSK möge beschließen, dass 

die LSV sich dafür einsetz t, dass noch 

nicht fertig ausgebildete Lehrkräf-

te, wie PraktikantInnen oder Refe-

rendarInnen, einen Kurs der Ober-

stufe nicht unterrichten dürfen, so-

fern dadurch der eigentliche Un-

terricht durch die Lehrperson er-

setz t wird. Vertretungsstunden dür-

fen von PraktikantInnen und Refe-

rendarInnen übernommen werden.

Begründung:

Teilweise halten PraktikantInnen zur 

Übung, oder ReferendarInnen vor ih-

rer Lehrprobe den Unterricht eines 

Leistungskurses über mehrere Stun-

den. Nur wenige sind in der Lage, den 

Unterrichtsstoff , der für das Abitur re-

levant ist, in gleichem Maße wie die 

Lehrkräfte zu vermitt eln. So gehen 

wertvolle Stunden und somit wich-

tiger Unterrichtsstoff  für das Abitur 

je nach Kompetenz der PraktikantIn-

nen oder ReferendarInnen wirklich 

verloren. Dagegen, dass Praktikan-

tInnen oder ReferendarInnen den Un-

terricht lediglich besuchen oder Ver-

tretungsstunden übernehmen, in de-

nen den SchülerInnen kein für das 

Abitur relevanter Stoff  vermitt elt wer-

den sollte, ist nichts einzuwenden. 

In der Unter- und Mitt elstufe zäh-

len die manchmal unmitt elbar auf 

den Unterricht durch PraktikantIn-

nen oder ReferendarInnen geschriebe-

nen Arbeiten noch nicht für das Abi-

tur und haben damit nicht so ein gro-

ßes Gewicht wie in der Oberstufe.

Änderungsantrag ÄA1:

Änderung des Inhalts in:

„...einen Kurs der Oberstufe nicht ei-

genständig unterrichten dürfen...“

Abstimmung über den 

Änderungsantrag:

Dafür: 31; Dagegen: 0; Enthaltungen 15

-> Änderungsantrag ist angenommen

Abstimmung über den so ge-

änderten Antrag VA2:

Ja: Mehrheit auf Sicht,

Nein: 9, Enthaltungen: 12

-> Damit ist der An-

trag VA2 angenommen.

Antrag VA 3 – Antrag an das 

Grundsatz programm

Antragsteller: Niklas Beinghaus

Antragstext:

Der Grundsatz programm-

artikel 4. soll wie folgt lauten:

Die LandesschülerInnenvertretung 

ist die Vertretung aller SchülerIn-

nen und Schüler aus Rheinland-Pfalz. 

Es besteht also die Möglichkeit, sich 

koordiniert und kollektiv zu politi-

schen Themen zu äußern. Diese Tat-

sache kongruiert mit dem grundsätz -

lichen Demokratieverständnis, auf 

welches sich die LSV seit ihrer Exis-

tenz beruft. Gerade in der LSV soll-

te nun darauf geachtet werden, dass 

von diesen Möglichkeiten Gebrauch 
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gemacht wird und diese nicht auf-

grund von Trägheit und/oder Igno-

ranz zu kurz kommen. Die Demo-

kratie ist keine Frage der Zweckmä-

ßigkeit, sondern der Sitt lichkeit, die 

uns auch sonst so viele Forderungen 

hat stellen lassen. „Die Demokratie ... 

muss dem Schwächsten die gleichen 

Chancen zusichern wie dem Stärks-

ten" (Mahatma Gandhi), und sie be-

deutet doch auch, dass wir alle fürei-

nander verantwortlich sind, wenn wir 

nach demokratischen Prinzipien un-

ser Leben und unser Umfeld gestalten 

wollen. Es ist nicht zu vergessen, dass 

unser politisches Gewicht eine gro-

ße Rolle spielt, weil die stark gestie-

gene Anzahl der von uns vertretenen 

Schülerinnen und Schülern eine nicht 

einfach zu ignorierende Interessens-

gruppe ist, daher ist es eine Selbstver-

ständlichkeit, dass die LSV sich da-

für einsetz t, dass Schülerinnen und 

Schülern aller Schultypen zu einer 

politischen Stimme verholfen wird.

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 8, Enthaltung: 13

GO-Antrag auf Strei-

chung der Kaff eepause

Inhaltliche Gegenrede

Abstimmung: Dafür: Mehrheit auf 

Sicht; Dagegen: 17; Enthaltungen: 3

-> GO-Antrag abgelehnt

GO-Antrag an die Tagesord-

nung: Erneute Bearbeitung der 

Wahl zur Lichtblick-Redaktion

GO-Antrag auf weitere Pro- und 

Contra-Rede zu diesem Punkt

Dafür: 4; Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht; Enthaltungen: 5

-> GO-Antrag abgelehnt

Abstimmung über erneuten Einstieg 

in die Wahl zur Lichtblick-Redaktion:

Dafür: 21; Dagegen: 13; Ent-

haltungen: 1

-> Keine 2/3 Mehrheit, damit ist 

der GO-Antrag abgelehnt.

Antrag VA 4 - Fahrtkostenerstatt ung

Antragsteller: Patrick Simon

Antragstext:

Die LSV Rheinland-Pfalz soll sich 

für eine kostenfreie Beförderung von 

Schülerinnen und Schülern im ÖPNV 

von ihrem Wohn- zu ihrem Schulort, 

unabhängig von Entfernung, Schul-

art und Einkommen der Eltern ein-

setz en. Dabei sollen die Kosten al-

len Schülerinnen und Schülern, die 

in Rheinland-Pfalz eine Schule be-

suchen, gleichermaßen erstatt et wer-

den. Hierzu gehören insbesonde-

re auch Schülerinnen und Schü-

ler, die nicht im Kreis, dem ihre 

Schule angehört, oder sogar in ei-

nem Nachbarbundesland wohnen.

Begründung:

Auch die Kosten für das monatliche 

Bus-/Bahnticket gehören zu den Bil-

dungsausgaben dazu. Häufi g sind die 

Monatstickets für Bus und Bahn im 

Jahr insgesamt teurer als Lernmateri-

alien wie Schulbücher und nicht sel-

ten fallen hier Beträge von 100€ oder 

mehr monatlich (!) an. Für die LSV 

Rheinland-Pfalz, die sich seit jeher für 

eine kostenlose Bildung für alle aus-

spricht, ist es also nur konsequent, 

auch hier endlich eine Entlastung an-

zustreben. Eine kostenfreie Beförde-

rung käme hierbei vor allem Eltern, 

deren Einkommen nur knapp über 

der Einkommensgrenze liegt, zugute.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste

-> angenommen bei Mehr-

heit auf Sicht, 5 Gegenstim-

men und 6 Enthaltungen

GO-Antrag auf Nichtbehand-

lung des Antrages VA 5

-> angenommen bei Mehr-

heit auf Sicht, 6 Gegenstim-

men und 2 Enthaltungen

Änderungsantrag zum Antrag VA 4:

…unabhängig von Schulart und 

Einkommen der Eltern…

Stellungnahme des Antragsstellers

GO-Antrag auf sofortige Abstimmung

-> angenommen, da keine Gegenrede

Abstimmung über Änderungsantrag:

Dafür: 5; Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht; Enthaltungen: 10

-> Damit ist der Änderungs-

antrag abgelehnt.

Abstimmung über den Antrag VA 4:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 10, Enthaltungen: 5

-> Damit ist der An-

trag VA4 angenommen.

Der TOP Wahlen wird wie-

der aufgenommen:

- … zur Bundesebene

Es kandidieren:

Patrick Simon, Sebastian Waic, Ni-

klas Beinghaus, Klara Mladinic, Se-

bastian Sprenger, Kevin Frantz , Ga-

etano-Pablo-Daniel Di Cagno

Antrag auf off ene Wahl. Gegen-

rede -> GO-Antrag abgelehnt

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Patrick Simon: 44 Ja-Stimmen, 7 

Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Sebastian Waic: 45 Ja-Stimmen, 3 

Nein-Stimmen, 7 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Niklas Beinghaus: 39 Ja-Stimmen, 8 

Nein-Stimmen, 8 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Klara Mladinic: 39 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen, 6 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Sebastian Sprenger: 39 Ja-Stimmen, 

8 Nein-Stimmen, 8 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Kevin Frantz: 26 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen, 19 Enthaltungen 

-> Nimmt die Wahl an.

Pablo Di Cagno: 23 Ja-Stimmen, 21 

Nein-Stimmen, 11 Enthaltungen 

-> nicht gewählt

Somit sind in die Bun-

desebene gewählt:

Patrick Simon, Niklas Beinghaus, 

Klara Mladinic, Sebastian Spren-

ger, Kevin Frantz , Sebastian

Waic.
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- … zum Landesausschuss

Es kandidieren: Sarah Brust, Mar-

lene Schmahl, Sebastian Graf, Mar-

vin Pieper, Ricarda Rahm,

Leon Schwegler, Patrick Simon, 

Kim-Laura Hoff mann, Carsten Bra-

band, Denis Bergamasco, Kevin

Schönig, Max Priester, Phi-

lipp Bodewing

Go-Antrag auf off ene Block-

wahl -> keine Gegenrede

Die KandidatInnen werden mit 

45 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stim-

men und 0 Enthaltungen in den

Landesausschuss gewählt.

Patrick Simon wird wegen Wer-

fens von Gegenständen verwarnt.

Somit sind in den Landes-

ausschuss gewählt:

Sarah Brust, Marlene Schmahl, Se-

bastian Graf, Marvin Pieper, Ri-

carda Rahm, Leon Schwegler,

Patrick Simon, Kim Laura Hoff -

mann, Carsten Braband, Denis Ber-

gamasco, Kevin Schönig, Max

Priester, Philipp Bodewing.

- … der EinsteigerInnen-LSV

Es kandidieren:

Jannick Obitz , Miriam Koelges, Mi-

chelle Paulus, Berna Witz ig, Con-

stantin Miller, Swantje Heinß,

Theresa Simon, David Stoff el, Ai-

cha Mebani, Alexander Kurz

GO-Antrag auf Schließung der Red-

nerInnenliste -> angenommen

GO-Antrag auf Redezeitbegrenzung 

auf 5 Sekunden -> angenommen

GO-Antrag auf off ene Block-

wahl -> keine Gegenrede

Abstimmung:

Dafür: 48, Dagegen: 2, Enthaltungen: 3

Somit sind in die Einsteiger-

Innen-LSV gewählt:

Jannick Obitz , Miriam Koel-

ges, Michelle Paulus, Berna Wit-

zig, Constantin Miller, Swantje

Heinß, Theresa Simon, David Stof-

fel, Aicha Mebani, Alexander Kurz.

- … der KassenprüferInnen

GO-Antrag auf off e-

ne Wahl -> angenommen

Es kandidieren: Hans-Chris-

toph Stolleis, James Miles

Gewählt bei 36 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen.

Somit sind zu Kassenprüfern gewählt:

Hans-Christoph Stolleis, James Miles

Wiedereinstieg in den TOP Anträge:

Antrag VA 5 - Fahrkartenpreise

Antragsteller: Kreis-SV 

Bernkastel-Witt lich

Antragstext:

Die LSV möge sich dafür einset-

zen, dass die Fahrkartenpreise von 

Schülern unabhängig von Schul-

art bzw. Jahrgangsstufe sind, son-

dern mehr vom Einkommen der El-

tern abhängig gemacht werden.

Begründung:

Erfolgt mündlich.

GO-Antrag auf Nichtbefas-

sung, da dieser Antrag dem An-

trag VA 4 widerspricht.

-> angenommen

Antrag VA 6 - Unterrichtsausfall

AntragstellerInnen: Sebastian Grä-

ber, Patrick Simon, Marlene Schmahl

Antragstext:

Die LSK möge keine weiteren Ak-

tionen gegen den Unterrichtsaus-

fall an rheinland-pfälzischen Schu-

len unternehmen. Statt dessen soll sich 

die LSV dafür einsetz en, dass an al-

len Schulen vielfältige und interes-

sante Möglichkeiten der Beschäfti-

gung in der unterrichtsfreien Zeit 

zur Verfügung gestellt werden.

Begründung:

Die Beseitigung von Unterrichtsaus-

fall allein kann nicht die Übel des 

momentanen Schulsystems beseiti-

gen. Alleine den Unterrichtsausfall 

zu kritisieren heißt, weder fehlende 

Demokratie, noch autoritäre Bewer-

tungssysteme, noch das mehrglied-

rige Schulsystem zu kritisieren, son-

dern eben nur, dass das jetz ige Sys-

tem nicht korrekt arbeitet. Ganz im 

Gegenteil ist die persönliche Ein-

stellung des Gros der SchülerInnen 

durchaus positiv zu außerplanmäßi-

gen Freistunden und über ein wenig 

Freizeit im drögen Schulalltag durch-

aus froh. Das ist kein Zufall, denn 

klar ist, dass die meisten SchülerIn-

nen eben nicht gerne in ihren jetz igen 

Unterricht gehen, gerade auch weil 

mensch dazu gezwungen wird, nicht 

mitbestimmen darf und sich zumeist 

eher mitt elalterlich anmutenden Un-

terrichtsmethoden aussetz en muss. 

Dahingegen bleibt in Freistunden 

auch Zeit dafür, mit FreundInnen zu 

diskutieren, ein wenig abzuschalten 

und vielleicht ein Buch zu lesen kurz: 

sich einfach auch mal mit dem zu be-

schäftigen, was einen gerade wirklich 

interessiert. Gerade in der Unter- und 

Mitt elstufe bedeuten Freistunden, die 

dort ja Vertretungsstunden sind, auch 

eine Lehrerin/ein Lehrer vor sich zu 

haben, die/den mensch nicht kennt, 

und sich dort entweder mit sinnlosen 

Spielen à la Daumendrücken oder mit 

meist fachfremden Dingen auseinan-

der zu setz en. Lernen ist nicht gleich-

bedeutend mit Unterricht (das gilt 

natürlich ebenso andersherum). Bis 

nicht eine Schule geschaff en ist, in der 

ein selbstbestimmtes und demokra-

tisch organisiertes Lernen vollständig 

möglich ist, bleibt LehrerInnenman-

gel doch eher ein Phänomen, über das 

mensch allerlei tolle Statistiken anstel-

len, vor allem aber sich freuen kann.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste:

Dafür: 3; Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht; Enthaltungen: 4

-> GO-Antrag abgelehnt

GO-Antrag auf sofortige Ab-

stimmung des Antrags:

Dafür: 6; Dagegen: 11; Enthaltungen: 8

-> GO-Antrag abgelehnt
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GO-Antrag auf Verkür-

zung der Redezeit:

Dafür: 4; Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht; Enthaltungen: 2

-> GO-Antrag abgelehnt

GO-Antrag auf Vertagung des TOPs 

und Schließung des Plenums:

Dafür: 23; Dagegen: 5; Enthaltungen: 4

-> GO-Antrag angenommen

TOP 9: Sonstiges

- Ende der LSK: 17.30 Uhr -

Für die Richtigkeit:

Philipp Bodewing (Präsident) 

Niklas Beinghaus (Protokollführung) 

Marlene Schmahl (Techn. Assistentin)

Protokoll der 50. LSK

vom 19.-21.11.2010 

an der IGS Enken-

bach-Alsenborn

Freitag, 19. November 2010

- Beginn der LSK: 18.00 Uhr -

TOP 1:

- Begrüßung

- Feststellung der Beschlussfähigkeit

- Beschluss der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird wie folgt an-

genommen (Mehrheit auf Sicht):

TOP 1: Begrüßung, Feststellung der 

Beschlussfähigkeit, Beschluss der 

Tagesordnung, Wahl des Präsidi-

ums, Rechenschaftsbericht des Lan-

desvorstands, Genehmigung des 

Protokolls der 48. LSK*, Genehmi-

gung des Protokolls der 49. LSK

TOP 2: Vorstellung der Agen

TOP 3: Vorstellung der Er-

gebnisse der AGen

TOP 4: Behandlung der von der 

49. LSK vertagten Anträge *

TOP 5: Behandlung der An-

träge an die 50. LSK

TOP 6: Entlastung des Lan-

desvorstands und der Bun-

desdelegation 09/10

TOP 7: Verabschiedung des 

Arbeitsprogramms

TOP 8: Wahlen zum Landesvor-

stand, Wahlen zur Bundesebe-

ne, Wahlen zum Landesausschuss, 

Wahl der EinsteigerInnen-LSV, 

Wahl der Lichtblick-Redaktion, 

Wahl der KassenprüferInnen

TOP 9: Sonstiges

Da die mit einem * gekennzeichne-

ten Punkte der Tagesordnung von 

der letz ten, 49. LSK, vom 23.-25. Ap-

ril 2010 in Bad Kreuznach wegen Be-

schlussunfähigkeit vertagt wurden, 

ist die Zahl der anwesenden Dele-

gierten gem. § 49 (1) Satz  2 des rhein-

land-pfälzischen Schulgesetz es für 

die Beschlussfassung zu diesen Punk-

ten bei der 50. LSK nicht relevant.

- Wahl des Präsidiums

In das Präsidium werden gewählt:

Vorschläge: Philipp Bodew-

ing (Präsident) – gewählt zum 

Präsidenten (Mehrheit auf 

Sicht, bei 6 Enthaltungen), 

Hayaan Nur (Vertreter) – ge-

wählt zum Vertreter (Mehrheit 

auf Sicht, bei 3 Enthaltungen) 

Niklas Beinghaus (Protokol-

lant) - (Mehrheit auf Sicht, 

bei 2 Enthaltungen), 

Marlene Schmahl (techn. As-

sistentin) – (Mehrheit auf 

Sicht, bei 0 Enthaltungen)

Präsident/in: Philipp Bodewing ; 

Stellvertreter/in: Hayaan Nur

technische/r Assistent/in: Mar-

lene Schmahl; stellvertretende/r 

technische/r Assistent/in: - Pro-

tokollant/in: Niklas Being-

haus ; Stellvertreter/in: - 

- Rechenschaftsbericht 

des Landesvorstands

- Genehmigung des Pro-

tokolls der 48. LSK *

Das Protokoll wird bei Mehr-

heit auf Sicht, 0 Nein-Stimmen und 

3 Enthaltungen angenommen.

- Genehmigung des Pro-

tokolls der 49. LSK

Das Protokoll wird bei Mehr-

heit auf Sicht, 0 Nein-Stimmen und 

6 Enthaltungen angenommen.

- Plenum wird geschlos-

sen, Abendessen. -
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- Was ist eine LSK? Erklärung der GO 

und der Abstimmungsverfahren

Patrick und Philipp übernehmen 

die Einführung in zwei Gruppen.

- Abendessen: 19.00 Uhr -

- 20.00 Uhr: Podiumsdiskus-

sion zum Thema „allgemein-

politisches Mandat“ -

Das Plenum wird fortgesetz t.

GO Antrag auf Rederecht für Gäste.

Formale Gegenrede.

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 0, Enthaltung: 0

-> Damit ist der Antrag angenommen.

Ämtervorstellung:

Patrick stellt die Arbeit des Licht-

blicks vor. Sebastian stellt die Ar-

beit der Bundesebene vor. Jamina 

stellt die Arbeit des LandesAusschus-

ses vor. Marlene stellt die Arbeit ei-

nes LandesVorstandMitgliedes vor. 

Patrick Simon wurde verwarnt.

- Das Plenum wird geschlossen. -

Samstag, 20. November 2010

- Frühstück: 09.00 Uhr -

Plenum wurde wieder eröff net.

TOP 2: Vorstellung der 

AGen/Workshops

Folgende Workshops fi nden statt :

WS 1 – Noten- und Bewer-

tungskritik (Patrick Simon)

WS 2 – Guter Empfang – schlech-

te Verbindung (Alisa Siegrist)

WS 3 – Militär und Schule (Joana)

WS 4 – Anarchosyndikalismus und li-

bertäre Bildung (Jannis Deisinger)

WS 5 – Religion(-sunter-

richt) in der Schule

Julian Knop wird ver-

warnt wg. Stiftewerfens.

Plenum wird geschlossen.

TOP 3: Vorstellung der Er-

gebnisse der AGen

WS1: Swantje stellt vor: Meinungsbild, 

„Bewertung“ von Noten, Diskussion

WS2: Unterhaltung (Rituale, Struk-

tur, Finanzierung, Werte, Frauen-

rolle, Rechtsextremismus als Prob-

lem in einigen Burschenschaften)

WS3: Denis: Veränderung der Bun-

deswehr in letz ter Zeit, Zweck, öf-

fentliche Präsenz, Unterhal-

tung über Polis, Intransparenz

WS4: Jannis: Diskussion, Aus-

tausch über Herrschaftsfrei-

heit und Realisationskonzepte

WS5: : Diskussion, rechtliche Lage, 

LandesvertreterInnen, Beispiele an-

derer Bundesländer, Laizismusde-

batt e, Diskussion über Religions-

unterricht an Schulen in RLP

Schließung des Plenums.

- Mitt agessen: 12.30 Uhr -

Öff nung des Plenums.

Grußworte der Gastbundesländer:

Bayern (Paul), Sachsen (Daniel, Anna, 

Linn), Schleswig-Holstein (Torben)

GO-Antrag (Hayaan): Alle An-

wesenden, im Raum befi ndlichen 

Menschen sollen bei Verfahrens-

fragen mit abstimmen dürfen.

Abstimmung: Angenommen bei 

Mehrheit auf Sicht, einer Gegen-

stimme und 5 Enthaltungen.

GO-Antrag (Sebastian): Wah-

len sollen vor den Anträgen be-

handelt werden. Inhaltliche Ge-

genrede (Moritz ): Einige Delegier-

te müssen nachmitt ags fahren.

Abstimmung: Angenommen bei 

20 Ja-Stimmen, 6 Gegenstim-

men und 10 Enthaltungen.

TOP 4: Behandlung der von der 

49. LSK vertagten Anträge *

Antrag VA 1 - Bewertungssysteme

AntragstellerIn: Landesvorstand 2009-

10 (Patrick Simon stellt VA1 vor.)

Antragstext:

Die LSV Rheinland-Pfalz steht jeder 

Form von autoritärer Bewertung in 

der Schule kritisch gegenüber. Bewer-

tungen, erfolgen sie nun durch Ziff ern 

(also Noten) oder Wortformulierun-

gen, sind unmitt elbar mit jedem mo-

dernem Bildungssystem verbunden. 

Sie sind allerdings immer nur subjek-

tive Einschätz ungen. In Bewertung 

steckt das Wort „Wert“, das heißt, 

etwa einem in der Schule angefer-

tigtem Aufsatz  oder Zeichnung wird 

(und damit auch dem/ der SchülerIn 

selbst) ein Wert zugeordnet, im besten 

Fall eine Eins, im schlechtestem eine 

Sechs. Dabei ist die persönliche Ent-

wicklung eines/r SchülerIn genauso 

egal wie die Tagesform oder der per-

sönliche Einsatz  für die zu bewerten-

de Leistung. Bewertungen werden au-

toritär erteilt, d.h. welchen Wert eine 

Arbeit erhält, entscheidet allein die 

Lehrkraft. Die Trennlinie zwischen 

objektiver Sicht und persönlichen 

Sympathien ist dabei sehr schwer 

zu ziehen, daher fl ießen Sympathi-

en und Antipathien mit in die Bewer-

tung ein. Auch so genannte „demo-

kratische“ Bewertungen, also z.B. No-

ten, die von der Lerngruppe statt  der 

Lehrkraft ausgehen, stellen keinen Lö-

sungsansatz  dar, da sie lediglich Kon-

kurrenz und Leistungsdruck inner-

halb einer Lerngruppe erhöhen; zu-

dem ist die Lehrkraft als Autorität we-

niger angreifb ar. Davon ganz abgese-

hen können wirklich objektive Bewer-

tungskriterien gar nicht erstellt wer-

den; Schreibstile und Interpretatio-

nen oder z.B. der ästhetische Wert ei-

ner Zeichnung im Kunstunterricht 

sind notwendigerweise nur nach dem 

subjektiven Geschmack jedes/r Ein-

zelnen "gut" oder "schlecht", „schön“ 

oder eben „nicht schön“. Da nicht der 

Inhalt des geprüften Wissens von Be-

deutung ist, sondern nur die Bewer-

tung, die am Ende einer Überprü-

fung erteilt wird, bestimmt dies auch 

die Art und Weise des Lernens. Es 

wird nur für das Kurzzeitgedächtnis, 

nur für das Ergebnis einer Prüfung 
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gelernt. Ob sich jemand für das The-

ma interessiert oder nicht, ist voll-

kommen egal. Sinnvolles Lernen, das 

ein Problem in seiner Gesamtheit er-

fasst und Lösungsansätz e erkennbar 

macht, wird nicht gefördert. Weil je-

deR SchülerIn zwangsweise bewertet 

werden muss, gerät auch das eigent-

lich Ziel von Lernen, nämlich dass je-

des Mitglied einer Lerngruppe den 

Stoff  verstanden hat, außer Augen. 

Eine Klassen- oder Kursarbeit, bei der 

ein Großteil der Schülerinnen und 

Schüler eine Eins oder eine Zwei hat, 

war eben zu einfach. Es ist so, auch 

nicht erstaunlich, dass Gruppenar-

beit und solidarisches Lernen und Ar-

beiten in der Schule so selten geför-

dert werden. Gruppenarbeit und soli-

darisches Miteinander erschweren die 

individuelle Bewertung. Durch Be-

wertungen lernen SchülerInnen also 

nicht, sich selbst einzuschätz en und 

werden auch in Gruppenarbeit und 

-kommunikation nicht gefördert.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenListe

Inhaltliche Gegenrede: alle sollten 

die Chance haben, sich zu äußern.

Abstimmung: 10 Ja-Stimmen, 19 

Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen.

Der GO-Antrag wurde abgelehnt.

GO-Antrag auf Pause und Weiter-

führung des Antrags um 16.15 Uhr

Inhaltliche Gegenrede:

Abstimmung: 14 Ja-Stimmen, 17 

Nein-Stimmen und 1 Enthaltung.

GO-Antrag wurde abgelehnt.

GO-Antrag: Abhandlung der Men-

schen, die Reden möchten, Pau-

se, Wahl und Weiterbehandlung

des Antrags VA1.

Abstimmung: 8 Ja-Stimmen, Mehrheit 

auf Sicht dagegen, 4 Enthaltungen.

GO-Antrag auf Schließung der 

RednerInnenListe: Angenom-

men, da keine Gegenrede.

RednerInnenliste geschlossen.

GO-Antrag auf Abstimmung 

vor der Pause. Zurückgezo-

gen, da schon abgestimmt.

Abstimmung über Antrag VA 1:

Ja: 11, Nein:14, Enthaltung: 7

Damit ist der Antrag abgelehnt.

- Plenum bis 16.15 Uhr unterbrochen. -

Antrag VA 2 - Politisches Mandat

Antragsteller: Timo Karstens 

und Moritz  Hohenfellner

Antragstext:

Die 49. LSK möge die Entfernung 

der Forderung nach einem allge-

meinpolitischen Mandat aus dem 

Grundsatz programm beschließen.

Begründung:

Die gesamten Strukturen der LSV 

sind allgemeinpolitisch in kei-

ner Weise repräsentativ. 

Weiteres erfolgt mündlich.

Sebastian G. stellt Antrag in Ver-

tretung für Moritz  Hohenfell-

ner und Timo Karstens durch 

eine schriftliche Darlegung der 

Antragsbegründung vor.

GO-Antrag auf soforti-

ge Abstimmung:

angenommen bei 19 Ja-Stimmen, 7 

Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen

Abstimmung über Antrag VA 2:

Ja: 5, Nein: Mehrheit auf 

Sicht, Enthaltung: 8

Damit ist der Antrag abgelehnt.

Antrag VA 3 - Bundeswehr

AntragstellerInnen: Marle-

ne Schmahl und Patrick Simon

Antragstext:

Die LandesschülerInnenvertretung 

RLP fordert das Verbot von Informa-

tionsbesuchen der Bundeswehr an 

Schulen. Darunter fällt auch jedwede 

Werbung: von Aufk lebern über Pla-

kate bis hin zu Informationsbroschü-

ren. Außerdem muss die Kooperati-

onsvereinbarung umgehend aufgeho-

ben werden. Der Landesvorstand setz t 

sich dafür ein, dass sich der Land-

tag RLP mit dem Thema auseinan-

der setz t und spricht die Landtags-

fraktionen auf diesen Missstand an.

Begründung:

erfolgt mündlich

Sebastian G. und Patrick S. sehen 

das Planspiel Polis kritisch, Soldat 

sei kein Beruf wie jeder andere (Le-

bensgefahr im Beruf), demnach kei-

ne Werbung für den Beruf in Schulen.

ÄA1 von Sebastian zu VA3 

von Sebastian Gräber:

Die LSK möge beschließen, dass dem 

Antragstext folgende Passage hinzu-

gefügt wird: Das landesweite Bündnis 

„Bundeswehr raus aus Schulen RLP“ 

soll von der LSV unterstütz t werden. 

Über die Unterstütz ung der regiona-

len Bündnisse entscheiden die Vor-

stände des jeweiligen Kreis- und

Stadt-Sven vor Ort.

Der Änderungsantrag ÄA1 zum An-

trag VA3 von Sebastian Gräber wur-

de durch Patrick Simon und

Marlene Schmahl angenommen.

GO-Antrag auf soforti-

ge Abstimmung.

Inhaltliche Gegenrede (Sebasti-

an G.): Menschen, die noch eine Äu-

ßerung hätt en, würden in ihrem

Äußerungsbedarf eingeschränkt.

Abstimmung: Antrag bei 7 Ja-

Stimmen, Mehrheit auf Sicht da-

gegen und 5 Enthaltungen

abgelehnt.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste.

Inhaltliche Gegenrede (Sebas-

tian G.): Es könne noch initia-

tive Meinungsbilder geben.

Abstimmung: Antrag bei Mehr-

heit auf Sicht, 8 Nein-Stimmen und 

2 Enthaltungen angenommen.

RednerInnenliste ist geschlossen.

Abstimmung über Antrag VA 3:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 9, Enthaltung 3

Damit ist der Antrag angenommen.



38

Reader zur 52. LSK

Protokolle

Antrag VA 4 - Finanzordnung der LSV

AntragstellerIn: Landesaus-

schuss der LSV 2009-2010

Antragstext:

Finanzordnung der Landesschüle-

rInnenvertretung Rheinland-Pfalz

1. Haushalt

1.1. Haushaltsplan

1.2. Ausgaben

1.3. Aufteilung der Mitt el zwischen 

den Landesvorständen eines Jahres

1.4. Haushaltsbedarf der 

Kreis- und Stadt-SVen

2. Abrechnungs- und 

Buchhaltungsmodalitäten

2.1. Stellung von Rückerstat-

tungsanträgen für Fahrt- und 

Sachkosten, Buchführung

2.2. Inventar

2.3. Telefonkosten

2.4. Kassenprüfung

3. Fahrtkostenrückerstatt ung

3.1. Berechtigung

3.2. Fahrten mit dem PKW

3.3. Fahrten mit der Bahn

3.4. BahnCards

4. Kostenerstatt ung für 

Gremienmitglieder

4.1. Verpfl egungskosten

4.2. Telefonkosten

5. Veranstaltungen

5.1. Anmietung von Räumlichkeiten

5.2. Teilnahmebeiträge

5.3. Honorare

6. Nutz ung und Verleih von Inventar

7. Sicherheit

8. Schlussbestimmungen

Anlage

- Standard-Honorarvertrag

1. Haushalt

1.1. Haushaltsplan

Der Landesvorstand (LaVo) legt dem 

Landesausschuss (LA) gegen Ende ei-

nes jeden Jahres einen Haushaltsvor-

schlag für das darauf folgende Jahr 

vor, der vom LA beschlossen werden 

muss. Der Entwurf muss sich am für 

die LSV vorgesehen Sachkostentitel 

des Landeshaushalts Rheinland-Pfalz 

orientieren. Kommt keine beschlussfä-

hige LA-Sitz ung zu Stande, beschließt 

der Landesvorstand einen vorläufi gen 

Haushalt, der auf der nächstfolgenden 

LA-Sitz ung genehmigt werden muss.

1.2. Ausgaben

Die Ausgabentätigkeit des Landes-

vorstands und der Geschäftsfüh-

rung muss im Rahmen des vom Lan-

desausschuss beschlossenen Haus-

haltsplanes erfolgen. Bei Überzie-

hungen einzelner Titel oder Titel-

gruppen im laufenden Haushaltsjahr 

um mehr als 20 Prozent des Ansat-

zes ist der Landesausschuss über die-

se Abweichung umgehend zu infor-

mieren. Alle Abweichungen im Lau-

fe des Haushaltsjahres müssen vom 

Landesausschuss in Form eines Nach-

tragshaushalts legitimiert werden.

1.3. Aufteilung der Mitt el zwischen 

den Landesvorständen eines Jahres

Dem im zweiten Halbjahr eines Jah-

res gewählten Landesvorstand 

muss noch ein angemessener Be-

trag im Haushalt zur Verfügung ste-

hen. Dabei soll darauf geachtet wer-

den, dass der neue Landesvorstand 

mit diesem Betrag arbeitsfähig ist.

1.4. Haushaltsbedarf der 

Kreis- und Stadt-SVen

Den Kreis- und Stadt-SVen wird im 

Haushaltsentwurf der LSV grund-

sätz lich ein Mindestbetrag von insge-

samt 5000€ zugestanden. Dies deckt 

die Kosten für Sitz ungen, den allge-

meinen Geschäftsbedarf und die inf-

rastrukturelle Grundausstatt ung. Da-

bei soll auf die Verhältnismäßigkeit 

der Ausgaben der einzelnen Kreise 

und Städte geachtet werden. Erstat-

tungen erfolgen nur im Nachhinein 

und nach Vorlage entsprechender Be-

lege. Falls das Geld bis zum 1.12. ei-

nes Jahres nicht abgerufen wurde, 

entscheidet der LA im Rahmen ei-

nes Nachtragshaushalts über die Ver-

wendung der frei werdenden Mitt el.

2. Abrechnungs- und 

Buchhaltungsmodalitäten

2.1. Stellung von Rückerstat-

tungsanträgen für Fahrt- und 

Sachkosten, Buchführung

Fahrtkosten und sonstige Ausga-

ben, die im Namen der LSV getätigt 

wurden, werden nur zurückerstat-

tet, wenn der/dem Finanzreferentin/

en ein ordnungsgemäß ausgefüllter 

Fahrt- bzw. Sachkostenrückerstat-

tungsantrag vorliegt. Es werden aus-

schließlich die offi  ziellen Antragsfor-

mulare akzeptiert; diese können in 

der LGS angefordert werden und ste-

hen auf der Homepage der LSV zum 

Download zur Verfügung. Nach Un-

terzeichnung durch die/den Finanz-

referentin/en werden die Anträge von 

der Geschäftsführung der LSV be-

arbeitet. Sachkosten werden hier-

bei in eigener Verantwortung über 

das Konto der LSV erstatt et, Fahrt-

kostenanträge werden zur Auszah-

lung an die Reisekostenstelle Birken-

feld weitergereicht. Kopien der Anträ-

ge sind in der LGS aufzubewahren. 

Die Buchhaltung wird durch die Lan-

desgeschäftsführung gewährleistet.

2.2. Inventar

Die LGF führt eine Inventarlis-

te für alle Gegenstände im Eigen-

tum der LSV, die einen Wert von 

20 € überschreiten. Über den Ver-

leih der Schlüssel zu Räumlich-

keiten der LSV führt ebenfalls die 

LGF Buch. Empfang und Rückga-

be sind zu quitt ieren. Gleiches  gilt 

für LSV-Eigentum, das an Privat-

personen (siehe 6.) verliehen wird.

2.3. Telefonkosten

Die Einzelverbindungsnachweise der 

Telefonrechnung sind zu archivieren 

und werden von der LGF überprüft.

2.4. Kassenprüfung

Alle Bücher und Kontoauszüge so-

wie die digitale Buchführung müs-

sen den KassenprüferInnen vorlie-

gen und sollten bis spätestens zwei 

Wochen vor der LandesschülerInnen-

konferenz (LSK), auf der die fi nanzi-

elle Entlastung des Landesvorstan-

des statt fi ndet, durchgesehen werden.

3. Fahrtkostenrückerstatt ung

3.1. Berechtigung

Die LSV erstatt et allen gewählten Mit-

gliedern und Delegierten die Fahrt-

kosten zu Sitz ungen ihrer Gremi-

en. Den Mitgliedern von LaVo, LA, 

EinsteigerInnen-LSV, Lichtblick-Re-

daktion sowie den rheinland-pfäl-

zischen Bundesdelegierten werden 

die Fahrtkosten, die im Rahmen ih-

rer Tätigkeit entstehen, erstatt et.
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Allen teilnehmenden SchülerInnen 

aus RLP werden die Fahrtkosten zu 

den übrigen Veranstaltungen, wie Se-

minare und Camps, erstatt et. Dabei 

kann den AntragstellerInnen auf Be-

schluss des LaVos auch nur ein be-

stimmter Anteil ihrer Kosten zu-

rückerstatt et werden. Die Rückerstat-

tung kann für alle nicht angemelde-

ten Personen auf Beschluss des La-

Vos verweigert werden. ReferentIn-

nen für LSV-Veranstaltungen können 

auf Beschluss des Landesvorstandes 

Fahrtkostenrückerstatt ung erhalten.

3.2. Fahrten mit dem PKW

Generell muss die kürzeste Verbin-

dung bei der Rückerstatt ung zu Grun-

de gelegt werden. Für alle gem. 3.1. 

Fahrtkostenberechtigten kann auch 

eine aus Zeitgründen gewählte, län-

gere Autobahnverbindung zu Grun-

de gelegt werden. Die Kilometer-Pau-

schale beträgt den jeweils niedrigsten 

im Landesreisekostengesetz  Rhein-

land-Pfalz vorgesehenen Satz , derzeit 

0,15 €. Für jede weitere mitgenomme-

ne fahrtkostenberechtigte Person er-

höht sich die Pauschale um 0,02 €.

3.3. Fahrten mit der Bahn

Es wird nur die günstigste Verbin-

dung erstatt et, dazu zählen auch Son-

dertarife wie Wochenend-, Rheinland-

Pfalzticket u.ä. Für Mitglieder des La-

Vos und der Bundesdelegation, sowie 

für die LASprecherInnen werden in 

dringenden Fällen für Fahrten inner-

halb RLP auch IC/EC-Zuschläge zu-

rückerstatt et. Mitgliedern der Bundes-

delegation sowie des LaVos werden 

für Fahrten außerhalb von RLP nach 

Genehmigung durch den Landesvor-

stand auch ICE-Fahrkarten erstatt et.

3.4. BahnCards

Mitglieder des LaVos, der Bundesde-

legation - mit Ausnahme deren Ver-

treterInnen - sowie die LASpreche-

rInnen können beim LaVo eine Bahn-

Card unter Vorlage einer Kalkulati-

on, die die zu erwartende Ersparnis 

durch die BahnCard aufzeigt, bean-

tragen. Lässt sich z.B. durch feste Ter-

minabsprachen oder eine sehr lan-

ge Einzelfahrtstrecke die Rentabili-

tät einer BahnCard für stellvertreten-

de Bundesdelegierte mit absoluter Si-

cherheit absehen, ist auch in diesem 

Fall der Kauf einer BahnCard mög-

lich. Der LaVo beschließt darüber.

4. Kostenerstatt ung für 

Gremienmitglieder

4.1. Verpfl egungskosten

LaVoMis, LA-SprecherInnen und Bun-

desdelegierte können für Sitz ungen 

im Rahmen ihrer Tätigkeit ein Tage-

geld von bis zu 5,11 € gegen Vorlage 

entsprechender Belege beantragen, so-

fern die Sitz ungen nicht in Tagungs-

häusern mit Verpfl egung statt fi nden.

4.2.Telefonkosten

LaVoMis, LA-SprecherInnen und Bun-

desdelegierte können auf Beschluss 

des LaVos eine monatliche Telefon-

kostenpauschale von 15 € beantragen.

5. Veranstaltungen

5.1. Anmietung von Räumlichkeiten

Bei LSV-Veranstaltungen sind mög-

lichst die günstigsten Räumlichkei-

ten zu wählen. Insbesondere bei der 

Buchung von Jugendherbergen ist da-

rauf zu achten, dass die Reservie-

rung auf eine pessimistische Ein-

schätz ung der TeilnehmerInnen-

zahl abgestimmt ist. Bei Veranstal-

tungen in Jugendherbergen sind sol-

che mit den niedrigeren Preiskatego-

rien zu wählen. Ausnahmen können 

aufgrund der Lage die Jugendherber-

gen in Koblenz, Mainz und Trier sein.

5.2.Teilnahmebeiträge

Delegierte und Gäste bei LSKen, so-

wie TeilnehmerInnen des LSV-Camps 

und von Seminaren haben einen Teil-

nahmebeitrag zu zahlen, der der teil-

weisen Deckung der Verpfl egungs-

kosten dient. Die Höhe wird vom 

LaVo festgesetz t. Der Teilnahmebei-

trag kann in Einzelfällen aus sozia-

len Gründen auf Antrag durch Be-

schluss des LaVos erlassen werden.

5.3. Honorare

ReferentInnen für Arbeitsgruppen auf 

Veranstaltungen der LSV können Ho-

norare bis maximal 150 € gezahlt wer-

den. ReferentInnen für mehrtägige Se-

minare und in vom LaVo genehmig-

ten Ausnahmefällen können Honora-

re von maximal 250 € gezahlt werden. 

Kulturelle Gruppen (Bands etc.) kön-

nen für Auftritt e auf LSV-Veranstal-

tungen, wie LSKen und Camps, Hono-

rare in Höhe von max. 50 € beziehen, 

nach Möglichkeit sollen hierfür je-

doch  gar keine Kosten anfallen. Der 

LaVo kann daneben Honorarverträ-

ge mit Personen für einzelne Aufga-

ben und Dienstleitungen abschlie-

ßen. Es gilt der als Anlage 1 beige-

fügte Standard-Honorarvertrag. Über 

die Zahlung und Höhe von Honora-

ren entscheidet der Landesvorstand.

6. Nutz ung und Verleih von Inventar

Gegenstände aus dem Inventar der 

LSV können an LaVoMis, LA-Spre-

cherInnen, Mitgliedern der Einsteige-

rInnen-LSV sowie Lichtblick-Redak-

tion und Bundesdelegierte sowie an 

Beschäftigte der LSV für die Zeit ih-

rer Amtsausübung / Beschäftigung 

auf Beschluss des LaVos ausgeliehen 

werden. LaVoMis, LA-SprecherInnen, 

Mitglieder der EinsteigerInnen-LSV 

sowie Lichtblickredaktion und Bun-

desdelegierte sowie Beschäftigte der 

LSV können die Landesgeschäftsstelle 

(LGS) einschließlich Kopierer, Fax, Te-

lefon, Internetz ugang etc. für die Erle-

digung ihrer Aufgaben nutz en. Über 

das Nutz ungsrecht für weitere Perso-

nen beschließt der Landesvorstand.

7. Sicherheit

Computer sowie Zugänge bei Online-

Versänden sind mit Passwörtern zu si-

chern, um die Entstehung von Kos-

ten durch unbefugte Personen sowie 

den Zugriff  von unbefugten auf per-

sonenbezogene Daten zu verhindern. 

Die Passwörter sind nur den in Punkt 

6 genannten Personen bekannt. Min-

destens beim Ausscheiden dieser Per-

sonen aus dem Amt bzw. aus dem Be-

schäftigungsverhältnis sind die Pass-

wörter zu ändern. Sensible Daten sol-

len verschlüsselt verschickt werden.

8. Schlussbestimmungen

Diese Finanzordnung kann von der 

LSK mit einfacher Mehrheit geän-

dert werden. Änderungen treten nach 

der entsprechenden Sitz ung in Kraft.

Über Ausnahmen von dieser Fi-

nanzordnung beschließt der LA.

Beschlossen von der LSK am XX in XX

__________________

Anlage: Standard-Honorarvertrag

(...)

Abstimmung über Antrag VA 4:

Ja: 24, Nein: 0, Enthaltung: 0
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Damit ist der Antrag VA 

4 angenommen.

Antrag VA 5 – MSS

Antragsteller: SV des Lei-

ninger-Gymnasiums Grün-

stadt, Kreis Bad Dürkheim

Betreff : LSK, MSS

Antragstext:

Über die Ablehnung des MSS- Sys-

tems sollte in der nächsten LSK 

neu diskutiert werden, da wir 

der Überzeugung sind, dass es 

nicht der Fall ist, dass dieses Sys-

tem grundlegend abzulehnen ist.

GO-Antrag auf Nichtbefassung, da 

Diskussion verpfl ichtet würde.

Keine Gegenrede, mit dem An-

trag VA 5 wird sich nicht befasst.

Antrag VA 6 – Drogenpolitik

Antragsteller: SV des Lei-

ninger-Gymnasiums Grün-

stadt, Kreis Bad Dürkheim

Betreff : 34. LSK, Drogenpolitik

Antragstext:

Über den Punkt der Cannabislega-

lisierung sollte dringlichst disku-

tiert werden, da dieser Programm-

punkt lediglich zur Unglaubwürdig-

keit der LSK bei anderen Institutio-

nen führt und darüber hinaus kei-

nerlei positive Eff ekte mit sich führt.

GO-Antrag auf Nichtbefassung.

Inhaltliche Gegenrede.

Weiterführender GO-Antrag: Es sol-

len sich nochmals 2 Mensch jeweils 

für und gegen den GO-Antrag

äußern. Weiterführen-

der GO-Antrag: s.o.

Dafür: Mehrheit auf Sicht Da-

gegen:1 Enthaltungen:2

Damit befasst sich die 50. LSK 

nicht mit dem Antrag VA 6.

Antrag VA 7 - Verbale Beurteilungen

Antragsteller: SV des Lei-

ninger-Gymnasiums Grün-

stadt, Kreis Bad Dürkheim

Betreff : LSK, Bewertungssysteme 1

Antragstext:

Dieser Programmpunkt sollte dis-

kutiert und gegebenenfalls erweitert 

werden. Man kann von einer Lehr-

kraft in einer weiterführenden Schu-

le, die möglicherweise Zeugnisse für 

über 50 Schüler zu schreiben hat, nicht 

verlangen auch noch für jeden Schüler 

eine verbale Beurteilung zu schreiben.

Wenn ein Schüler dies jedoch  

wünscht (gerade im Bezug auf Be-

werbungen etc.) sollte man die Lehr-

kräfte durchaus verpfl ichten kön-

nen, jedoch keinesfalls generell.

GO-Antrag auf Nichtbefassung

Angenommen, da keine Gegenrede.

Antrag VA 8 – Arbeit des 

Landesvorstandes

Antragsteller: Felix Martens

Antragstext:

Hinführung & Begründung

Eine der wichtigsten Bedingungen 

für Demokratie und Partizipation, 

für Mitbestimmung und Teilhabe ist 

Mündigkeit. Wer mitreden und mitbe-

stimmen will, muss mündig sein. Vo-

raussetz ung für diese Mündigkeit ist 

Wissen. Damit Wissen vorhanden sein 

kann, ist es notwendig, dass die Ak-

teure in demokratischen Strukturen 

transparent arbeiten. Die LSV setz t 

sich intensiv für Demokratie und Par-

tizipation an unseren Schulen ein; 

sie selbst ist demokratisch struktu-

riert: Der Landesvorstand als exekuti-

ves, ausführendes Gremium wird von 

Landeskonferenz der Schülerinnen 

und Schüler gewählt, deren Delegier-

te von den Schülerinnen und Schü-

lern an den Schulen. Letz tlich soll der 

LaVo im Namen aller Schülerinnen 

und Schüler in RLP sprechen können.

Transparenz als Bedingung für demo-

kratische Partizipation muss  also ins-

besondere in der LSV gegeben sein. 

Die Schülerinnen und Schüler müs-

sen auch zwischen den LSKen Ein-

blick in die Vertretungsarbeit der 

LSV nehmen können, um diese kri-

tisch begleiten und ggf. beeinfl ussen 

zu können. Die in dem Antrag vor-

geschlagen Maßnahmen sollen ei-

nerseits dazu dienen, Transparenz 

und Objektivität herzustellen. An-

derseits sollen sie aber auch einen re-

geren Austausch zwischen Landes-

vorstand und den SchülerInnen in 

Rheinland-Pfalz fördern und ein all-

gemeines Interesse an Bildungs- und 

Schulpolitik wecken. Der Landes-

vorstand ist ein sehr aktives Gremi-

um, das sich in vielerlei Hinsicht für 

die Belange der Schülerinnen und 

Schüler einsetz t. Die vorgeschlage-

nen Maßnahmen dienen also auch, 

um die Aktivität des LaVos stärker 

nach außen wahrnehmbar zu ma-

chen. Vor diesem Hintergrund stelle

ich folgenden Antrag an die 46. LSK.

1) Die Sitz ungen des Landesvor-

stands, auf denen die Arbeit der LSV 

besprochen wird, fi nden öff entlich 

statt  (Satz ung der LSV, Punkt 22). Ge-

mäß demokratischen Grundprinzipi-

en sind also auch die Protokolle der 

Sitz ung zu veröff entlichen. Der Lan-

desvorstand soll die Protokolle der 

Landesvorstandssitz ungen frei zu-

gänglich und spätestens sieben Tage 

nach der jeweiligen Sitz ung auf der 

Homepage der LSV veröff entlichen.

2) Dem Landesvorstand werden eine 

Vielzahl neuer Vorschriften, Lehr-

pläne und anderer Reglementierun-

gen, die unseren Schulalltag beein-

fl ussen, vorgelegt.  Zu diesen Doku-

menten aber auch zu anderen Themen 

nimmt der Landesvorstand gegenüber 

dem Bildungsministerium Stellung. 

Der Landesvorstand soll alle schriftli-

chen Stellungnahmen, die gegenüber 

dem Bildungsministerium gemacht 

werden, frei zugänglich und mög-

lichst rasch nach der Abgabe auf der 

Homepage der LSV veröff entlichen.

3) Bei vielen Themen, zu denen sich 

die LSV positioniert (etwa durch die 

Abgabe einer Stellungnahme), kann 

der Landesvorstand nicht auf einen 

vorherigen Beschluss der LSK zurück-

greifen und muss seine Position und 

somit die der LSV eigenmächtig fest-

legen. Auch bei diesem Prozess soll 

ein möglichst hohes Maß an Beteili-

gung durch die, die es betriff t, näm-

lich die Schülerinnen und Schüler, 
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möglich sein. Der Landesvorstand soll 

zu aktuellen bildungs- oder schulpo-

litischen Themen bzw. bevorstehen-

den Änderungen im rheinland-pfälzi-

schen Schulsystem (etwa durch Vor-

schriften) im Forum der Homepage 

der LSV  Diskussions-Threads eröff -

nen. Diese sollen mit einem Text ein-

geleitet werden, der die Thematik und 

Problematik erläutert und Ausgangs-

punkt für die Diskussion sein kann.

4) Es ist wichtig, dass die LSV ihre 

Aktivität bzw. ihren Einsatz  nach au-

ßen zeigt. Erste Anlaufstelle zur LSV 

ist in vielen Fällen deren Homepage. 

Der Landesvorstand soll auf der Start-

seite der Homepage der LSV in Form 

von kleinen Anmerkungen die eigene 

Tätigkeit fortlaufend dokumentieren, 

über aktuelle Geschehnisse im Bil-

dungsbereich informieren und wich-

tige Themen im Forum verlinken.

5) Die in 1–4 beschriebenen Maßnah-

men erreichen die Menschen, die die 

Homepage der LSV regelmäßig besu-

chen. Es ist aber auch wichtig die brei-

te Basis der Schülerinnen und Schü-

ler zu informieren und Interesse zu 

wecken: An aktuellen bildungs- und 

schulpolitischen Themen und v.a. an 

eventuellen Änderungen in Rhein-

land-Pfalz. Der Landesvorstand soll 

wann immer sinnvoll, mindestens 

aber alle drei Monate, in einer (ggf. 

zusätz lichen) Infomail über aktuel-

le bildungs- und schulpolitische The-

men sowie über vorliegende Entwür-

fe für Vorschriften etc. und die eige-

ne Positionierung dazu berichten.

GO-Antrag auf 5 Minuten Pau-

se. Keine Gegenrede. Beschlossen.

Änderungsantrag AÄ1 

an den Antrag VA 8:

Einfügung des folgenden Punktes 

am Ende des Antrages VA8: Der LaVo 

richtet eine Hotline ein, an die sich 

SV-Menschen in Notfällen rund um 

die Uhr wenden können. Die Num-

mer soll lauten 0900/5579757 (für LSV 

RLP). Sie soll im Nachtprogramm von 

VOX, RTLII, RTL und das Vierte sowie

Sport 1 von gut aussehenden, nack-

ten LaVoMis beworben werden. Das 

Auftauchen soll geschlechterquotiert 

sein. Die LaVoMis sollen sich mel-

den mit: „Hallo, ich bin ein Pingu-

in, wie können wir Dir helfen?“

GO-Antrag auf sofortige Ab-

stimmung. Angenommen.

Jannis wurde wg. Werfens mit unde-

fi nierbaren Gegenständen verwarnt.

(Gegenstand wird dem Pro-

tokoll beigelegt.)

Abstimmung über den Än-

derungsantrag AÄ1:

Angenommen bei 14 Ja-Stimmen, 10 

Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen.

Diskussion über den Antrag.

GO-Antrag auf sofortige Ab-

stimmung des VA8 mit AÄ1.

Abstimmung: Angenommen bei 

Mehrheit auf Sicht, 2 Nein-Stim-

men und 2 Enthaltungen.

Damit ist der GO-An-

trag angenommen.

Abstimmung über Antrag VA 8:

Ja: 1, Nein: 12, Enthaltung: 8

Damit ist der Antrag abgelehnt.

Go-Antrag auf Beendigung 

des Plenums nach Behand-

lung des Antrags VA 8

Go Antrag auf eine weite-

re Pro- und Contrarede.

Marlene übernimmt Pro-

, Niklas Contrarede.

Abstimmung Go-Antrag über Be-

endigung des Plenums:

14 Ja, 2 Nein, 5 Enthaltungen

Damit ist der Antrag angenommen.

- Kurze Orga-Informatio-

nen durch Philipp. -

Schließung des Plenums.

- Kaff ee-/Tee-/Saft-Pause: 16.00 Uhr -

TOP 6: Entlastung des Lan-

desvorstands und der Bun-

desdelegation 09/10

(verschoben vor die Behand-

lung des Antrags VA1)

- … des Landesvorstands

2 Minuten Einlesezeit pro 

Rechenschaftsbericht.

Alexander Pfl eger: dafür: 

Mehrheit auf Sicht; dage-

gen: 0; Enthaltung: 6; 

-> entlastet

Damla Erbektas: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 3; 

-> entlastet

Forderung (Moritz ): Jemand aus 

dem aktuellen LaVo soll sich zu Fe-

lix Rahms Tätigkeit im LaVo äu-

ßern. Paul Reinert erzählt über Fe-

lix Rahms Arbeit im LaVo.

Felix Rahm: dafür: 17; dage-

gen: 6; Enthaltung: 16;

-> nicht entlastet

Forderung (Moritz ): Vorstellung der 

Arbeit von Lars Hoßmann im LaVo.

Lars Hoßmann: dafür: 1; dagegen: 

Mehrheit auf Sicht; Enthaltung: 14;

-> nicht entlastet

Lea Konitz: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 3; 

-> entlastet

Lukas Stemler: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 13; 

-> entlastet

Marlene Schmahl verlässt das Prä-

sidium zur Abstimmung.

Marlene Schmahl: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 1; 

-> entlastet

Niklas Beinghaus ver-

lässt das Präsidium.

Niklas Beinghaus: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 0; 

-> entlastet

Patrick Simon: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 0; 

-> entlastet

GO-Antrag auf Blockentlastung (Ke-

vin). GO-Antrag zurückgezogen.

GO-Antrag auf Blockent-

lastung (Matt hias).

Inhaltliche Gegenrede (Sebasti-

an): Entlastungen sind individu-

ell zwar anstrengender, aber
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wichtig. 

Abstimmung: Abgelehnt bei 

2 Ja-Stimmen, Mehrheit auf 

Sicht und 5 Enthaltungen.

GO-Antrag auf 10 Minu-

ten Einlesezeit aller Rechen-

schaftsberichte. (Matt hias).

Inhaltliche Gegenrede (Mo-

ritz ): Reader liegt seit einer Wo-

che vor, genügend Einlesezeit.

Abstimmung über den GO-An-

trag: Angenommen bei 15 Ja-Stim-

men, 14 Nein-Stimmen und 6

Enthaltungen.

10-minütige Einlesezeit für alle vor-

liegenden Rechenschaftsberichte.

- Fortsetz ung des Ple-

nums um 14.15 Uhr. -

Paul Reinert: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 1; 

-> entlastet

Philipp Bodewing ver-

lässt das Präsidium.

Philipp Bodewing: dafür: 

Mehrheit auf Sicht; dage-

gen: 0; Enthaltung: 0;

-> entlastet

Sebastian Gräber: dafür: 

Mehrheit auf Sicht; dage-

gen: 0; Enthaltung: 0; 

-> entlastet

- … der Delegierten zur Bundesebene

Hayaan Nur: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 0

-> entlastet

Julian Schönmehl: dafür: 0; dagegen: 

23; Enthaltung: Mehrheit auf Sicht;

-> nicht entlastet

Manuel Elbert: dafür: 0; dagegen: 19; 

Enthaltung: Mehrheit auf Sicht; 

-> nicht entlastet

Inga Wellstein*: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 6; 

-> entlastet

Julian Knop*: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 1; Enthaltung: 1; 

-> entlastet

Ansgar Martins*: dafür: Mehrheit auf 

Sicht; dagegen: 0; Enthaltung: 3; 

-> entlastet

- … des Landesausschusses

GO-Antrag auf Blockentlas-

tung (Kevin) - angenommen.

Abstimmung über Entlastung:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 0, Enthaltung: 0

Somit ist der Landesaus-

schuss entlastet.

TOP 7: Verabschiedung 

des Arbeitsprogramms

Antrag A 1 - Arbeitsprogramm 

für den Landesvorstand und die 

Bundesdelegation 2010-11

AntragstellerInnen: Jamina Diel und 

Kevin Kirsten (LA-SprecherInnen)

Antragstext:

Die LSK möge folgendes Ar-

beitsprogramm für den Landes-

vorstand und die Bundesdele-

gation 2010-11 beschließen:

Strukturreform der LSV

• Der Landesvorstand soll da-

für sorgen, dass die Umstrukturie-

rung der LSV/GG zu einer SchülerIn-

nenvertretung aller Schularten wei-

terhin möglichst reibungslos ver-

läuft. Dies bedeutet insbesondere, 

dass intensiv am Aufb au der Kreis- 

und Stadt-SVen gearbeitet wird.

• Bei dem Aufb au soll der Landes-

vorstand die Aktiven vor Ort durch 

Mobilisierung, Einladung zu den 

Treff en, Anwesenheit und Modera-

tion bei Sitz ungen unterstütz en.

• Der Landesvorstand soll zur bes-

seren Kommunikation in den 

Kreis- und Stadt-SVen die E-Mail-

Verteiler moderieren. Auch sol-

len LaVoMis eingeteilt werden, die 

Kreis- und Stadt-SVen betreuen.

• Der Landesvorstand soll nach Wah-

len einer Kreis- oder Stadt-SV in Zu-

sammenarbeit mit Aktiven vor Ort 

den Schulträger, das Bildungsmi-

nisterium, die Landtagsfraktionen 

und die Öff entlichkeit informieren.

SV-Bildung

• Der Landesvorstand soll darauf 

hinarbeiten, dass die SchülerInnen 

durch den Sozialkundeunterricht/al-

ternativ über die Vertrauenslehre-

rInnen über ihre Rechte und Pfl ich-

ten aufgeklärt werden. Ebenso sol-

len die Partizipationsmöglichkeiten 

von SchülerInnen in der Schule auf-

gezeigt werden. Dies kann durch eine 

angestrebte gesetz liche Reglemen-

tierung erreicht werden. Es soll ei-

nen landesweiten ''Tag der SchülerIn-

nenrechte'' geben, bei dem die Schü-

lerInnen über ihre Rechte informiert 

werden. Er soll in Kooperation mit 

dem MBWJK ausgeführt werden.

• Der Landesvorstand soll darauf hin 

wirken, dass es künftig Fortbildun-

gen für SVen und Verbindungslehre-

rInnen im Institut für schulische Fort-

bildung (LfB) gibt. Dafür sollen Gel-

der aus dem Landeshaushalt bereitge-

stellt werden und ein Seminarkonzept 

in enger Zusammenarbeit zwischen 

LSV, MBWJK und LfB erstellt werden.

• Der Landesvorstand soll sich da-

rum kümmern, dass SVen Semina-

re zur Weiterbildung angeboten wer-

den. Dabei soll sich auch um eine kon-

struktive Zusammenarbeit mit dem 

SV-Bildungswerk e.V. und dem daran 

angegliederten „SV-Berater(Innen)“-

Projekt bemüht werden.

• Die Kommunikation und der Wis-

sensaustausch unter den SVen in 

den einzelnen Kreis- und Stadt-

SVen soll gefördert werden.

• Der Landesvorstand soll sich 

um inhaltliche Seminar zu klas-

sischen SV-Themen und da-

rüber hinaus bemühen.

Publikationen

• Der Landesvorstand soll mindes-

tens einmal im Monat „SV-Tipps“ 

über den E-Mail-Verteiler verschicken. 

Die „SV-Tipps“ leisten den SVen kon-

krete Unterstütz ung für die Arbeit an 

ihrer Schule, indem sie Tipps, Hin-

weise und Erläuterungen zur SV-Pra-

xis geben. Der Text soll via eMail als 

PDF-Dokument angehängt werden, 

was das leichte Ausdrucken und Ab-

heften ermöglicht, und außerdem auf 

der Homepage veröff entlicht werden.
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• Ein Landesvorstandsmitglied soll 

sich um den Kontakt zur Redakti-

on des Lichtblicks kümmern und da-

für sorgen, dass zwei Ausgaben wäh-

rend der Amtszeit erstellt werden. 

Dabei soll verstärkt auf die Mitar-

beit von SchülerInnen gesetz t wer-

den, die nicht im Redaktionsteam 

sind, aber Interesse am Schreiben von 

einzelnen Artikeln haben. Hier soll 

auch die Möglichkeit der Basisbetei-

ligung (zum Beispiel in Form von Le-

serInnenbriefen) gefördert werden.

• Mindestens zwei Mitglie-

der des Landesvorstandes sol-

len sich um die Fertigstellung 

des SVHandbuchs kümmern. Ih-

nen steht es dabei frei, weitere Ex-

pertInnen und (Nicht-) SchülerIn-

nen Artikel schreiben zu lassen.

• Der Landesvorstand soll sich um die 

Produktion von Merchandise küm-

mern, z.B. Kugelschreiber, Aufk le-

ber, Feuerzeuge, T-Shirts, Spuckis.

• Der Landesvorstand soll weitere 

wichtige Publikationen fertig stellen, 

wie z.B. Plakate mit Zitaten aus Vor-

schriften/Gesetz en, die grundlegen-

de Rechte von SchülerInnen erklären.

• Der Landesvorstand soll Rund-

schreiben zusätz lich zum Postwege 

auch auf digitalem Wege versenden.

Pressearbeit

• Ein Landesvorstandsmitglied soll 

dafür sorgen, dass mindestens je-

den Monat eine Pressemitt eilung zu 

Themen der LSV und aktuellen De-

batt en herausgegeben wird. Zu aktu-

ellen Debatt en sollen entsprechend 

mehr PMs veröff entlicht werden.

• Die Pressekonferenzen des MBWJK 

und anderer Bildungsverbände sollen 

so oft wie möglich besucht werden.

• Der Landesvorstand soll sich darum 

bemühen, dass der Kontakt zu den öf-

fentlichen Medien ausgebaut und er-

weitert wird und Termine und Ver-

anstaltungen der LSV in der Öff ent-

lichkeit wahrgenommen werden.

• Der Landesvorstand soll auch im 

Bereich der Pressearbeit die Koope-

ration mit anderen Organisationen 

und Verbänden suchen und gemein-

sam auf Probleme aufmerksam ma-

chen, z.B. mit der GEW und dem LEB.

Landesarbeitskreise

Der Landesvorstand soll die neu ent-

stehenden LAKe im Aufb au unterstüt-

zen und im Rahmen der eigenen Mög-

lichkeiten an Sitz ungen und Projek-

ten teilnehmen. Insbesondere sollen 

BasisschülerInnen zur Mitwirkung in 

den LAKen motiviert werden. Es sol-

len regelmäßige Treff en statt fi nden.

Demokratisierung

• Der Landesvorstand soll sich da-

für einsetz en, dass die Kreis- und 

Stadt-SVen ein Stimmrecht in den 

Schulträgerausschüssen erhalten.

• Der Landesvorstand soll weiter-

hin in der Transfergruppe „Demo-

kratie lernen und leben“ im MB-

WJK mitarbeiten und engagiert 

sich beim Ausbau des Netz wer-

kes demokratischer Schulen. 

• Der Landesvorstand soll für die fi -

nanzielle Unterstütz ung des  6. Lan-

desdemokratietages im Herbst 2011 

sorgen und engagiert sich inhalt-

lich bei dessen Vorbereitung.

Ganztagsschulprogramm

Der Landesvorstand soll den Kon-

takt zur Servicestelle Jugendbe-

teiligung sowie der Serviceagen-

tur Ganztägig Lernen in Spey-

er beibehalten und ausbauen.

Bundesebene

• Die exekutiven Gremien (Landes-

vorstand und Bundesdelegierte) sollen 

sich für eine bundesweite Interessen-

vertretung von SchülerInnen einset-

zen. Dies soll in Form eines aktionsbe-

dingten bundesweiten Vernetz ungs-

bündnisses geschehen. Die LSKen 

der anderen Bundesländer sollen re-

gelmäßig besucht werden. Außerdem 

sollen die LSVen der anderen Bundes-

ländern zu unseren LSKen eingela-

den werden. Bildungsfi nanzierung

• Der Landesvorstand soll sich wei-

terhin an der Debatt e um Studienge-

bühren beteiligen und entsprechende 

Aktionen gegen Studiengebühren or-

ganisieren und selbst durchführen.

• Der Landesvorstand soll sich da-

für einsetz en, dass das „Kopiergeld“ 

oder „Mediengeld“, das an Schu-

len erhoben wird, abgeschaff t wird.

• Der Landesvorstand soll sich weiter-

hin für Lernmitt elfreiheit einsetz en.

Sommercamp

Die LSV soll auch 2011 wie-

der ein Sommercamp, wenn mög-

lich in Kooperation mit der 

LSV Hessen, durchführen.

RiSiKo

Der Landesvorstand soll das Or-

ga-Team für RiSiKo 2011 unter-

stütz en und regelmäßig des-

sen Treff en besuchen.

Bildungsstreik

Die LSV soll zusammen mit ande-

ren Verbänden und Organisatio-

nen den Bildungsstreik nachberei-

ten und weitere Bildungsstreik-Ak-

tivitäten in der Vorbereitung und 

Durchführung unterstütz en.

Sexualität

• Der Landesvorstand soll sich 

um eine bessere Aufk lärung im 

Allgemeinen, sowie an Schu-

len im Besonderen bemühen.

• Mindestens ein CSD in RLP soll 

von der LSV unterstütz t werden.

Umwelt

Der Landesvorstand soll sich stärker 

um Umwelterziehung bemühen und 

ausgewählte Projekte unterstütz en.

Antirassismus

• Mindestens ein Vorstandsmit-

glied soll regelmäßig die Tref-

fen des Netz werks für Demokra-

tie und Courage besuchen.

• Der Landesvorstand soll ausge-

wählte Demonstrationen und Ak-

tionen gegen Rassismus unter-

stütz en, wie z.B. die Ausstel-

lung „Tatort Rheinland-Pfalz“.

Datenschutz 

• Der Landesvorstand soll die Ent-

wicklung rund um die (in einigen 

Bundesländern geplante) Einfüh-

rung der „SchülerInnen-ID“ verfol-

gen und eine bundesweite Kampa-

gne mit den anderen LSVen, Eltern-

beiräten und weiteren Kooperations-

partnerInnen dagegen durchführen. 
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• Der Landesvorstand soll auf die 

Abschaff ung von „Pädagogischen 

Schulnetz werken“, die Zensur und 

Kontrolle von SchülerInnen ermög-

lichen, wie MNS+, hinwirken.

• Der Landesvorstand soll sich wei-

terhin gegen jegliche datenschutz -

rechtlich fragliche Aktion in Deutsch-

land aussprechen (wie z.B. die Ein-

führung der einheitlichen Steu-

ernummer, die Vorratsdatenspei-

cherung, das BND-Gesetz  etc.).

Ehemaligentreff en

Die LSV veranstaltet ein Ehe-

maligentreff en am 27.12.2010.

Förderverein

Der Landesvorstand soll den För-

derverein unterstütz en und re-

gelmäßig die Treff en besuchen.

Kontakt

• Der Landesvorstand soll nach 

Möglichkeit zu folgenden Or-

ganisationen Kontakt aufb au-

en bzw. diesen verbessern:

- den politischen Organisatio-

nen, Verbänden und Parteien

- dem Ministerium für Bildung, Wis-

senschaft, Jugend und Kultur

- den LandesschülerInnenvertre-

tungen anderer Bundesländer

- dem Landeselternbei-

rat/ Bundeselternbeirat

- den LehrerInnengewerk-

schaften und -Verbänden

- der DGB-Jugend

- dem AStA der Univer-

sität Mainz und weiteren 

Studierendenvertretungen

• Der Landesvorstand versen-

det einmal pro Quartal eine Info-

Mail an die oben genannten Verbän-

de und Organisationen und weite-

re, in der über aktuelle Projekte und 

die Arbeit der LSV informiert wird.

• Durch den Kontakt zu anderen SV-

Bildungsorganisationen soll ein re-

ger Austausch  über SV-Bildungsmaß-

nahmen entstehen. Auch die Durch-

führung gemeinsamer Projekte (z.B. 

SV-Seminare) soll angestrebt werden. 

Dies soll langfristig zur Erarbeitung 

von SV-Bildungsstandards führen.

Abstimmung über Antrag 

A 1 - Arbeitsprogramm:

Ja: Mehrheit auf Sicht,

Nein: 1, Enthaltung: 9

Das Arbeitsprogramm wur-

de verabschiedet.

TOP 8: Wahlen zum Landes-

vorstand, Wahlen zur Bundes-

ebene, Wahlen zum Landesaus-

schuss, Wahl der EinsteigerInnen-

LSV, Wahl der Lichtblick-Redakti-

on, Wahl der KassenprüferInnen

GO-Antrag auf Abstimmung des Ar-

beitsprogramms vor der Kandidatur.

Formelle Gegenrede.

Abstimmung GO-Antrag: Ange-

nommen bei 20 Ja-Stimmen, 7 Nein-

Stimmen und 13 Enthaltungen.

- Wahl einer dreiköpfi -

gen Wahlkommission

Es kandidieren: Jamina Diel, Kevin 

Kirsten, Damla Erbektas, Lea Konitz 

Jamina Diel: 37 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 6 Enthaltungen.

Kevin Kirsten: 29 Ja-Stimmen, 0 

Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen.

Damla Erbektas: 18 Ja-Stimmen, 0 

Nein Stimmen, 21 Enthaltungen.

Lea Konitz : 31 Ja-Stimmen, 0 Nein-

Stimmen, 12 Enthaltungen.

Für den Wahlausschuss gewählt 

wurden Jamina, Kevin und Lea.

GO-Antrag: Wahlen nach hinten ver-

schieben, da Pressebesuch bevorsteht.

Formelle Gegenrede.

Abstimmung: 31 Ja-Stimmen, 5 

Nein-Stimmen, 7 Enthaltungen

- Wahlen werden auf 16.15 

Uhr verschoben. -

GO-Antrag: Vorziehen der Pau-

se um 15 Minuten, um die Länge der 

Pause nicht zu beeinträchtigen.

Inhaltliche Gegenrede: Pres-

se kann auch Pause machen, 

kommen sowieso später.

Abstimmung: 37 Ja-Stimmen, 5 Nein-

Stimmen und 17 Enthaltungen.

GO-Antrag angenommen.

- … zum Landesvorstand

Es kandidieren:

Sebastian Gräber, Gaetano-Pab-

lo-Daniel Di Cagno, Niklas Bein-

ghaus, Steven Wink, Klara Mladi-

nic, Lina Brüssel, Anna Lütkemeier

GO-Antrag auf Stellung aller Fra-

gen und anschließender Beant-

wortung der KandidatInnen.

Ja: 18, Nein: Mehrheit auf 

Sicht, Enthaltung 3

Der Antrag wurde abgelehnt.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste.

Ja: 11, Nein: Mehrheit auf 

Sicht, Enthaltung: 8

Der Antrag wurde abgelehnt.

GO-Antrag auf Erörterung des 

Begriff es der Chancengleich-

heit nach der Beschlusslage.

Ja: 33, Nein: 7, Enthaltung: 9

Der Antrag wurde angenommen.

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste.

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 1, Enthaltung: 7

Der Antrag wurde angenommen.

GO-Antrag auf 15 min. Pau-

se -> zurückgezogen.

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Sebastian: 36 Ja-Stimmen, 3 Nein-

Stimmen, 4 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Pablo: 20 Ja-Stimmen, 16 Nein-

Stimmen, 7 Enthaltungen

Niklas: 38 Ja-Stimmen, 4 Nein-

Stimmen, 1 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Steven: 22 Ja-Stimmen, 13 Nein-

Stimmen, 8 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Klara: 29 Ja-Stimmen, 3 Nein-

Stimmen, 11 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Lina: 31 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stim-

men, 4 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Anna: 35 Ja-Stimmen, 5 Nein-

Stimmen, 3 Enthaltungen 
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-> Nimmt Wahl an.

Somit sind in den Landes-

vorstand gewählt:

Sebastian, Niklas, Steven, Kla-

ra, Lina und Anna.

- … zur Bundesebene

Es kandidieren:

Sebastian Sprenger, Sebastian Waic, 

Gaetano-Pablo-Daniel Di Cag-

no, Paul Reinert, Patrick Simon, Lu-

kas Stemler, Kevin Schönig, Ni-

klas Beinghaus, Klara Mladinic

GO-Antrag auf Begrenzung der 

Fragen auf eine pro Person.

Dafür: 4 - Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht - Enthaltungen: 8

Damit ist der Antrag abgelehnt.

GO-Antrag auf Beschränkung 

der Redezeit auf eine Minute.

Dafür: 10 – Dagegen: 11 

– Enthaltungen: 6

Damit ist der Antrag abgelehnt.

Präsidium macht den Verfahrensvor-

schlag: Antrag zwischenschieben, da-

mit Menschen, die nicht für das Amt 

des Bundesdelegierten gewählt wer-

den könnten, noch für den Landes-

ausschuss kandidieren können.

Abstimmung: Angenommen bei 

Mehrheit auf Sicht, 1 Nein-Stim-

me und 4 Enthaltungen.

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Sebastian Sprenger: 29 Ja-Stimmen, 4 

Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Sebastian Waic: 25 Ja-Stimmen, 12 

Nein-Stimmen, 8 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Gaetano-Pablo-Daniel Di Cag-
no: 14 Ja-Stimmen, 18 Nein-

Stimmen, 14 Enthaltungen

Paul Reinert: 32 Ja-Stimmen, 5 Nein-

Stimmen, 9 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Patrick Simon: 31 Ja-Stimmen, 3 

Nein-Stimmen, 12 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Lukas Stemler: 13 Ja-Stimmen, 11 

Nein-Stimmen, 22 Enthaltungen

Kevin Schönig: 20 Ja-Stimmen, 6 

Nein-Stimmen, 19 Enthaltungen

Niklas Beinghaus: 30 Ja-Stimmen, 5 

Nein-Stimmen, 10 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Klara Mladinic: 25 Ja-Stimmen, 9 

Nein-Stimmen, 12 Enthaltungen 

-> Nimmt Wahl an.

Somit sind in die Bun-

desebene gewählt:

Sebastian Sprenger, Sebasti-

an Waic, Paul Reinert, Patrick Si-

mon, Niklas Beinghaus

und Klara Mladinic.

- … zum Landesausschuss

Es kandidieren:

Marlene Schmahl, Leon Schwedler, 

Sarah Brust, Jamina Diel, Philipp Bo-

dewing, Lena Biegner, Tessa Rech, 

Annika Reinhold, Kim Laura Hoff -

mann, Denis Bergamasco, Kevin Schö-

nig, Sebastian Graf, Marvin Pieper

GO-Antrag auf Block-

wahl. Angenommen.

GO-Antrag auf off ene Wahl. Abge-

lehnt, da inhaltliche Gegenrede.

Die Auszählung der Stim-

men bei der Blockwahl ergab:

38 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stim-

men und 0 Enthaltungen.

Somit sind alle KandidatInnen in 

den Landesausschuss gewählt.

- Basti erklärt die Ein-

steigerInnen-LSV. -

- … der EinsteigerInnen-LSV

Es kandidieren:

Jamina Diel, Kevin Kirsten, Han-

nah Ewert, Muriel Uhl, Miriam Koel-

ges, Michelle Paulus, Pablo Di Cagno, 

Alex Stümpert, Hayaan Nur, Swantje 

Heinß, Theresa Simon, Jannick Obitz 

GO-Antrag auf Blockwahl.

Formelle Gegenrede.

Angenommen bei 19 Ja-Stimmen, 5 

Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen.

GO-Antrag auf off ene Wahl.

Formelle Gegenrede, da-

her geheime Wahl.

Es muss ein neuer Wahlaus-

schuss gewählt werden, da kei-

ner des bisher gewählten

Wahlausschusses verfügbar ist.

Sonja, Steff en und Cedric stel-

len sich (spontan!!!) zur Wahl 

des Wahlausschusses auf.

GO-Antrag auf Block-

wahl, angenommen.

Abstimmung: Sonja, Steff en 

und Cedric sind bei 21 Ja-Stim-

men, 0 Nein-Stimmen und 1

Enthaltung gewählt.

Die Auszählung der Stimmen zur 

Wahl der EinsteigerInnen-LSV ergab:

36 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stim-

men und 0 Enthaltungen.

Somit sind alle Kandidaten in die 

EinsteigerInnen-LSV gewählt.

- … der Lichtblick-Redaktion

Es kandidiert:

Niklas Beinghaus

Die Auszählung der Stim-

men ergibt für:

Niklas: 27 Ja-Stimmen, 1 Nein-

Stimmen, 2 Enthaltungen

-> Nimmt Wahl an.

Somit ist Niklas Beinghaus in die 

Lichtblickredaktion gewählt.

- … der KassenprüferInnen

Es kandidieren:

Pablo Di Cagno, Lars Sonnen

GO-Antrag auf direkte off e-

ne Blockwahl und anschließen-

de Behandlung des Finanzstatus.

Keine Gegenrede, damit ist 

der Antrag angenommen.

Die Auszählung der Stimmen er-

gibt für Pablo und Lars:

Dafür: 14 – Dagegen: 1 

– Enthaltungen: 3

Somit sind beide zu Kas-

senprüfern gewählt.

- Abendessen: 19.00 Uhr -
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Sonntag, 21. November 2010

- Frühstück: 09.00 Uhr -

TOP 5: Anträge

Antrag A 2 - Gegen Unterrichtung ei-

nes MSS-Kurses durch noch nicht 

fertig ausgebildete Lehrkräfte

Antragstellerin: Marie Keil

Antragstext:

Die 50. LSK möge beschließen, dass 

die LSV sich dafür einsetz t, dass noch 

nicht fertig ausgebildete Lehrkräf-

te, wie PraktikantInnen oder Refe-

rendarInnen, einen Kurs der Ober-

stufe nicht unterrichten dürfen, so-

fern dadurch der eigentliche Un-

terricht durch die Lehrperson er-

setz t wird. Vertretungsstunden dür-

fen von PraktikantInnen und Refe-

rendarInnen übernommen werden.

Begründung:

Teilweise halten PraktikantInnen zur 

Übung, oder ReferendarInnen vor ih-

rer Lehrprobe den Unterricht eines 

Leistungskurses über mehrere Stun-

den. Nur wenige sind in der Lage, den 

Unterrichtsstoff , der für das Abitur re-

levant ist, in gleichem Maße wie die 

Lehrkräfte zu vermitt eln. So gehen 

wertvolle Stunden und somit wich-

tiger Unterrichtsstoff  für das Abitur 

je nach Kompetenz der PraktikantIn-

nen oder ReferendarInnen wirklich 

verloren. Dagegen, dass Praktikan-

tInnen oder ReferendarInnen den Un-

terricht lediglich besuchen oder Ver-

tretungsstunden übernehmen, in de-

nen den SchülerInnen kein für das 

Abitur relevanter Stoff  vermitt elt wer-

den sollte, ist nichts einzuwenden. 

In der Unter- und Mitt elstufe zäh-

len die manchmal unmitt elbar auf 

den Unterricht durch PraktikantIn-

nen oder ReferendarInnen geschriebe-

nen Arbeiten noch nicht für das Abi-

tur und haben damit nicht so ein gro-

ßes Gewicht wie in der Oberstufe.

GO-Antrag auf Vertagung

Dafür: 11 Dagegen: 1 Enthaltungen: 4

Damit ist der Antrag A 2 vertagt.

Antrag A 3 – Antrag an das 

Grundsatz programm

Antragsteller: Niklas Beinghaus

Antragstext:

Der Grundsatz programmarti-

kel 4. soll wie folgt lauten:

Die LandesschülerInnenvertretung 

ist die Vertretung aller SchülerIn-

nen und Schüler aus Rheinland-

Pfalz. Es besteht also die Möglichkeit, 

sich koordiniert und kollektiv zu poli-

tischen Themen zu äußern. Diese Tat-

sache kongruiert mit dem grundsätz -

lichen Demokratieverständnis, auf 

welches sich die LSV seit ihrer Exis-

tenz beruft. Gerade in der LSV soll-

te nun darauf geachtet werden, dass 

von diesen Möglichkeiten Gebrauch 

gemacht wird und diese nicht auf-

grund von Trägheit und/oder Igno-

ranz zu kurz kommen. Die Demo-

kratie ist keine Frage der Zweckmä-

ßigkeit, sondern der Sitt lichkeit, die 

uns auch sonst so viele Forderungen 

hat stellen lassen. „Die Demokratie ... 

muss dem Schwächsten die gleichen 

Chancen zusichern wie dem Stärks-

ten" (Mahatma Gandhi), und sie be-

deutet doch auch, dass wir alle fürei-

nander verantwortlich sind, wenn wir 

nach demokratischen Prinzipien un-

ser Leben und unser Umfeld gestalten 

wollen. Es ist nicht zu vergessen, dass 

unser politisches Gewicht eine gro-

ße Rolle spielt, weil die stark gestie-

gene Anzahl der von uns vertretenen 

Schülerinnen und Schülern eine nicht 

einfach zu ignorierende Interessens-

gruppe ist, daher ist es eine Selbstver-

ständlichkeit, dass die LSV sich da-

für einsetz t, dass Schülerinnen und 

Schülern aller Schultypen zu einer 

politischen Stimme verholfen wird.

GO-Antrag auf sofortige Abstimmung

Dafür: 4 Dagegen: Mehrheit 

auf Sicht Enthaltungen: 1

ÄA1:

Antragsteller: Niklas Beinghaus

Der Antrag wurde wie 

folgt abgestimmt:

Am Ende soll eingefügt werden:

Weiterhin fordert die LSV RLP eine 

Vertretung der Grundschülerinnen 

und Grundschüler, da diese im Mo-

ment keine Landesvertretung haben.

Antrag wird vom Antrag-

steller übernommen.

Abstimmung über Antrag A 3:

Ja: 17, Nein: 1, Enthaltung: 4

Damit ist der Antrag A 

3 angenommen.

Antrag A 4 - Fahrtkostenerstatt ung

Antragsteller: Patrick Simon

Antragstext:

Die LSV Rheinland-Pfalz soll sich 

für eine kostenfreie Beförderung von 

Schülerinnen und Schülern im ÖPNV 

von ihrem Wohn- zu ihrem Schulort, 

unabhängig von Entfernung, Schul-

art und Einkommen der Eltern ein-

setz en. Dabei sollen die Kosten al-

len Schülerinnen und Schülern, die 

in Rheinland-Pfalz eine Schule be-

suchen, gleichermaßen erstatt et wer-

den. Hierzu gehören insbesonde-

re auch Schülerinnen und Schü-

ler, die nicht im Kreis, dem ihre 

Schule angehört, oder sogar in ei-

nem Nachbarbundesland wohnen.

Begründung:

Auch die Kosten für das monatliche 

Bus-/Bahnticket gehören zu den Bil-

dungsausgaben dazu. Häufi g sind die 

Monatstickets für Bus und Bahn im 

Jahr insgesamt teurer als Lernmateri-

alien wie Schulbücher und nicht sel-

ten fallen hier Beträge von 100€ oder 

mehr monatlich (!) an. Für die LSV 

Rheinland-Pfalz, die sich seit jeher für 

eine kostenlose Bildung für alle aus-

spricht, ist es also nur konsequent, 

auch hier endlich eine Entlastung an-

zustreben. Eine kostenfreie Beförde-

rung käme hierbei vor allem Eltern, 

deren Einkommen nur knapp über 

der Einkommensgrenze liegt, zugute.

Abstimmung über Antrag A 4:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 0, Enthaltung: 4
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Damit ist der Antrag A 

4 angenommen.

Antrag A 5 - Fahrkartenpreise

Antragsteller: Kreis-SV 

Bernkastel-Witt lich

Antragstext:

Die LSV möge sich dafür einset-

zen, dass die Fahrkartenpreise von 

Schülern unabhängig von Schul-

art bzw. Jahrgangsstufe sind, son-

dern mehr vom Einkommen der El-

tern abhängig gemacht werden.

Begründung:

Erfolgt mündlich.

GO-Antrag auf Nicht-Befassung, 

da Antrag A4 weit reichender ist.

Angenommen, da keine Gegenrede.

Antrag A 6 - Unterrichtsausfall

AntragstellerInnen: Sebastian Grä-

ber, Patrick Simon, Marlene Schmahl

Antragstext:

Die LSK möge keine weiteren Ak-

tionen gegen den Unterrichtsaus-

fall an rheinland-pfälzischen Schu-

len unternehmen. Statt dessen soll sich 

die LSV dafür einsetz en, dass an al-

len Schulen vielfältige und interes-

sante Möglichkeiten der Beschäfti-

gung in der unterrichtsfreien Zeit 

zur Verfügung gestellt werden.

Begründung:

Die Beseitigung von Unterrichtsaus-

fall allein kann nicht die Übel des 

momentanen Schulsystems beseiti-

gen. Alleine den Unterrichtsausfall 

zu kritisieren heißt, weder fehlende 

Demokratie, noch autoritäre Bewer-

tungssysteme, noch das mehrglied-

rige Schulsystem zu kritisieren, son-

dern eben nur, dass das jetz ige System 

nicht korrekt arbeitet. Ganz im Ge-

genteil ist die persönliche Einstellung 

des Gros der SchülerInnen durchaus 

positiv zu außerplanmäßigen Frei-

stunden und über ein wenig Freizeit 

im drögen Schulalltag durchaus froh. 

Das ist kein Zufall, denn klar ist, dass 

die meisten SchülerInnen eben nicht 

gerne in ihren jetz igen Unterricht ge-

hen, gerade auch weil mensch dazu 

gezwungen wird, nicht mitbestimmen 

darf und sich zumeist eher mitt elal-

terlich anmutenden Unterrichtsme-

thoden aussetz en muss. Dahingegen 

bleibt in Freistunden auch Zeit dafür, 

mit FreundInnen zu diskutieren, ein 

wenig abzuschalten und vielleicht ein 

Buch zu lesen kurz: sich einfach auch 

mal mit dem zu beschäftigen, was ei-

nen gerade wirklich interessiert.

Gerade in der Unter- und Mitt elstu-

fe bedeuten Freistunden, die dort ja 

Vertretungsstunden sind, auch eine 

Lehrerin/ein Lehrer vor sich zu ha-

ben, die/den mensch nicht kennt, und 

sich dort entweder mit sinnlosen Spie-

len à la Daumendrücken oder mit 

meist fachfremden Dingen auseinan-

der zu setz en. Lernen ist nicht gleich-

bedeutend mit Unterricht (das gilt 

natürlich ebenso andersherum). Bis 

nicht eine Schule geschaff en ist, in der 

ein selbstbestimmtes und demokra-

tisch organisiertes Lernen vollständig 

möglich ist, bleibt LehrerInnenman-

gel doch eher ein Phänomen, über das 

mensch allerlei tolle Statistiken anstel-

len, vor allem aber sich freuen kann.

Abstimmung über Antrag A 6:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 3, Enthaltung: 6

Damit ist der Antrag 

A 6 angenommen.

Antrag A 7 - MSS-Reform

Antragsteller: Sebastian Grä-

ber, Patrick Simon

Antragstext:

Die 50. LSK möge beschließen:

Die LandesschülerInnenvertretung 

Rheinland-Pfalz lehnt die geplan-

te Reform der Mainzer Studienstu-

fe grundlegend ab und setz t sich, 

beispielsweise mit dem LAK Pro-

test oder durch einen Zusammen-

schluss mit anderen Organisationen 

gegen die geplanten Reformen ein. 

Statt dessen fordert die LSV weiter-

hin eine freie Wahl der Fächerkombi-

nation in der Oberstufe, bei der alle 

Fächer gleich behandelt werden.

Antragsbegründung (wird 

nicht mit abgestimmt):

Die vom MBWJK geplanten Reformen, 

die auf einen Beschluss der Kultusmi-

nisterInnenkonferenz zurückgehen, 

widersprechen stark den Forderungen 

der LSV. Nach den neuen Plänen wird 

die Wahl der Grund- und Leistungs-

kurse stark eingeschränkt, sodass eine 

freie Wahl der Kurse unmöglich wird. 

Besonders betroff en sind die Bereiche 

Kunst, Musik und Sport, sodass vor 

allem an diesen Dingen interessier-

te SchülerInnen in ihrer Ausbildung 

benachteiligt werden. Außerdem soll 

bei der Wahl bestimmter Kombina-

tionen ein fünftes mündliches Prü-

fungsfach hinzugefügt werden, was 

Ungleichbehandlung und erschwerte 

Prüfungsbedingungen zur Folge hat. 

Die Wahl „einfacher“ und „unwichti-

ger“ Fächer wie Musik oder auch So-

zialkunde wird stark erschwert, wo-

hingegen die Wahl von Fächern wie 

beispielsweise Mathematik oder Phy-

sik eher gefördert wird. Die Schüle-

rInnen werden somit in ihrer Wahl-

freiheit und Individualität stark da-

durch eingeschränkt, welche Fächer 

das Ministerium gerade für besonders 

„wichtig“ oder „fördernswert“ hält.

Änderungsantrag ÄA1 an 

den Antrag A7 (Jannis D.):

Die LSV RLP soll sich des Weite-

ren auch für eine freie Wahl der Fä-

cher (bzgl. Mitt el- und Unterstu-

fe), in denen die SchülerInnen un-

terrichtet werden, einsetz en.

Änderungsantrag ÄA1 wurde durch 

den Antragsteller Sebastian G. ab-

gelehnt, da es explizit um die

MSS-Reform gehen solle.

Diskussion über die Funkti-

on und die Bedeutung des Abi-

turs. (allgemeine Hochschulreife).

GO-Antrag auf Schließung 

der RednerInnenliste.

Gegenrede: Äußerungen sollten be-

achtet werden, da die LSK Dis-

kussionsplatt form sein soll.
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Abstimmung: Abgelehnt bei 4 Ja-

Stimmen, Mehrheit auf Sicht da-

gegen und 4 Enthaltungen.

Abstimmung über den Än-

derungsantrag ÄA1:

4 Ja-Stimmen, Mehrheit auf Sicht 

dagegen und 3 Enthaltungen.

Damit ist der Änderungs-

antrag abgelehnt.

Abstimmung über Antrag A 7:

Ja: Mehrheit auf Sicht, 

Nein: 0, Enthaltung: 2

Damit ist der Antrag 

A 7 angenommen.

Antrag A 8 - Gründung 

des LAK Basisarbeit

AntragstellerIn: Landes-

vorstand 2009/10

Antragstext:

Die LandesschülerInnenkon-

ferenz möge beschließen:

Es soll der Landesarbeitskreis Basisar-

beit gegründet werden. Er soll die Ar-

beit der Basisbeauftragten der jewei-

ligen Kreise und Städte und die Ar-

beit des Landesvorstandes unterstüt-

zen, indem er engagierten SchülerIn-

nen eine Platt form zur Vernetz ung 

der Basisbeauftragten bietet und Mo-

bilisierungsmethoden vermitt elt.

Antragsbegründung:

Seitdem die LSV RLP eine Vertretung 

für alle SchülerInnen weiterführen-

der Schulen ist, ist Basisarbeit zu ei-

nem noch wichtigeren Thema gewor-

den. Die Mobilisierung der Delegier-

ten fällt in vielen Kreisen und Städ-

ten nach wie vor schwer, was sich 

auch negativ auf die Beschlussfähig-

keit der LSK auswirkt. Der LAK Basi-

sarbeit soll daher helfen, die Schüle-

rInnen zu mobilisieren, auch, damit 

die Arbeit auf allen Ebenen während 

oder nach den Sommerferien nicht 

zum stillstand kommt, da zu dieser 

Zeit immer viele Aktive ihren Schul-

abschluss machen und daher nicht 

mehr in den SVen mitwirken können.

Abstimmung über den Antrag A8:

Einstimmig angenommen.

Initiativantrag IA1 (Jannis D.): Die 

LSV RLP soll sich für eine freie Wahl 

der Fächer, in denen die SchülerIn-

nen unterrichtet werden, einsetz en.

Abstimmung über die Ein-

bringung des Antrags:

Abgelehnt bei 3 Ja-Stim-

men, Mehrheit auf Sicht dage-

gen und 6 Enthaltungen.

Initiativantrag IA2 (Kevin Kirs-

ten, Sarah Brust, Patrick Simon):

Die LSV RLP soll sich für das 

Recht auf Nudismus auf dem 

Schulgelände einsetz en.

Abstimmung über die Befas-

sung mit dem Initiativantrag IA2 

wurde bei Mehrheit auf Sicht

abgelehnt.

Verwarnung für Pablo Di Cag-

no wg. sexistischer Äußerungen.

Verwarnung für Kevin Kirs-

ten wg. Werfens von spitz en Ge-

genständen auf das Präsidium.

Kevin Kirsten entschul-

digt sich beim Präsidium.

Das Plenum wurde geschlossen.

Abstimmung: Angenom-

men bei Mehrheit auf Sicht.

TOP 9: Sonstiges

---

Für die Richtigkeit:

Philipp Bodewing (Präsident/in)

Niklas Beinghaus (Protokollführung)

Marlene Schmahl (Techn. Assistent/in)
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Texte zum LSK-Thema

Über den Sinn von Satzungen / Geschäftsordnungen 
und deren wortlautgetreue Anwendung

beispielsweise nachvollziehen kön-

nen, warum wer in einer Debatt e die 

Redeleitung besitz t, wann die De-

batt e beendet wird und zur Abstim-

mung geschritt en wird etc. Wenn 

Fragen wie diese nicht klar geregelt 

sind, läuft dies faktisch darauf hin-

aus, dass sich informelle Machtstruk-

turen durchsetz en und es besteht die 

Gefahr, dass Verfahrensfragen unde-

mokratisch im Sinne einzelner politi-

scher Interessen entschieden werden.

Eine Formalisierung dieser Prozes-

se durch eine für alle einsehbare Sat-

zung/Geschäftsordnung schaff t Trans-

parenz und kann so verhindern, 

dass sich eine bestimmte Interessens-

gruppe durch Verfahrensentschei-

dungen unrechtmäßige Vorteile ver-

schaff t. Dafür muss der „erhöhte Auf-

wand“ eines formalisierten Verfah-

rens, welches oft gar als „unnötiger 

Formalismus/Bürokratie“ bezeich-

net wird, in Kauf genommen wer-

den. Nur verbindlich festgeschriebene 

Regeln schaff en gleiche Bedingun-

gen für alle und zudem eine gewisse 

Verlässlichkeit in Verfahrensfragen.

Auf den ersten Blick mag es vielleicht 

demokratischer erscheinen, wenn 

„der Souverän“, also z.B. die Mit-

glieder einer Konferenz, immer di-

rekt entscheidet, wie verfahren wer-

den soll, statt  sich auf einen „Automa-

tismus der Satz ung“ zu verlassen. In 

der Tat ist dieser Automatismus eine 

Art „Selbstbeschränkung der Macht 

des Souveräns“, aber dies hat entschei-

dende Vorteile:  In der Frage, was in 

der Satz ung steht, gibt es ein allgemei-

nes Interesse an einem fairen Verfah-

ren, einem gewissen Schutz  der Min-

derheit etc. - schließlich weiß auch die 

momentane Mehrheit, dass sich die 

Mehrheitsverhältnisse ändern kön-

nen und man dann zu eben jener Min-

derheit gehören kann, deren Rechte in 

der Satz ung garantiert sind. In diesem 

Zusammenhang erklärt sich auch die 

Alles nur Formalkram?!

von Johannes Buchner

Wenn Menschen zusammenleben, ar-

beiten oder Politik machen, dann gibt 

es oft unterschiedliche Meinungen 

und Bewertungen von Sachverhalten, 

was sich schon aus den unterschied-

lichen Lebensrealitäten und Hinter-

gründen der Individuen ergibt. Dar-

aus ergeben sich bei zu fällenden Ent-

scheidungen Interessenskonfl ikte - 

das ist zunächst einmal eine Feststel-

lung, aus radikaldemokratischer Sicht 

gilt es nicht, dies in Frage zu stellen, 

sondern ein faires Verfahren für das 

Austragen dieser Interessenskonfl ik-

te zu fordern.  Dieser Artikel soll er-

läutern, warum das verbindliche Nie-

derlegen von Verfahrensregeln in ei-

ner Satz ung/Geschäftsordnung in die-

sem Zusammenhang Sinn macht und 

darüberhinaus eine exakte Einhal-

tung dieser Regeln zu fordern ist.

Ein wichtiges Kriterium für die Be-

wertung eines politischen Verfah-

rens stellen die Transparenz von Ent-

scheidungsprozessen dar. Jeder sollte 
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Hürde einer 2/3-Mehrheit, die zu einer 

Satz ungsänderung meist notwendig 

ist, denn so kann verhindert werden, 

dass eine „knappe Mehrheit“ nach Be-

lieben mit einer „großen Minderheit“ 

verfährt. Außerdem sind in einer Sat-

zungsdebatt e die Fragestellungen von 

den konkreten politischen Konfl ikten 

getrennt, d.h. bestimmte Verfahrens-

regeln werden allgemein festgelegt 

und sind daher nicht jedesmal von 

neuem Teil des politischen Kampfes.

Dass bei den allgemeinen Regelungen 

in einer Satz ung nicht alle Eventuali-

täten berücksichtigt werden können, 

ist einsichtig, weshalb sich oft Fra-

gen nach der Auslegung einer Rege-

lung der Satz ung ergeben. Diese müs-

sen diskutiert und ebenfalls demo-

kratisch entschieden werden (es gibt 

auch das Modell der Schiedsgerichts-

barkeit, wo ein möglichst neutrales 

Gericht/Schiedsausschuss über die-

se Fragen entscheidet). Bei grundsätz -

licheren Streitigkeiten in Satz ungsfra-

gen macht es natürlich Sinn, durch 

eine Satz ungsänderung die Regelung 

im entsprechenden Punkt expliziter 

zu machen. Generell sollte jedoch ver-

sucht werden, in der Satz ung mög-

lichst eindeutige Formulierungen zu 

fi nden, um mögliche Konfl ikte von 

vornherein zu minimieren, und wo 

die Satz ung keinen Auslegungsspiel-

raum lässt, ist auch auf einer wortlaut-

getreuen Anwendung zu bestehen !

Denn damit die oben aufgeführten 

Vorteile des verbindlichen Niederle-

gens von Verfahrensregelungen in der 

Praxis wirksam sind, ist eine strik-

te Einhaltung der Satz ung zu for-

dern, auch wenn man im Einzelfall 

vielleicht denkt „naja, der Formal-

kram sollte doch nicht über den Inhal-

ten stehen, es ist doch für alle besser, 

wenn wir hier (abweichend von der 

Satz ung) so und so verfahren“. Wenn 

durch solche Überlegungen doch wie-

der „von Fall zu Fall entschieden“ 

wird macht man sich die Vorteile von 

„gleichen Bedingungen für alle“ und 

„Verlässlichkeit in Verfahrensfragen“ 

allerdings gleich selbst wieder zunich-

te. Letz tere fordern nämlich explizit 

„keine Ausnahmen von den verein-

barten Regeln“, denn sonst ist man im 

Einzelfall bei der Frage „soll man hier 

eine Ausnahme von der Satz ung ma-

chen“ und damit keinen Schritt  weiter 

als ohne Satz ung. Konkret ist z.B. eine 

Antragsfrist genau einzuhalten, denn 

sonst stellt sich die Frage, wann denn 

dann die „Grenze für die Ausnah-

me ist“ und wer dies entscheidet, au-

ßerdem hätt en andere Menschen viel-

leicht auch noch gerne eine Antrag 

verspätet eingebracht, dies aber auf-

grund der abgelaufenen Antragsfrist 

nicht getan. Nur eine strikte, verläss-

liche Anwendung der Satz ung schaff t 

hier gleiche Bedingungen für alle und 

damit die geforderte Verfahrensge-

rechtigkeit. Denn in einer Demokra-

tie kommt es eben nicht nur „auf das 

Ergebnis“ im Einzelfall an, sondern 

das Verfahren, wie dieses zustande 

gekommen ist, spielt eine entschei-

dende Rolle. Nur ein so ist es dauer-

haft möglich, Interessenskonfl ikte un-

ter fairen Bedingungen auszutragen 

und damit Gerechtigkeit zu schaff en.
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Anhang

Die LSV Rheinland-Pfalz veranstaltet 2011 zum ersten Mal in Zusammenarbeit mit dem LSV-Förderverein einen SV-

Wett bewerb. Unter dem Mott o „Einmischen 2011" suchen wir eure Projekte zum Thema Demokratie und Toleranz.

Mitmachen dürfen alle SVen in Rheinland-Pfalz, natürlich dürfen sich auch 

Kreis- und Stadt-SVen mit eigenen Projekten bewerben.

Welche Projekte suchen wir?

Wir suchen Projekte zum Thema Demokratisierung und Projekte, mit denen ihr euch gegen For-

men von Diskriminierung (z.B. gegen Rassismus, Antisemitismus, Homophobie etc.) engagiert. Da-

bei ist es egal, ob die Projekte sich speziell auf eure Schule bzw. die Schulen in eurem Kreis oder eu-

rer Stadt wenden oder ihr euch generell mit der Materie auseinandersetz t. Genauso egal ist es, ob ihr euer Pro-

jekt bereits durchgeführt habt oder noch mitt en in der Planungsphase steckt. Eure Ideen zählen!

Wichtig ist nur, dass ihr euer Projekt rechtz eitig bei uns einreicht.

Gibt es auch etwas zu gewinnen?

Der LSV-Förderverein stellt uns für die ersten drei Plätz e Preise in Höhe von insgesamt 150 Euro zur Ver-

fügung. Mitmachen lohnt sich also! Die GewinnerInnen erhalten ihre Preise am Tag der Schü-

lerInnenrechte in Mainz, der zu Beginn des Schuljahres 2011/12 statt fi nden wird.

Zum Tag der SchülerInnenrechte sind neben den GewinnerInnen alle Interessierten eingela-

den, denn neben der Preisverleihung fi nden zum Beispiel morgens spannende Workshops statt .

Wie bewerben?

Ganz einfach: Lasst eurer Kreativität freien Lauf ;-)

Egal, ob ihr uns mit Texten, Collagen, Videos oder etwas völlig Ausgefalle-

nem überzeugen wollt: Her damit! Wichtig wäre nur, dass auf jeden Fall auch 

eine Kurzbeschreibung eures Projektes enthalten ist. Außerdem wäre es cool, 

wenn ihr den Vordruck, den ihr auf der LSV-Homepage fi ndet, mit ein-

senden würdet (es handelt sich um eine ausfüllbare PDF-Datei).

Danach müsst ihr das Ganze nur noch an uns schicken:

LSV Rheinland-Pfalz

Stichwort: EINMISCHEN

Kaiserstraße 26-30

55116 Mainz 

oder per E-Mail an info@lsvrlp.de

Einmischen 2011

Einsendeschluss 
ist Freitag, der 

24. Juni 2011!



53

Reader zur 52. LSK

Formales und Nachschlagen

Anhang



54

Reader zur 52. LSK

Satzung

Satz ung der Landes schüler-

Innenvertretung Rheinland-Pfalz 

1. Die LandesschülerInnenvertretung 

Rheinland-Pfalz (LSV) ist die alleinige 

Vertretung der Interessen aller Schüle-

rinnen und Schüler aus Sekundarstu-

fe I und II in Rheinland-Pfalz.

2. Die LandesschülerInnenkonferenz 

(LSK) und der Landesvorstand (LaVo) 

haben die Aufgabe, für eine gebüh-

rende Berücksichtigung aller zu ver-

tretenden Schularten zu sorgen. Die 

LandesschülerInnenkonferenz be-

schließt hierfür Richtlinien und kon-

krete Arbeitsformen.

3. Grundlage der Arbeit der LSV ist 

die Arbeit der SchülerInnenvertre-

tungen (Sven) sowie der Kreis- und 

StadtschülerInnenvertretungen (KrS-

Ven/SSVen) in Rheinland-Pfalz. Die-

se geben sich in Eigenverantwortung 

eine Satz ung, die der Satz ung der LSV 

nicht widersprechen darf.

4. Die LSV wird in ausreichendem 

Maß aus öff entlichen Mitt eln fi -

nanziert. Sie ist keinen besonde-

ren Beschränkungen unterworfen. 

I. Die Organe der 

LandesschülerInnenvertretung

5. Die LSV besteht aus folgenden Or-

ganen: 

- der LandesschülerInnenkonferenz 

(LSK)

- dem Landesvorstand (LaVo)

- den Kreis- und StadtschülerInnenver-

tretungen (KrSV/SSV)

- dem Landesausschuss (LA)

II. Die LandesschülerInnen -

konferenz (LSK)

6. Die LandesschülerInnenkonfe-

renz (LSK) ist das oberste beschluss-

fassende Gremium der LSV. Zur Zu-

ständigkeit der LSK gehören: 

– Entscheidungen über grundsätz li-

che, die Schülerinnen und Schüler be-

treff ende, politische und organisatori-

sche Fragen;

– Wahl und Entlastung des Landes-

vorstands sowie ggf. Abwahl ei-

nes oder mehrerer Mitglieder des 

Landesvorstands, sofern dazu ge-

sondert eingeladen wurde;

– Wahl und Entlastung der Dele-

gierten für die Bundesebene sowie 

ggf. Abwahl einer/eines oder meh-

rerer Delegierten/r, sofern dazu ge-

sondert eingeladen wurde;

– Wahl und Entlastung des Lan-

desausschusses, sowie ggf. Ab-

wahl eines oder mehrerer Mitglie-

der des Landesausschusses, sofern 

dazu gesondert eingeladen wurde; 

– Satz ungsänderungen, sofern dazu 

gesondert eingeladen wurde;

– die Kontrolle des Landesvorstands 

durch Entgegennahme des Arbeitsbe-

richts, welcher vom LA bestätigt wor-

den sein muss.

7. Die LSK besteht aus jeweils einer / 

einem Delegierten pro angefangenen 

3.000 SchülerInnen pro Stadt- oder 

Kreisschüler Innenvertretung, jedoch 

mindestens 2 Delegierten pro KrSV/

SSV. Pro KrSV/SSV sollen maximal 2 

Delegierte pro Schulart gewählt wer-

den. Wenn dies nicht möglich ist, kön-

nen weitere KandidatInnen aus be-

reits vertretenen Schularten gewählt 

werden. Delegierte/r kann nur sein, 

wer zum Zeitpunkt der LSK SchülerIn 

an einer Schule in der Stadt bzw. dem 

Kreis ist, die/der sie/ihn delegiert hat. 

Der amtierende Landesvorstand prüft 

vor Beginn der LSK die Stimmberech-

tigung der Delegierten; er kann eine 

Schulbescheinigung und ein Wahl-

protokoll verlangen.

8. Die LSK ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte der stimmbe-

rechtigten Delegierten auf der LSK er-

schienen ist und ordnungsgemäß ein-

geladen wurde. 

9. Die LSK tagt mindestens einmal 

im Schulhalbjahr, jeweils die erste im 

Schuljahr wählt den Landesvorstand. 

Die LSK muss innerhalb von 30 Schul-

tagen durch den Landesvorstand ein-

berufen werden, wenn die Hälfte der 

Kreis- und StadtschülerInnenvertre-

tungen oder ein Dritt el der SVen dies 

verlangen oder der LA dies verlangt.

10. Die Einladung zur LSK ist schrift-

lich unter Angabe von Ort und Zeit 

sowie vorläufi ger Tagesordnung min-

destens vier Wochen außerhalb der 

Ferien vor der LSK an die Kreis- und 

StadtschülerInnenvertretungen zu 

verschicken.

11. Die erste LSK im Schuljahr wählt 

zu Beginn ein dreiköpfi ges Präsidium 

und drei StellvertreterInnen, deren 

Amtszeit ein Jahr beträgt. Dem Präsi-

dium obliegt die Leitung der Konfe-

renz. Es schlichtet in Streitfragen des 

Verfahrens und stellt die Beschlussfä-

higkeit fest. Der Ablauf der LSK rich-

tet sich nach einer von der LSK be-

schlossenen Geschäftsordnung. Diese 

geht der Satz ung nach und kann auf 

der LSK mit zwei Dritt eln der abgege-

benen Stimmen geändert werden. 

12. Das Präsidium fertigt ein Protokoll 

der Sitz ung an, das

– Ort und Zeit der Konferenz,

– die Namen von KandidatInnen,

– die Ergebnisse von Abstimmungen 

und Wahlen,

– den Wortlaut der gefassten 

Satzung der LSV RLP



55

Reader zur 52. LSK

Formales und Nachschlagen

Beschlüsse enthält. 

Das Protokoll ist innerhalb von 

sechs Wochen nach der Konfe-

renz an die Kreis- und Stadtschü-

lerInnenvertretungen zu verschi-

cken. Das Protokoll muss von der 

nächsten LSK genehmigt werden.

13. Anträge können von allen Schüle-

rinnen und Schülern in Rheinland-

Pfalz gestellt werden. Alle Anträge 

müssen schriftlich bei der Landesge-

schäftsstelle (LGS) der LSV eingereicht 

werden. Sie müssen den Namen des/r 

Antragstellers/in tragen. Alle Anträ-

ge, die der LGS nicht mindestens sie-

ben Tage und den Delegierten nicht 

mindestens drei Tage vor der Ver-

sammlung vorliegen, gelten als Initia-

tivanträge. Diese müssen von mindes-

tens fünf Delegierten unterstütz t und 

dann dem Präsidium vorgelegt wer-

den. Über die Befassung der Initia-

tivanträge muss abgestimmt werden. 

Anträge auf Abwahl einzelner oder 

mehrerer Mitglieder des Landesvor-

stands, der Bundesdelegation oder des 

Landesausschusses können keine Ini-

tiativanträge sein. 

14. Satz ungsändernde Anträge müs-

sen mindestens fünf Wochen vor der 

Versammlung in der LGS vorliegen 

und mit der Einladung zur LSK ver-

schickt werden. Für Änderungen der 

Satz ung ist eine Mehrheit von zwei 

Dritt eln der abgegebenen Stimmen 

notwendig.

15. Anträge werden mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stim-

men entschieden, sofern Satz ung, Ge-

schäftsordnung oder Wahlordnung 

nichts anderes vorsehen. Bei Stim-

mengleichheit ist der Antrag abge-

lehnt. Stimmenthaltungen werden 

nicht berechnet.

16. Wahlen müssen in der Einladung 

gesondert angekündigt werden. Die 

LSK wählt vor Beginn der Wahlgän-

ge eine dreiköpfi ge Wahlkommission. 

Auf Antrag einer/s Delegierten haben 

Personenwahlen geheim zu erfolgen. 

Listenwahl für den Landesvorstand 

ist nicht möglich. 

17. Die LSK kann eine Urabstimmung 

der Schülerinnen und Schüler be-

schließen, wenn:

– zu diesem Punkt gesondert eingela-

den wurde,

– die Beschlussfähigkeit gewahrt ist,

– der Beschluss über Durchführung 

und Formulierung der Frage(n) mit ei-

ner Mehrheit von zwei Dritt eln der ab-

gegebenen Stimmen gefasst wird und

– es sich um (eine) grundsätz li-

che, die Schülerinnen und Schü-

ler betreff ende, politische oder or-

ganisatorische Frage(n) handelt. 

Eine Urabstimmung wird von den 

Schüler Innenvertretungen in Zusam-

menarbeit mit dem Landesvorstand 

durchgeführt.

18. Die LSK wählt zu Beginn jedes 

Schuljahres zwei KassenprüferIn-

nen aus ihrer Mitt e, die auf der ers-

ten LSK im folgenden Schuljahr einen 

Bericht über die Führung der Kasse 

durch den Landesvorstand vorlegen. 

Die LSK kann eine Finanzordnung be-

schließen.

19. Die LSK kann zu Beginn je-

des Schuljahres eine EinsteigerIn-

nen-LSV wählen. Die EinsteigerIn-

nen-LSV kann in Arbeitsbereichen 

des LaVos mitarbeiten, jedoch wer-

den ihr keine Referate zugeteilt. Die 

Mitglieder der EinsteigerInnen-

LSV sind nicht stimmberechtigt.

III. Der Landesvorstand

20. Der Landesvorstand (LaVo) gestal-

tet die Arbeit der LandesschülerIn-

nenvertretung gemäß der Beschluss-

lage der LSK und des Landesauschus-

ses. Er ist für die Umsetz ung der Be-

schlüsse verantwortlich. Er besteht 

aus mindestens fünf und höchstens 

zehn gleichberechtigten Mitgliedern, 

die auf der ersten LSK im Schuljahr 

gewählt werden. Es sollen mindestens 

3 Schularten im LaVo vertreten sein. 

Er bleibt bis zur Neuwahl im Amt.

21. Zur Zuständigkeit des LaVos ge-

hören: 

– die Vertretung der LSV gegenüber 

dem fachlich zuständigen Ministeri-

um, den Parteien, Verbänden und der 

übrigen Öff entlichkeit; 

– die Pressearbeit der LSV;

– die Vorbereitung und Durchführung 

der LandesschülerInnenkonferenzen;

– der Kontakt zu den Kreis- und Stadt-

schülerInnenvertretungen und den 

SchülerInnenvertretungen. Hierfür 

soll mindestens zweimal im Schul-

halbjahr ein Treff en mit allen KrSV-/

SSV-VorstandssprecherInnen einberu-

fen werden.

– Eine Person aus dem LaVo ist für die 

Koordinierung der Pressearbeit zu-

ständig.

– Die Vertretung der LSV in der BSK 

und gegenüber anderen LSVen neh-

men die Delegierten für die Bundes-

ebene wahr. 

– Zwei Personen aus dem LaVo sind 

für die Kommunikation mit dem Lan-

desausschuss verantwortlich. 

22. Mitglied im LaVo kann nur wer-

den, wer zum Zeitpunkt der Wahl 

SchülerIn in Rheinland-Pfalz ist. Dem 

LaVo sollten Mitglieder aus jedem 

Schulaufsichtsbezirk angehören. Der 

LaVo kann Personen berufen, die je-

weils bei der Beratung des von ih-

nen übernommenen Sachgebietes hin-

zuzuziehen sind. Sie besitz en kein 

Stimmrecht. 

23. Der LaVo tritt  mindestens einmal 

in zwei Monaten zusammen. Die Ein-

ladung hat schriftlich unter Anga-

be von Ort und Zeit sowie der vor-

läufi gen Tagesordnung mindestens 

acht Tage vor Beginn der Sitz ung 

zu erfolgen. Auf schriftlichen An-

trag von mindestens zwei Mitglie-

dern des LaVo muss der Vorstand in-

nerhalb von acht Tagen nach Eingang 

des Schreibens einberufen werden. Zu 

den Sitz ungen des LaVo müssen ein-

geladen werden: 

– die gewählten LaVo-Mitglieder,

– der/die LandesgeschäftsführerIn(nen),

– die Delegierten für die Bundesebene,

– die gewählten 

Landesausschusssprecher Innen, 
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– die Mitglieder der EinsteigerInnen-

LSV.

24. Der LaVo ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte der stimmbe-

rechtigten Mitglieder anwesend ist 

und ordnungsgemäß eingeladen wur-

de. Kommt keine Beschlussfähigkeit 

zustande, so ist unverzüglich eine 

zweite Sitz ung mit derselben Tages-

ordnung frühestens acht Tage später 

einzuberufen; die Beschlussfähigkeit 

ist dann unabhängig von der Zahl der 

anwesenden Stimmberechtigten gege-

ben. Darauf ist in der Einladung hin-

zuweisen.

25. Stimmberechtigt sind nur gewähl-

te Mitglieder des LaVos.

26. Die Sitz ungen des LaVos fi nden öf-

fentlich statt , alle Anwesenden haben 

Rederecht.

27. Der LaVo erstellt auf der ersten Sit-

zung nach seiner Wahl einen Arbeits-

plan, in dem die politischen und orga-

nisatorischen Sachgebiete an einzelne 

LaVo-Mitglieder verteilt werden. Die-

ser Arbeitsplan wird als Anlage zum 

Protokoll der LSK an die Delegierten 

sowie die Kreis- und StadtschülerIn-

nenvertretungen verschickt.

28. Der LaVo wirkt bei der Einstellung, 

Führung und Entlassung des haupt-

amtlichen Personals der LSV durch 

das fachlich zuständige Ministerium 

mit. 

29. Für den Fall des Ausscheidens ein-

zelner Mitglieder aus dem LaVo kann 

die LSK oder der LA Nachwahlen vor-

nehmen, sofern zu diesem Punkt ein-

geladen wurde. Für den Fall des Rück-

tritt s der Mehrheit des LaVos wählt 

der LA einen provisorischen LaVo, der 

die nächste LSK einberuft, auf der ein 

neuer LaVo gewählt wird. 

30. Der LaVo legt auf der jeweils ersten 

LSK im Schuljahr einen ausführlichen 

Bericht über seine Arbeit im vergan-

genen Schuljahr vor. Die einzelnen 

Mitglieder ergänzen diesen Bericht 

mündlich und die LSK entscheidet 

dann einzeln über die Entlastung.

IV. Die Kreis- und StadtschülerIn-

nenvertretungen

31. Die Kreis- und StadtschülerIn-

nenvertretungen sind Zusammen-

schlüsse von SchülerInnenvertretun-

gen auf Ebene der rheinland-pfälzi-

schen Landkreise sowie der Kreisfrei-

en Städte. 

32. Jede Schule entsendet 2 Delegierte 

zur jeweiligen KrSV/SSV.

33. Die Kreis- und StadtschülerIn-

nenvertretungen sind beschlussfä-

hig, wenn mindestens die Hälfte der 

stimmberechtigten Delegierten anwe-

send ist und ordnungsgemäß eingela-

den wurde. Sie geben sich in Eigenver-

antwortung eine Satz ung; diese darf 

jedoch der Satz ung der LSV nicht wi-

dersprechen.

34. Die Kreis- und StadtschülerInnen-

vertretungen sollen zum Zweck der 

Koordination und des Kontakts zum 

LaVo einen Vorstand wählen. Es soll 

mindestens zweimal im Schulhalbjahr 

an Treff en aller VorstandssprecherIn-

nen und des Landesvorstand teilge-

nommen werden.

35. Zudem sollen gewählt werden:

– mindestens drei Basisbeauftragte, 

die für den Kontakt zu den örtlichen 

Sven zuständig sind bzw. diese auf-

bauen, 

– zwei Delegierte, die sich um regel-

mäßigen Austausch mit Stadtrat und 

Kreisverwaltung bzw. dem Schulträ-

ger bemühen.

36. Die Vorstandssitz ungen sollen 

mindestens alle 3 Monate statt fi nden.

V. Der Landesausschuss 

37. Der Landesausschuss (LA) ist das 

höchste beschlussfassende Organ zwi-

schen den LSKen. 

38. Der Landesausschuss (LA) be-

steht aus 12 bis 15 gleichberechtig-

ten, auf der LSK gewählten Mitglie-

dern. Es sollen Mitglieder aller zu ver-

tretenden Schularten im LA reprä-

sentiert sein. Wenn dies nicht mög-

lich ist, können weitere KandidatIn-

nen aus bereits vertretenen Schularten 

gewählt werden. Mitglieder des LaVos 

können nicht dem LA angehören. 

39. Der Landesausschuss ist beschluss-

fähig, wenn mindestens die Hälfte der 

stimmberechtigten Delegierten anwe-

send ist und ordnungsgemäß eingela-

den wurde.

40. Die dazu delegierten Mitglieder 

des Landesvorstands nehmen mit be-

ratender Stimme an den Landesaus-

schusssitz ungen teil und berichten 

über die Umsetz ung des Arbeitspro-

gramms und der Beschlusslage durch 

den Landesvorstand. 

41. Der Landesausschuss (LA) wählt 

aus seiner Mitt e eineN LA-SprecherIn 

und eineN StellvertreterIn, die für die 

Einladung und Koordination der Sit-

zungen des LA verantwortlich sind. 

Die LA-SprecherInnen nehmen mit 

beratender Stimme an den Landesvor-

standssitz ungen teil. Beide LA-Spre-

cherInnen müssen zum Zeitpunkt ih-

rer Wahl SchülerInnen in Rheinland-

Pfalz sein. Die Amtszeit endet durch 

die Wahl von NachfolgerInnen.

42. Zu den Aufgaben des LAs gehört:

– Beratung und Unterstütz ung des La-

Vos;

– die Kontrolle der laufenden Arbeit 

des LaVos;

– die Bestätigung und Kontrolle des 

Arbeitsberichts, welchen der LaVo der 

LSK vorlegt;

– die Wahl eines provisorischen La-

Vos, sollte die Mehrheit des LaVos zu-

rücktreten;

– die Beschlussfassung über den Haus-

halt und eventuelle Nachtragshaus-

halte der LSV.
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43. Wenn Mitglieder des LAs zurück-

treten, können diese auf der nächsten 

LSK nachgewählt werden, sofern hier-

zu gesondert eingeladen wurde.

44. Sollte die Mehrheit des LAs zu-

rücktreten, ist innerhalb von acht 

Wochen eine LSK einzuberufen. 

VI. Schlussbestimmungen

45. Diese Satz ung tritt  in Kraft:

– nach der Annahme durch die 43. LSK 

am 17.12.2007 im Mainzer Landtag, 

– nach Änderung des rheinland-pfäl-

zischen Schulgesetz es im Sinne der 

Strukturreform in dieser Satz ung, 

– nach Genehmigung dieser Satz ung 

durch das fachlich zuständige Minis-

terium. 

46. Außerdem ist für das Inkraftt reten 

der Satz ung die Gründung mindes-

tens der Hälfte der Kreis- und Stadt-

schülerInnenvertretungen anhand ei-

nes protokollarischen Nachweises 

über deren ordnungsgemäße Konsti-

tuierung durch den amtierenden Lan-

desvorstand festz ustellen. 

47. Diese Satz ung kann durch eine 

LSK mit Zustimmung von zwei Drit-

teln der abgegebenen Stimmen ge-

ändert werden, sofern die Anwe-

senheit der Hälfte der satz ungsge-

mäßen Delegierten auf der LSK bei 

der Abstimmung zu diesem Punkt 

festgestellt werden kann. Satz ungs-

ändernde Anträge müssen mit der 

Einladung verschickt werden.

1. Regularien

Ein Mitglied des Landesvor-

standes eröff net die Landes -

schülerInnenkonferenz unter 

Einhaltung folgender Ordnung:

a) Feststellung der Beschlussfähig-

keit gem. § 8 der LSV-Satz ung

b) Feststellung der Zahl der stimm-

berechtigten Anwesenden

Bei der ersten LSK im Schuljahr

c) Wahl des Präsidiums

2. Präsidium

Die LSK wählt aus ihrer Mitt e ein 

Präsidium. Das Präsidium besteht 

aus der/dem PräsidentIn, und zwei 

gleichberechtigten StellvertreterIn-

nen, das heißt einem/r Protokollant-

In, einem/r technischen AssistentIn. 

Zusätz lich wählt die LSK aus ihrer 

Mitt e drei StellvertreterInnen für das 

Präsidium. Der/die technische Assis-

tentIn ist für die Führung der Redner-

Innenlisten, Ermitt lung der Abstim-

mungsergebnisse, etc. zuständig. Ge-

wählt ist, wer die einfache Mehrheit 

aller anwesenden Stimmberechtig-

ten auf sich vereinigen kann. Die Ge-

wählten sind für ein Jahr im Amt. 

Die Wahl des/der PräsidentIn erfolgt 

ohne Aussprache. Der/die Präsiden-

tIn, oder im Verhinderungsfall der/

diejenige seiner StellvertreterInnen, 

der/die nicht das Amt des/der Proto-

kollantIn ausübt, leitet die LSK nach 

Satz ung und Geschäftsordnung. In 

Zweifelsfällen über Satz ung und Ge-

schäftsordnung entscheidet der/die 

PräsidentIn, in grundsätz lichen Fra-

gen entscheidet das Präsidium.

Geschäftsordnung der LSK
3. Tagesordnung

Der Landesausschuss schlägt der LSK 

eine vorläufi ge Tagesordnung vor, die 

zu Beginn der Versammlung den De-

legierten vorzuliegen hat. DIe/der Prä-

sidentIn lässt die Tagesordnung als 

ersten Punkt beraten. Die Beschluss-

fassung über die endgültige Tagesord-

nung bedarf der einfachen Mehrheit 

der anwesenden Stimmberechtigten.

Rede- und Verhandlungsordnung

4. Anträge zur Sache

Anträge zur Sache müssen fristge-

recht und schriftlich eingereicht wer-

den. Zusatz - und Änderungsanträ-

ge können jederzeit gestellt wer-

den. Dringlichkeitsanträge müs-

sen dem Präsidium schriftlich vor-

gelegt werden und gelangen auf An-

trag mit 2/3- Mehrheit der anwesen-

den Stimmberechtigten auf die Ta-

gesordnung. Auf Wunsch wird der/

dem AntragstellerIn eines Sachantra-

ges das Einführungswort erteilt. An-

träge werden mit einfacher Mehr-

heit der anwesenden Stimmberech-

tigten verabschiedet. Bei Stimmen-

gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

5. RednerIn

Will einE RedeberechtigteR zur Sache 

sprechen, so reicht sie/er ihre/seine 

Wortmeldung schriftlich beim Präsi-

dium ein. Die LSK kann mit Mehrheit 

verlangen, dass ein von ihr benann-

tes Mitglied des geschäftsführenden 

Vorstandes zu einem anstehenden Ta-

gesordnungspunkt Stellung nimmt.
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6. Redezeit

JedeR DelegierteR, die/der selbst noch 

nicht zu der in Frage stehenden Sa-

che gesprochen hat, kann einen An-

trag auf Beschränkung der Rede-

zeit stellen. Ein solcher Antrag gilt 

als Antrag zur Geschäftsordnung. 

Die Redezeitbeschränkung wird 

durch einfache Mehrheit der anwe-

senden Stimmberechtigten beschlos-

sen und gilt bis zu einem gegenteili-

gen Antrag mit neuer Beschlussfas-

sung. Die Redezeit kann auch auf be-

stimmte Zeit beschlossen werden.

7. Schluss der Debatt e

Ein Antrag auf Schluss der Debatt e 

oder auf Schluss der RednerInnenlis-

te kann nur von einer/einem Delegier-

ten, die/der zur Sache noch nicht ge-

sprochen hat, gestellt werden, wenn 

zuvor zum Hauptantrag je eine Für- 

und Gegenrede geführt worden ist.

Wird ein Antrag auf Schluss der De-

batt e oder auf Schluss der RednerIn-

nenliste gestellt, so ist nach Anhörung 

einer/eines Gegenrednerin/Gegen-

redners sofort über ihn abzustimmen. 

Nach Schluss der Debatt e steht der/

dem AntragstellerIn des Sachantra-

ges auf Verlangen das Schlusswort zu. 

Entsprechendes gilt für die Beratung 

über einen Nichtbefassungsantrag. 

Beide Anträge gelten als Anträge zur

Geschäftsordnung.

8. Persönliche Erklärung

Wünscht einE DelegierteR das Wort 

zu einer persönlichen Erklärung, so 

muss ihr/ihm nach Abschluss der Be-

ratung des Tagesordnungspunk-

tes das Wort erteilt werden. Die/der 

RednerIn darf nicht zur Sache spre-

chen, sondern nur Angriff e, die ge-

gen sie/ihn gerichtet sind, zurück-

weisen oder missverstandene eige-

ne Ausführungen richtig stellen.

9. Wortmeldungen und Anträ-

ge zur Geschäftsordnung

Geschäftsordnungsanträge (GO-An-

träge) werden mit 2 gehobenen Hän-

den angezeigt. Delegierte, die zur 

Geschäftsordnung sprechen wol-

len, erhalten das Wort außer der Rei-

he. Ihre Bemerkungen dürfen sich 

nicht auf die Sache beziehen und 

3 Minuten nicht überschreiten.

Anträge zur Geschäftsordnung wer-

den sofort behandelt. Nach Anhörung 

einer Für- und Gegenrede ist über den 

Antrag sofort abzustimmen; spricht 

niemand gegen den Antrag, ist die-

ser ohne Abstimmung angenommen. 

Die Aufh ebung eines angenommenen 

Geschäftsordnungsantrages ist nur 

durch eine 2/3-Mehrheit der anwesen-

den Stimmberechtigten möglich. An-

träge zur Tagesordnung werden wie 

Geschäftsordnungsanträge behandelt.

10. Teilnahme- und 

Redeberechtigung

Teilnahme- und redeberechtigt sind 

grundsätz lich alle SchülerInnen. An-

deren, vom LaVo eingeladenen Gästen 

kann mit Zustimmung der/des Prä-

sidentin/en, aber nicht gegen Mehr-

heitsbeschluss der LSK, Redeerlaub-

nis erteilt werden. Sonstige Gäste kön-

nen nur mit Zustimmung der Mehr-

heit der anwesenden Stimmberechtig-

ten an den Beratungen teilnehmen.

Rechte und Pfl ichten der Prä-

sidentin / des Präsidenten

11. Ordnungsgewalt der/

des Präsidentin/en

Die/der PräsidentIn übt während der 

Versammlung das Hausrecht aus. Die/

der PräsidentIn kann zur Ordnung 

und zur Sache rufen und nach zwei-

maliger Verwarnung das Wort ent-

ziehen, solange über den fraglichen 

Punkt verhandelt wird. Bei unge-

bührlichem Benehmen eines Mitglie-

des oder Gastes ist die/der Präsiden-

tIn berechtigt, diese aus dem Raum 

zu verweisen; handelt es sich um ei-

neN stimmberechtigteN Delegier-

teN oder ein Mitglied des LaVos, so 

kann die LSK eine solche Maßnah-

me durch einfachen Mehrheitsbe-

schluss rückgängig machen. Hierbei 

ist die/der Betroff ene weder antrags- 

noch stimmberechtigt. Die/der Präsi-

dentIn kann eineN RednerIn, die/der 

die Redezeit gemäß § 6 der Geschäfts-

ordnung überschreitet, nach einmali-

ger Ermahnung das Wort entz iehen. 

Die/der PräsidentIn kann betrunke-

ne Personen unter Umständen nach 

mehrmaliger Ermahnung und nach 

Befragung der LSK das Wort entz ie-

hen oder in einem besonders gravie-

renden Fall des Saales verweisen.

12. Antrag auf Überprüfung 

der Beschlussfähigkeit

Ein Antrag auf Überprüfung der Be-

schlussfähigkeit kann jederzeit ge-

stellt werden. Die Überprüfung der-

selben wird nach Abschluss al-

ler laufenden Anträge zur Sa-

che und nach Abschluss der Sache 

überprüft. Ist sie nicht mehr gege-

ben, ist die Sitz ung sofort beendet.

13. Verbot der Beteiligung der/des 

Präsidentin/en an der Diskussion

Die/der PräsidentIn und deren/des-

sen StellvertreterInnen dürfen sich 

nur in Angelegenheiten der Ge-

schäftsordnung an der Diskussi-

on beteiligen. Wollen sie sich zur Sa-

che äußern, müssen sie sich unterei-

nander vertreten. Hat sich ein Mit-

glied des Präsidiums einmal zur Sa-

che geäußert, so kann es sein Amt 

bis zum Ende der Beratung über die-

se Sache nicht mehr übernehmen.

14. Misstrauensanträge ge-

gen das Präsidium

Misstrauensanträge gegen das Prä-

sidium oder eines seiner Mitglie-

der werden sofort behandelt. In die-

sem Falle leitet die/der LA-Spreche-

rIn die Versammlung bis zur Abstim-

mung. Bei deren/dessen Verhinde-

rung leitet ein Mitglied des LaVos die 

Verhandlung bis zur Abstimmung. 

Das Präsidium oder eines seiner Mit-

glieder kann mit einfacher Mehr-

heit der anwesenden Stimmberechtig-

ten seines Amtes enthoben werden.

Wahlen und Abstimmungen

15. Wahlen

Für die Teilnahme an Wahlen ist die 

in der Eröff nungssitz ung festgestell-

te Stimmberechtigung maßgebend. 

Die Wahlen erfolgen, soweit Satz ung 

und Geschäftsordnung nichts ande-

res vorsehen, mit einfacher Mehrheit. 
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Die Mitglieder des geschäftsführen-

den Vorstandes müssen mit absolu-

ter Mehrheit der anwesenden Stimm-

berechtigten gewählt werden. Wird 

im ersten Wahlgang die erforderli-

che Mehrheit nicht erreicht, erfolgt ein 

zweiter Wahlgang, zu dem die Kan-

didatInnenliste neu eröff net wird. 

Wird auch dann die absolute Mehr-

heit nicht erreicht, entscheidet un-

ter Neueröff nung der KandidatIn-

nenliste im dritt en Wahlgang die ein-

fache Mehrheit. Auf Antrag einer/s 

Delegierten hat die Wahl geheim 

zu erfolgen. Ausnahme siehe § 2. 

Namentliche Wahl ist unzulässig.

16. Abstimmungen

Zur Abstimmung ist jedeR anwe-

sende Delegierte berechtigt. Die Ab-

stimmungen erfolgen, soweit Sat-

zung und Geschäftsordnung nichts 

anderes vorsehen, mit einfacher 

Mehrheit. Die Delegierten haben 

für die Abstimmung ihre Stimm-

blöcke bzw. Stimmkarten empor zu 

halten, vorbehaltlich einer ande-

ren Regelung durch das Präsidium.

Die Beschlussfähigkeit richtet sich 

nach §8 der Satz ung. Stellt sich die Be-

schlussunfähigkeit heraus, so hat die/

der PräsidentIn die Sitz ung so lan-

ge zu vertagen, bis die Beschlussfä-

higkeitfestgestellt bzw. wiederher-

gestellt ist. Alle Beschlüsse, die vor 

Feststellung der Beschlussunfähig-

keit gefasst wurden, bleiben gültig.

Vor jeder Abstimmung hat die/

der PräsidentIn die zur Abstim-

mung stehende Frage so zu formu-

lieren, dass sie mit ja oder nein be-

antwortet werden kann. JedeR Dele-

gierte hat das Recht, die Teilung ei-

ner Abstimmungsfrage zu beantra-

gen. Ist die/der AntragstellerIn nicht 

damit einverstanden, so entschei-

det die Mehrheit der LSK. Ein sol-

cher Antrag gilt als GO-Antrag.

17. Geheime und nament-

liche Abstimmung

Auf Antrag von 1/4 der anwesenden 

Delegierten fi ndet geheime oder na-

mentliche Abstimmung statt , wobei 

der Antrag auf namentliche Abstim-

mung der weitergehende ist. Geheime 

und namentliche Abstimmungen 

sind unzulässig bei Anträgen zur Ta-

gesordnung, zur Geschäftsordnung 

und über die Vertagung der Sitz ung.

Geheime Abstimmungen werden 

mit vorbereiteten, unnummerier-

ten Stimmzett eln durchgeführt. Na-

mentliche Abstimmung erfolgt durch 

Aufruf der Delegierten durch die/

den Protokollantin/en, die/der auf 

der Namensliste der LSK „Ja“, „Nein“ 

oder „Enthaltung“ einträgt und 

die Zahl der Stimmen auszählt.

18. Stimmenthaltung

Stimmenthaltungen bleiben bei 

der Berechnung der Mehrheit 

grundsätz lich außer Ansatz .

19. Wahlausschuss

Zur Durchführung von Personalwah-

len fungiert das Präsidium grund-

sätz lich auch als Wahlausschuss, es 

sei denn, das Präsidium bitt et selbst 

um Ablösung. Wird ein Präsidi-

umsmitglied zur Wahl vorgeschla-

gen, muss es sich für die Dauer die-

ses Wahlganges vertreten lassen.

20. Personaldebatt e und 

Personalbefragung

JedeR KandidatIn für ein Amt hat 

das Recht auf persönliche Vorstel-

lung. Auf Antrag von 10% der an-

wesenden Stimmberechtigten fi n-

det eine Personalbefragung statt . Eine 

Personaldebatt e fi ndet bei freiwilli-

ger Anwesenheit der/des Kandida-

tin/en auf Antrag von 25% der anwe-

senden Stimmberechtigten statt . Die/

der AntragstellerIn hat Rederecht.

Schlussbestimmungen

21. Protokoll

Das Protokoll der LSK wird vom 

Präsidium geführt und unterzeich-

net. Es muss Tagesordnung, Be-

ginn, Unterbrechungen und Schluss 

der LSK sowie alle Beschlüsse und 

Abstimmungsergebnisse enthal-

ten und den wesentlichen Gang 

der Verhandlungen wiedergeben.

Das Präsidium stellt das Protokoll 

spätestens 1 Monat nach der LSK den 

Vorstandsmitgliedern und dem LA zu.

22. Gültigkeit und Inkraftt reten

Die Bestimmungen der Geschäfts-

ordnung gehen der Satz ung der LSV 

nach. Für eine Abweichung von der 

Geschäftsordnung in einem einzel-

nen Falle ist eine Mehrheit von 2/3 

der anwesenden Stimmberechtig-

ten erforderlich, für eine dauern-

de Änderung genügt die absolu-

te Mehrheit der anwesenden Stimm-

berechtigten. Die Geschäftsordnung 

tritt  mit ihrer Verabschiedung durch 

die absolute Mehrheit der anwesen-

den Stimmberechtigten in Kraft.

Beschlossen auf der 2. LSK in 

Bad Dürkheim, 19.12.1989

Geändert auf der 11. LSK 

in Mainz, 21.-23.5.1993

Geändert auf der 17. LSK in Kai-

serslautern, 27-29.10.1995

Geändert auf der 47. LSK in Lud-

wigshafen, 02.-04. Oktober 2009
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Grundsatzprogramm

1.1  Demokratisierung von Schule

Die LSV Rheinland-Pfalz for-

dert die volle Mitbestimmung der 

Schülerinnen und Schüler in al-

len die Schule betreff enden Fra-

gen, auf schulischer, kommuna-

ler, Landes- und Bundesebene.

1.2  Schulkonferenz

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert die 

Einrichtung einer Schulkonferenz. 

Diese Schulkonferenz soll basisde-

mokratisch-paritätisch besetz t sein.

1.3  Eingliedriges Schulsystem

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert das 

eingliedrige Schulsystem, um Chan-

cengleichheit und Gleichwertigkeit 

unter den Schülerinnen und Schü-

lern zu gewährleisten und solidari-

sches Lernen möglich zu machen.

1.4  Selbstbestimmtes Lernen

Die LSV Rheinland Pfalz setz t 

sich für selbstbestimmtes Lernen 

ein, anstelle des momentan prak-

tizierten zwang-haften Lernens.

1.5  Noten/Bewertungssysteme

Die LSV Rheinland-Pfalz lehnt 

Noten grundsätz lich ab.

2.  Inhalte

2.1  Integration

Die Bildung behinderter Schülerin-

nen und Schüler ist verstärkt als ge-

meinsame Aufgabe für grundsätz -

lich alle Schulen anzustreben. 

2.2  Geschlechterverhältnisse  

Die LSV lehnt eine Wiedereinfüh-

rung des nach Geschlechtern ge-

trennten Unterrichts klar ab. Die LSV 

hält die Koedukation für einen richti-

gen und wichtigen Schritt  zur Gleich-

berechtigung der Geschlechter. Die 

in Rheinland-Pfalz noch bestehen-

de Möglichkeit zur Trennung in Schü-

lerinnen und Schüler im Sportunter-

richt hält die LSV für falsch. Die Defi -

zite in der Umsetz ung müssen durch 

eine umfassende Auseinanderset-

zung mit unten genannten Problem-

feldern, sowie mit den Vorstellungen 

zur Geschlechterdiff erenz und Ge-

schlechtsidentitäten behoben werden.

Die LSV fordert die institutionel-

le Festschreibung von regelmäßi-

gen LehrerInnenkonferenzen, die 

das Thema Geschlechterverhältnis-

se in der Schule behandeln, sowie die 

obligatorische Auseinandersetz ung 

mit Geschlechterverhältnissen in der 

LehrerInnenaus- und fortbildung.

Unbedingt für Koedukation

Die fl ächendeckende Einführung der 

Koedukation in den sechziger Jahren 

war der entscheidende Schritt  hin zu 

gleichem Bildungsangebot und damit 

Chancengleichheit von Jungen und 

Mädchen. Die Bedeutung dieser Er-

rungenschaft darf nicht unterschätz t 

werden: Vorher war es möglich und 

üblich, den Mädchen/Jungen durch 

andere und reduzierte schulische An-

gebote eine gesellschaftliche Rolle 

zwingend zuzuweisen. Auch wenn 

die Angebote identisch wären, könn-

te bei unterschiedlicher Sozialisie-

rung von Mädchen und Jungen eine 

unterschiedliche Diskussionsstruk-

tur aufk ommen, sodass letz tlich un-

terschiedliche Inhalte vermitt elt wer-

den. Aufgrund dieser Gefahr darf es 

nie wieder einen nach Geschlechtern 

getrennten Unterricht geben. Zudem 

zwingt der nach Geschlechtern ge-

trennte Unterricht alle Menschen, sich 

fest einer Gruppe (Mann oder Frau) 

zuzuordnen. Selbst wenn es sich bei 

den Menschen, die sich nicht zuord-

nen, um eine kleine Gruppe handelt, 

wird dieser Minderheit Unrecht ge-

tan. Zudem gibt es einen größeren Teil 

Mädchen/Jungen, die zu einem ge-

wissen Zeitpunkt ihrer Entwicklung 

besonders in ihrem Lernverhal-

ten nicht einfach nach biologischem 

Geschlecht zuzuordnen sind.

Gerade im Sportunterricht darf die 

Trennung nicht länger möglich sein. 

Ein getrennter Sportunterricht führt 

automatisch dazu, dass unterschiedli-

che Aktivitäten durchgeführt und er-

lernt werden. Im Bezug auf sportli-

che Aktivitäten wird den Mädchen 

tendenziell Eleganz und Biegsam-

keit att estierst und von ihnen gefor-

dert, den Jungen Kraft und Konditi-

on. Dies wird im getrennten Sportun-

terricht manifestiert und im Umgang 

der Jugendlichen untereinander somit 

übernommen. Dies führt langfristig 

dazu, dass Mädchen sowie Jungen in 

eine feste Rolle gezwungen werden, 

die automatisch die Benachteiligung 

und Unterdrückung der Frau stütz t. 

Probleme der Koedukation

So alt wie die Einführung der Koedu-

kation ist auch ihre Kritik, Mädchen 

sowie Jungen erfahren im Schulsys-

tem aufgrund ihres Geschlechts Be-

nachteiligung, die Mädchen im natur-

wissenschaftlichen Bereich, die Jungen  

in Sprachen und musischen Fächern. 

Um diese These zu bewerten, muss 

man sich für ein Deutungsmuster der 

schulischen Geschlechterdiff erenz ent-

scheiden. Die konservative Sichtweise 

begreift „Geschlecht“ als biologische 

Kategorie, der bestimmte geschlechts-

spezifi sche Verhaltensmuster zuge-

ordnet sind. Unter einer solchen Sicht-

weise ist es Ziel der Pädagogik, diese 

naturgegebenen „Gatt ungsmerkmale“ 

durch Bildung zu vervollkommnen. 

Die LandesschülerInnenvertretung 

hingegen geht von einem progressi-

ven Deutungsmuster aus, nämlich 

dem, dass die bestehende Geschlech-

terdiff erenz eine sozialisationsbe-

dingte ist, die es zu überwinden gilt, 

um Frauen wie Männern eine selbst-

bestimmte Identitätsbildung zu er-

möglichen. Um jedoch das bestehen-

de hierarchische Geschlechterver-

hältnis nicht unsichtbar zu machen, 

muss in bestimmten fällen noch von 

der Geschlechterdiff erenz ausgegan-

gen werden, um Mädchen und Frauen 
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gezielt zu fördern, bevor die Katego-

rie „Geschlecht“ dekonstruiert wer-

den kann. Durch ihre Sozialisierung 

und die Internalisierung der von ih-

nen erwarteten Verhaltensweisen, ent-

wickeln Jungen und Mädchen gera-

de in der Schule rollentypisches Ver-

halten. Diese häufi g unbewusste Er-

zieung zu geschlechtskonformem 

Verhalten wird als heimlicher Lehr-

plan bezeichnet und wird in der Schu-

le durch vier Faktoren bedingt:

1. Geschlechtsspezifi sche Er-

ziehung durch Lehrkräfte

Empirische Studien zeigen, dass Leh-

rerinnen geschlechtsspezifi sches Ver-

halten unbewusst erwarten und durch 

ihr Handeln reproduzieren: Jungen 

wird mehr Aufmerksamkeit entge-

gengebracht als Mädchen; Sie wer-

den häufi ger aufgerufen und häufi -

ger wegen störendem Verhalten er-

mahnt. Gutes Benehmen gilt bei Mäd-

chen eher als selbstverständlich. In-

haltliche Kompetenz wird bei Mäd-

chen eher auf Fleiß, bei Jungen dage-

gen auf Begabung zurückgeführt.

2. Interaktionsstruktu-

ren in der Klasse

Die von Jungen oft vermutete Bevor-

zugung der Mädchen steht im kras-

sen Gegensatz  zur Unterrichtsreali-

tät. Anhand von Studien konnte auf-

gezeigt werden, dass selbst Lehrerin-

nen, die überzeugt waren, ihre Auf-

merksamkeit gleich zu verteilen, häu-

fi ger jungen als Mädchen aufriefen. In 

einem Modellversuch, in dem durch 

das Führen von Strichlisten glei-

che Aufmerksamkeit garantiert wur-

de, beschwerten sich die Jungen in ei-

ner anschließenden Befragung über 

ihre Benachteiligung. Auch fällt auf, 

dass Jungen und Mädchen häufi ger 

ins Wort fallen als umgekehrt. Beiträ-

ge von Mädchen, vor allem in natur-

wissenschaftlichen Fächern, werden 

von Jungen oft lächerlich gemacht.

3. Schulbücher / 

Unterrichtsmaterialien

Schulbücher spiegeln auch heu-

te noch die geschlechtsspe-

zifi sche Arbeitsteilung und 

geschlechtsrollenstereotypes Verhal-

ten in Texten und Abbildungen wie-

der. Besonders in Geschichtsbüchern 

kommen Frauen so gut wie nicht vor. 

Doch es haben sich in den letz ten Jah-

ren die neu konzipierten Schulbü-

cher zu Gunsten einer stärker gleich-

berechtigten Darstellungsweise verän-

dert. In den Schulbuchgutachten wird 

dabei u.a. berücksichtigt, inwieweit 

beiden Geschlechtern ausreichende 

Identifi kationsmöglichkeiten angebo-

ten werden und welche Rollenbilder 

von Mann und Frau durch die Dar-

stellungsweise konstruiert werden. 

In der Novellierung des hessischen 

Schulgesetz es wurde so 1997 erstmals 

festgeschrieben, dass “die Gleichbe-

rechtigung von Mann und Frau auch 

über die Anerkennung der Leistungen 

von Frauen in Politik, Kultur und Ge-

sellschaft“ vermitt elt werden sollte.

4. Identifi kationsmöglichkeiten

Wie die meisten gesellschaftlichen Be-

reiche spiegelt auch die innerschuli-

sche Hierarchie das bestehende Ge-

schlechterverhältnis wider. So sind 

z.B. 80% der Lehrkräfte an Grund-

schulen Frauen, doch nur 25% der 

Grundschulen werden von Frauen ge-

leitet. Es unterrichten 36% Frauen in 

der Sek II, wobei es nur 13,6% Schul-

leiterinnen an Gymnasien gibt. 

„Die Tatsache, dass die gehobe-

nen Positionen in einem so gerin-

gen Maße durch Frauen besetz t 

sind, trägt dazu bei, dass Schülerin-

nen Macht mit Männlichkeit verbin-

den und ihnen weibliche Vorbilder 

fehlen.“ (Ingeborg Schüßler, 1997).

Diese Geschlechtsspezifi sche Arbeits-

teilung fi ndet sich wiederum auch un-

ter Schülerinnen wieder. Mädchen 

erfüllen in den meisten Fällen die 

Funktion, das soziale Klassengefü-

ge zu stärken. Weiblichkeit wird mit 

der Fähigkeit zu Erhaltung der Sozi-

alstruktur in Verbindung gebracht, 

während Konkurrenzdenken eher 

mit Männlichkeit konnotiert wird.

„Arme Jungs – arme Mädchen“ – 

Die Debatt e um Benachteiligung

Schon lange heißt es, dass die Mäd-

chen gerade in den Naturwissen-

schaften benachteiligt werden und ge-

fördert werden müssten. Enrichtun-

gen zur Förderung der Mädchen wie 

den „Girls Day“ sieht die Landesschü-

lerInnenvertretung dabei als proble-

matisch an. Obwohl es sinnvoll ist, 

Mädchen und Frauen gezielt zu för-

dern, führt eine solche „Grenzüber-

schreitung“ nicht zwingend zu ei-

ner Neutralisation, sondern kann die 

Grenzziehung verstärken. Durch be-

wusste Förderung wird suggeriert, 

dass Frauen und Mädchen, die sich 

beispielsweise für Naturwissen-

schaften interessieren, eine Ausnah-

me darstellen und somit in der Min-

derheit sind. Einer solchen Kategori-

sierung kann eine  Negativzuschrei-

bung (wie, in diesem Beispiel, weni-

ger Att raktivität u.ä.) folgen und sie 

stellt somit immer auch eine Gefahr 

für die Mädchen und Frauen dar.

In der neueren Debatt e um Geschlech-

terverhältnisse in der Schule spielt 

die Benachteiligung und benötig-

te Förderung der Jungen eine gro-

ße Rolle. Tatsächlich ist festz ustel-

len, dass im aktuellen System weni-

ger Jungen qualifi ziertere Bildungs-

gänge wählen und weniger männli-

che Absolventen ihre Hochschulrei-

fe erhalten. Die Mädchen, so die The-

orie, seien nicht länger die Benachtei-

ligten, das Schulsystem sei mädchen-

freundlich. Diese Erkenntnis, die ak-

tuell als neu gehandelt wird, gilt seit 

Einführung der koedukativen Schu-

len. Diese Theorie ist vor allem kri-

tisch zu betrachten, da sie die spä-

teren Entwicklungen der Mädchen 

und Jungen ausblendet. Es bleibt 

nach wie vor bestehen, dass Frau-

en den geringeren Teil der Studentin-

nen an Hochschulen ausmachen, we-

niger qualifi ziertere Berufe ergrei-

fen und seltener Karriere machen. 

Dies ist nicht nur auf unterschiedli-

che Lebensentwürfe zurückzuführen.

In der Bevorzugung der Mädchen för-

dert die Schule ein Verhalten, wel-

ches nur innerhalb des Systems Schu-

le vorteilhaft ist. Während den Mäd-

chen objektiv durch Noten und Lob 
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Überlegenheit suggeriert wird, at-

testieren die LehrerInnen in In-

terpretationen des Verhaltens den 

Mädchen „Autoritätsgläubigkeit, 

Angst vor Strafe, Schüchternheit,

Verletz lichkeit“ (Zinnecker, 1995). 

Die Eigenschaften und Handlungs-

muster, die also in der Schule ge-

fördert werden, wie Reproduzie-

ren, nicht Widersprechen, Rück-

sicht nehmen, usw. gereichen im spä-

teren berufl ichen Leben nicht zum 

Vorteil. Somit trägt die Benachteili-

gung der Jungen in der koedukati-

ven Schule lediglich zu einer Festi-

gung der dominierenden Rolle des 

Mannes in der Gesellschaft bei.

Umgang mit Problemen

Der Umgang mit diesen Problemen 

darf nicht durch Ignorieren oder Tren-

nung, sondern muss durch Bewusst-

machung geprägt sein. Nur durch 

eine bewusste Thematisierung durch 

die LehrerInnen und durch ein Auf-

brechen von Rollenstereotypen kann 

eine Dekonstruktion statt fi nden.

Viel zu oft werden Probleme im Un-

terricht nicht über die Kategorie „Ge-

schlecht“ analysiert. Hier zeigt sich 

eine verzerrte Wahrnehmung der 

Lehrenden. Es werden andere Struk-

turierungsprinzipien herangezo-

gen, wie z.B. Leistungsheterogeni-

tät, wobei im übrigen Leistung in 

diesem Zusammenhang nicht kri-

tisch refl ektiert wird, oder auch kul-

turelle Unterschiede, die als Deu-

tungsmuster für soziales Gefälle he-

rangezogen werden. Hierbei wird 

die Relevanz der Kategorie “Ge-

schlecht“ unbewusst unterschätz t, 

denn sie ist in der jugendlichen So-

zialisation eine der bedeutendsten. 

Die LandesschülerInnenvertretung 

fordert, dass es weiterhin Förderungs-

einrichtungen gibt. Diese dürfen aller-

dings nicht nur geschlechtsspezifi sch 

ausgelegt sein, sondern müssen eine 

individuelle Förderung des/der einzel-

nen zum Ziel haben. Die Förderungs-

prozesse müssen darum im Unterricht  

refl ektiert werden und die Gründe 

für geschlechtstypische Bildungsgän-

ge müssen aufgedeckt werden. Nur so 

kann dauerhaft erreicht werden, dass 

Jungen wie Mädchen sich in der Schu-

le individuell entwickeln können und 

sich selbst sowie andere nicht län-

ger über das Geschlecht defi nieren.

2.3  Sexualkunde

Die LSV RLP fordert die ständige Eva-

luation und Weiterentwicklung der 

Sexualkunderichtlinien und damit 

auch des Sexualkundeunterrichts.

Die Sexualkunderichtlinien sol-

len nach dem Vorbild der Sexual-

kunderichtlinien in Hamburg geän-

dert werden und insbesondere da-

rin folgende vier wesentliche As-

pekte der Sexualität berücksichti-

gen: den Geschlechtsaspekt, den Per-

sönlichkeitsbildungs- oder Identi-

tätsaspekt, den Kommunikationsas-

pekt und den Lustaspekt. Sexual-

kundeunterricht, wie er in der Schu-

le statt fi ndet, befasst sich nur mit ei-

nem Bruchteil des Sexuallebens 

der Schülerinnen und Schüler. 

2.4  Anti-Ra 

Die LandesschülerInnenvertretung 

RLP befi ndet, dass der Rassismus 

und Rechtsextremismus in Deutsch-

land als ernsthaftes Problem er-

kannt und öff entlich diskutiert 

werden muss.

2.5  Religionsunterricht

Die LandesschülerInnenvertre-

tung Rheinland-Pfalz fordert die 

Abschaff ung des Religionsunter-

richts an allen staatlichen Schulen. 

Zur Auseinandersetz ung mit reli-

giösen, politischen und sonstigen 

Weltanschauen und der allgemei-

nen Lebensgestaltung in der Schu-

le wird ein Fach geschaff en, dessen 

Inhalte von den SchülerIn-

nen selbst bestimmt werden.

2.6  Wahlalter 

Die LSV RLP soll sich dafür einsetz en, 

das Wahlalter abzuschaff en. Wahlal-

tersenkungen sind dabei ein Schritt  in 

die richtige Richtung. Darüber hinaus 

soll ab der 5. Klasse in der Schu-

le über das Wahlsystem und die Par-

teien informiert werden, um eine ge-

wisse Kompetenz unter den Wähle-

rInnen zu fördern. Zudem soll im Un-

terricht Platz  für politische Diskussi-

onen gegeben sein. Dazu sollen sich 

Lehrkräfte auch Zeit nehmen dürfen.

2.7  Schulautonomie / 

Schulsponsoring

Die LSV Rheinland-Pfalz stimmt 

nur dann dem Konzept einer au-

tonomen Schule zu, wenn die de-

mokratischen Partizipationsrech-

te von Schülerinnen und Schülern in 

allen Fragen gegeben sind.

3.  Politisches Mandat

Die LSV RLP fordert die freie Mei-

nungsäußerung für alle Schüle-

rInnen- und StudentInnenvertre-

tungen und das damit verbunde-

ne allgemeinpolitische Mandat.

4.  GesamtschülerInnenvertretung

Die LandesschülerInnenvertretung 

ist die Vertretung aller SchülerIn-

nen und Schüler aus Rheinland-Pfalz. 

Es besteht also die Möglichkeit, sich 

koordiniert und kollektiv zu politi-

schen Themen zu äußern. Diese Tat-

sache kongruiert mit dem grundsätz -

lichen Demokratieverständnis, auf 

welches sich die LSV seit ihrer Exis-

tenz beruft. Gerade in der LSV soll-

te nun darauf geachtet werden, dass 

von diesen Möglichkeiten Gebrauch 

gemacht wird und diese nicht auf-

grund von Trägheit und/oder Igno-

ranz zu kurz kommen. Die Demo-

kratie ist keine Frage der Zweckmä-

ßigkeit, sondern der Sitt lichkeit, die 

uns auch sonst so viele Forderungen 

hat stellen lassen. „Die Demokratie ... 

muss dem Schwächsten die gleichen 

Chancen zusichern wie dem Stärks-

ten“ (Mahatma Gandhi), und sie be-

deutet doch auch, dass wir alle fürei-

nander verantwortlich sind, wenn wir 

nach demokratischen Prinzipien un-

ser Leben und unser Umfeld gestalten 

wollen. Es ist nicht zu vergessen, dass 
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30. LSK

MSS

Die LSV RLP ersieht diese Reform 

der Oberstufe nach den bisherigen 

Eindrücken als gescheitert und we-

nig sinnvoll an und lehnt sie des-

halb ab. Grundsätz lich sind wir 

für eine Diskussion über Refor-

men der Oberstufe jedoch bereit, so-

lange die Interessen der SchülerIn-

nen maßgeblich in die Entschei-

dungsfi ndung einbezogen werden. 

Gesamtschule

Jedem/r SchülerIn muss die Möglich-

keit geboten werden, eine Ganztags-

schule zu besuchen, da dies der ge-

sellschaftlichen Ungleichstellung Al-

leinerziehender entgegenwirkt und 

Frauen und/ oder Männern Entschei-

dungen für Familie und Beruf erleich-

tert. Ganztagsschulen sollen ein frei-

williges Angebot für SchülerInnen 

sein und dürfen nicht als Verwahr-

anstalt fungieren, sondern sie sol-

len sich außerschulischen Organisati-

onen öff nen und Unterrichtskonzep-

te unterstütz en, die von dem starren 

45- Minuten- Takt abweichen und Pro-

jekt bezogenes Lernen fördern. Bil-

dung ist Selbstz weck und es muss 

verhindert werden, dass die Wirt-

schaft mehr Einfl uss auf Bildungsin-

halte und -konzepte erhält. Die Ein-

führung von Ganztagsschulen darf 

nicht einhergehen mit der Erhöhung 

der Stundentafel. SchülerInnen müs-

sen bei der Ausgestaltung des Un-

terrichtskonzeptes mitentscheiden.

unser politisches Gewicht eine gro-

ße Rolle spielt, weil die stark gestie-

gene Anzahl der von uns vertretenen 

Schülerinnen und Schülern eine nicht 

einfach zu ignorierende Interessens-

gruppe ist, daher ist es eine Selbstver-

ständlichkeit, dass die LSV sich da-

für einsetz t, dass Schülerinnen und 

Schülern aller Schultypen zu einer 

politischen Stimme verholfen wird.

5. Hochschule

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert:

- Freien Hochschulzugang für 

alle! Für ein durchlässiges und so-

lidarisches Bildungssystem!

- Die Abschaff ung der Re-

gelstudienzeiten und der 

Zwangsexmatrikulation!

- Die ausreichende Finanzie-

rung staatlicher Hochschu-

len durch öff entliche Gelder!

- Ein umfassendes bundeswei-

tes Verbot aller off enen und ver-

steckten Studiengebühren!

- Eine ausreichende, elternun-

abhängige Studienfi nanzierung 

durch soziale Grundsicherung!

6. Umweltschutz 

Der Klimawandel und die drohen-

de Energiekrise gehören zu den be-

stimmenden Zukunftsfragen unserer 

Generation. Nicht nur die Artenviel-

falt und die Umwelt sind von den Kli-

maveränderungen betroff en - der Kli-

mawandel wird Auswirkungen auf

internationale Konfl ikte, weltwei-

te Migrationsbewegungen und die 

soziale Situation der Menschen ha-

ben. Die LSV Rheinland-Pfalz setz t 

sich für eine ökologische, nachhalti-

ge Gesellschaft ein. Für die LSV ist 

eine sinnvolle Klimapolitik nur ba-

sierend auf einer demokratisierten

Bildungspolitik umzusetz en. Nur 

wenn junge Menschen von Anfang an 

Verantwortung für ihre Umwelt über-

nehmen, werden sie auch in ihrem 

späteren Leben Verantwortung zei-

gen und an der Gestaltung einer öko-

logischen, nachhaltigen und sozialen

Gesellschaft mitwirken. Der Schu-

le als wichtigster Sozialisationsin-

stanz unserer Gesellschaft kommt 

die besondere Aufgabe zu, dass sie 

die Rahmenbedingungen vorgibt,

in denen sich SchülerInnen zu kriti-

schen und mündigen Menschen ent-

wickeln können. Über die Schu-

le kann eine Sensibilsierung für die 

wichtigen Zukunftsfragen erfolgen.

Die LSV Rheinland-Pfalz will da-

her auch eine stärkere Umweltbil-

dung in der Schule etablieren. Dies 

kann einerseits über die Einführung 

eines Fachs Umweltwissenschaften 

an allen weiterführenden Schulen in 

Rheinland-Pfalz geschehen, ande-

rerseits über die Förderung von Um-

welt-AGen an den Schulen. Ein lan-

desweiter Umweltfonds soll gegrün-

det werden, der umweltpolitische Pro-

jeke von Schüler Innen an ihren Schu-

len unterstütz t. Schulen müssen sich 

zudem zu lokalen Bildungslandschaf-

ten weiterentwickeln und einen Vor-

bildcharakter gegenüber der Gesell-

schaft aufweisen. Die Schulen könn-

ten daher auch direkt an einer ökolo-

gischen Energiewende mitwirken. 

Die LSV fordert, dass sämtliche Schu-

len zu 100% auf erneuerbare Energi-

en umgestellt werden. Wenn Schu-

len in Deutschland neu gebaut wer-

den, müssen sie bestimmten energie-

politisch en Standards entsprechen.

Die LSV Rheinland-Pfalz lehnt darü-

berhinaus jegliche Konzepte für eine 

Umweltpolitik ab, die sich an rassis-

tischen Werten orientieren. Wir wol-

len der Instrumentalisierung der 

Umweltpolitik durch die politische 

Rechte entgegenwirken. Für uns be-

deutet Umweltschutz  nicht Heimat-

schutz . Die LSV vertritt  ein ökologi-

sches Profi l, das sich an der Emanzi-

pation des einzelnen Menschen orien-

tiert. Ökologische Probleme sind nur 

unter Einschluss der gesamten Ge-

sellschaft möglich und nicht durch 

den Ausschluss von Minderheiten.

LSK-Beschlüsse
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Rückmeldung

Allen rheinland-pfälzischen Schü-

lerInnen soll die Möglichkeit gege-

ben werden, die Unterrichtsmetho-

dik ihrer LehrerInnen mitt els anony-

mer Fragebögen kritisieren/befürwor-

ten zu können. Dabei ist der Fragebo-

gen in zwei Teile gegliedert: Der ers-

te besteht lediglich aus einem ano-

nymen Ankreuz-Feedback. Im zwei-

ten Teil bekommen die SchülerInnen 

die Möglichkeit ein schriftliches Feed-

back abzugeben. Dieses wird dann 

von einem SchülerInnen-Gremium 

anonymisiert und weitergegeben. 

Ombudsfrau/mann

Die LSV RLP setz t sich beim Minis-

terium für die Einstellung einer Om-

budsfrau/eines Ombududsmannes 

ein, die/der von da an als Ansprech-

partnerIn bei Schulproblemen für 

alle rheinland-pfälzischen Schüle-

rInnen jederzeit erreichbar ist. Die 

LSV entscheidet mit über die Per-

son, die diesen Posten besetz en soll. 

Diese Person würde die damit anfal-

lende Arbeit unentgeltlich ausführen. 

Schulbücher

Die LSV fordert das Ministeri-

um auf die Kosten für Schulbü-

cher zu tragen, ohne die Aktuali-

tät und die Freiheit der Buchaus-

wahl einzuschränken. Diese Mit-

tel dürfen nicht vom Schuletat abge-

zogen werden. Die Oberstufe ist von 

dieser Regelung ausgeschlossen.

VertrauenslehrerInnen

Die LSV macht sich dafür stark, dass 

die SVen in Zukunft stärker durch die 

VertrauenslehrerInnen unterstütz t 

werden. Auch Schulleitungen sollen 

angehalten werden, sich stärker da-

für einzusetz en, dass sich SchülerIn-

nen politisch engagieren, SV-Teams 

bilden und ihre Ämter (z.B. das Amt 

der/s LSK-Delegierten) wahrnehmen.

34. LSK

Drogenpolitik

Die LSV setz t sich für die Lega-

lisierung von Cannabis ein. 

Zusammenarbeit

Die LSV unterstütz t fol-

gende Kampagnen:

– Demokratie und Coura-

ge (Hauptt räger DGB Jugend)

– Bündnis LSV,LEB,GEW 

– Jetz t reicht ś (Träger GEW)

– SAU (Träger Naturschutz jugend) 

SV-Rechte

Die SVen auf Schulebene müs-

sen mehr Mitbestimmungsrech-

te erhalten. Dies kann beispielswei-

se durch eine Gleichsetz ung der SV-

Rechte mit den Mitbestimmungs-

rechten der Elternvertretung (vgl. 

SchulG RLP §35 (4)) geschehen. 

Lehrprobe

Alle SchülerInnen müssen Einfl uss 

auf Lehrprobenbewertung neh-

men dürfen, indem es ihnen mög-

lich ist der Besprechung beizuwoh-

nen, um hier ihre Meinung zu der 

gehaltenen Stunde zu äußern. 

Zentralabitur

Es soll kein Zentralabi-

tur eingeführt werden. 

Lehrplan/Sozialkunde

An allen Schulen in RLP soll 

der Sozialkundeunterricht frü-

her eingeführt werden. 
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Lehrplan/Drogen

Es soll eine Fächer übergreifen-

de, nachhaltige, objektive Drogen-

aufk lärung eingeführt werden. Ab 

der ersten Klasse soll über lega-

le Drogen aufgeklärt werden, ab 

der 5. Klasse über illegale Drogen. 

LehrerInnenfort- und Ausbildung

Wir sprechen uns gegen ein Bache-

lor of Education aus. Weiterhin sollten 

alle LehrerInnen, egal welcher Schul-

art, die selben Möglichkeiten auf Ge-

haltserhöhungen haben. Außerdem 

soll auf die praktische Seite mehr Wer-

te gelegt werden und die StudentIn-

nen so früh wie möglich und so oft 

wie möglich Schulpraktika machen. 

Bei der Fortbildung soll auf jährli-

che Besuche wert gelegt werden. Wei-

terhin soll sich die Fortbildung in je-

dem Fach mehr mit alternativen, 

selbstbestimmten und individuellen 

Lehrmethoden auseinandersetz en. 

Gewalt

Die LSV RLP setz t sich für Gewalt-

präventionen und Gewaltpräventi-

ve Projekte ein und unterstütz t sie, 

wenn möglich. Hauptsächlich sollte 

es um primäre Präventionen gehen. 

Umwelt

Das Ministerium soll sich wieder ver-

stärkt für die ausschließliche  Um-

welterziehung an Schulen einsetz ten. 

Umwelt AGs sollen gefördert, Um-

weltpapier stärker benutz t, Müll soll 

mehr vermieden, Umwelt und Natur 

soll in §1 des Schulgesetz tes und in 

die Lehrpläne aufgenommen werden. 

Qualitätsmanagement

Eine Qualitätsverbesserung von Schu-

len soll durch folgende Punkte er-

reicht werden:

– die kritische Deutung empirischer 

Schulleistungsvergleiche

– die pädagogische Gestaltung von 

SchülerInnenleistungsvergleiche

– die Verhinderung von 

standardisierten Prüfungen

– die qualitative Verbesserung der 

Lernnote

– die Investierung in 

Unterrichtspersonal

– die Garantierung von Lehr/

Lernmitt elfreiheit

– die materielle Absicherung der 

Lernenden

– die Finanzierung von Bildung durch 

gesellschaftliche Umverteilung

– die Institutionalisierung der Mitbe-

stimmung von SchülerInnen

– die Unterstütz ung von freien 

Beteiligungsformen 

– die Stärkung von 

SchülerInnenvertretungen

– die off ene Gestaltung von Schulen

– die Schaff ung von autonomen 

Schulen 

– die Bewahrung von staatlicher 

Verantwortung

– die Erneuerung der 

Unterrichtsformen

– die Aufh ebung von Fächergrenzen

– die verstärkte Medienerziehung 

– Begleitung SchülerInnen, nicht 

durch Beurteilung

– Die Einführung eines 

Lehrerfeedbacks

– Förderungen statt  Forderungen und 

durch Integration statt  Selektion 

– die Umgestaltung des Schulsystems

– die Senkung von Pfl ichtstunden

– Förderung selbstbestimmten und 

selbstverantwortlichen Handelns

Bewertungssysteme 1

Zu jedem Zeugnis muss eine ver-

bale Beurteilung gereicht werden. 

Bewertungssysteme 2

Leistungsvergleiche auf je-

der Ebene werden abgelehnt.

Sponsoring

Auf Landesebene soll ein Geldtopf 

eingerichtet werden, in den Firmen 

einzahlen können und die Landes-

regierung das Geld verteilt mit Zu-

stimmung der LSV. Die Gelder kön-

nen von jeder Einzelperson aber 

auch Vereinigungen, Organisatio-

nen, Firmen und ähnlichen in einen 

Topf einbezahlt werden. Auch Sach-

spenden werden angenommen.

Die LSV, sowie die SVen an den Schu-

len müssen mit gleichberechtigter 

Anzahl der Stimmen in den Gremi-

en vertreten sein, die über die Ver-

teilung des Gelds bestimmen.

§ 1 c SchuG

Die Schulgesetz -Änderung §1c, nach 

der ehemalige Erziehungsberechtigte 

volljähriger SchülerInnen auch ohne 

deren Zustimmung informiert werden 

sollen, wird grundlegend abgelehnt.

SchulpsychologInnen

Es soll pro 5 Schulen einE 

SchulpsychologIn auf Voll-

zeit eingestellt werden. 

SV-Aufb au

Die Basis-SVen werden in ihrer Ar-

beit unterstütz t. Dies kann bei-

spielsweise durch eine Neuaufl a-

ge des SV-Handbuchs, durch eine 

Hilfe beim Vorgehen bei wichti-

gen Entscheidungsprozessen (z.B. 

beim Qualitätsmanagement), durch 

Anregung/ Tipps etc. erfolgen.
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Bundes-SV

Die LSV Rheinland-Pfalz bemüht 

sich eine bundesweite SV Struk-

tur entstehen zu lassen. Diese muss 

unserem Demokratieverständ-

nis entsprechen. Dies zu entschei-

den liegt bei den exekutiven Gremi-

en (LaVo, LäRa, BDK- Delegation). 

Schuluniform

Die LSV ist gegen jedwede Einrich-

tung von Schuluniformen oder das 

Verbot bestimmter Kleidungsstücke. 

Schulzeitverkürzung

Die LSV setz t sich für ein 

13jähriges Abitur ein. 

Sportunterricht

In jeder Stufe sollen mehrere unter-

schiedliche Sportkurse zur Wahl ge-

stellt werden, die  genauso verpfl ich-

tend oder nicht verpfl ichtend sind 

wie alle anderen Fächer. Diese Kur-

se sollten gemischt (w/m) sein. Außer-

dem sollen zusätz lich weitere Sport-

AGen angeboten werden. Der Sport-

unterricht soll unter anderem auf-

grund des Einsatz es der/des Schüle-

rIn und des sozialen Verhaltens be-

wertet werden (wenn bewertet wird).

36. LSK

Facharbeit 1

Der LaVo der LSV/GG soll sich da-

für einsetz ten, dass die Regelung 

zur Facharbeit geändert wird, hin 

zu einer rein freiwilligen Rege-

lung, die für alle möglich ist, aber 

ohne Nachteile bei Nichtnutz ung.

informationelle Selbst bestimmung

Die LSV wehrt sich gegen und un-

terstütz t Aktionen gegen Einschrän-

kungen der Bewegungsfreiheit und 

des Rechts auf informationelle Selbst-

bestimmung, z.B. durch Kameras 

und Zäune auf dem Schulgelände. 

nationale Bildungs standarts

Der LaVo soll sich mit den be-

reits existierenden nationalen Bil-

dungsstandards auseinanderset-

zen und eigene, möglichst sinn-

vollere und soft skills beschreiben-

de, Bildungsstandards erstellen. 

Libli/Herausgeberin

Die Redaktion der beiden SchülerIn-

nenzeitungen (RLP & Hessen) sollen 

künftig zusammenarbeiten können. 

Libli/Amtszeit

Die Amtszeit der von der LSK ge-

wählten Lichtblick-Redakteure wird 

von einem Jahr auf zwei Jahre ver-

längert. Es wird jedoch auf jeder 1. 

LSK im Schuljahr die Möglichkeit ge-

ben, dass sich Interessierte als zu-

sätz liche Redakteure zur Wahl stel-

len. Bei Problemen inner- oder außer-

halb der Redaktion ist es möglich sich 

zur nächsten LSK abwählen zu las-

sen, falls jemand anders sich bereit er-

klärt diesen Posten zu übernehmen. 

Agenda 2010

Die LSV lehnt die Agenda 2010 und 

vergleichbare oder darüber hinaus-

gehende Konzepte der Opposition ab 

und engagiert sich in und mobilisiert 

nicht nur zu entsprechenden Gegen-

aktionen, sondern entwickelt in einem 

Arbeitskreis oder wie auch immer ein 

Alternativkonzept zum Umbau des 

Sozialstaates, das auch realistisch ist. 

EU-Osterweiterung und 

EU-Verfassung

Die LSV begrüßt die EU-Osterwei-

terung und Aktionen, die der Integ-

ration und der Förderung eines ge-

meinschaftlichen Gefühls dienen. 

Die weitere Entwicklung soll kritisch 

verfolgt werden und dabei beson-

ders darauf geachtet werden, dass: 

a) sozialpolitische Unterschie-

de, sowie Unterschiede in Rechts-

grundlagen abgebaut werden.

b) Man alle Bürger aufk lärt und 

die EU basisdemokratischer wird

c) Die Friedensgemeinschaft EU 

keinen Großmächtekampf provo-

ziert oder es in der EU bald we-

niger, statt  mehr (etwa durch 

den zusätz lichen Einsatz  in ei-

ner EU- Streitmacht) Militär gibt.

d) Die Vernetz ung innerhalb des 

Obessu-Rates zu verbessern

EU-Verfassung

Die LSV lehnt die EU-Verfas-

sung in ihrer jetz igen Form ab 

und ruft zu Gegenaktionen auf.
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37. LSK

Ganztagsschule

Die LSV setz t sich für die Einführung 

der verpfl ichtenden Ganztagsschu-

le nach der Vorstellung der LSV ein.  

Lehrstunden

Die LehrerInnenstunden ei-

ner Schule sollen erhöht wer-

den, wenn dadurch neue Lehrkräf-

te eingestellt werden können. 

Rechtschreibung

Die neuen Rechtschreibregeln sol-

len anerkannt werden. Generell 

soll man sich bemühen mehr Mög-

lichkeiten gelten zu lassen, also 

Kann-Regeln einzuführen, statt  im-

mer mehr für falsch zu erklären. 

Facharbeit

Das MBFJ soll eine Broschüre zum 

Thema FA erstellen. Wir wirken dar-

aufh in, dass Lehrkräfte die SchülerIn-

nen rechtz eitig über neue Regelungen 

informieren. Dies kann z.B. über eine 

Rechtsverordnung geregelt werden. 

Mehr Lehrkräfte

Die Investitionen in Lehrkräfte soll er-

höht werden und durch eine öff ent-

liche Kampagne Druck auf das Bil-

dungsministeriums ausgeübt wer-

den, um mit Nachdruck auf die-

se Problematik aufmerksam zu ma-

chen. Dabei soll darauf geachtet wer-

den, dass keine unzureichend Ausge-

bildete, wie Bachelor oder PES-Pro-

jektlerInnen, eingestellt werden. 

38. LSK

Eltern in der Schule

Die LSV soll in der Öff entlichkeit for-

dern, dass der LEB sich als Vertre-

tung der Eltern und deren Meinung 

sieht und in keinem Fall als Vertre-

tung der SchülerInnen oder deren 

Meinung. Der LEB soll erst dann wie-

der von der LSV anerkannt werden, 

wenn sich das Selbstverständnis ge-

ändert hat. Der Kontakt zum LEB 

soll aber weiterhin erhalten bleiben. 

LehrerInnenevaluation

Der LaVo soll sich dafür einsetz en, 

dass in Rheinland-Pfalz eine Lehre-

rInnenevaluation prinzipiell einmal 

im Halbjahr durch SchülerInnen und 

das Kollegium durchgeführt wird. 

E-Mail Verteiler

Der LaVo soll darauf hinarbeiten, 

dass in jeder größeren Stadt oder zu-

mindest in jeder Stadt in welcher sich 

mehrere Schulen befi nden, E-Mail 

Verteiler entstehen, in welchen sich 

jegliche Mitglieder von SV-Vorstän-

den oder -Teams, sowie alle anders in 

der SV oder LSV Tätigen (RAK- und 

LSK-Delegierten) eintragen können, 

um einen besseren Informationsaus-

tausch zu ermöglichen und SV-Ar-

beit besser vernetz ten zu können.

Kultusministerkonferenz

Wir setz ten uns für die Ab-

schaff ung der KMK ein. 

Berufsverbot

Die LSV fordert die schnellst-

mögliche Einstellung des Heidel-

berger Lehrers Michael Csaszkó-

czy, dem aufgrund politischer Ar-

beit der Lehrberuf versagt wurde.
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LSV-Ehemaligenbeirat

Es wird ein LSV-Ehemaligenbei-

rat gegründet, in welchen ehema-

lige Landesvorstands- und Lan-

desausschuss, sowie Länderrats-

delegierten eintreten können.

Ein LSV-Ehemaligenbeirat soll 

folgende Ziele verfolgen:

1.Ein ExpertInnenpool von ehema-

ligen LSVlerInnen, welche den neu-

en LaVos mit ihren gesammelten Er-

fahrungen betreff end Methodik, Gel-

der-Akquise, Öff entlichkeitsarbeit und 

Basismobilisierung, helfen sollen.

2.Ein dauerhaftes Gremium 

soll entstehen, welche der star-

ken Fluktuation von Landesvor-

ständen durch eine kontinuierli-

che Einarbeitung entgegenwirkt.

3.Ehemalige LSVler, welche nach ihrer 

SchülerInnenzeit in Positionen ( z.B. 

Landtage, Stiftungen etc.) gekommen 

sind, sollen durch den Beirat weiter-

hin der LSV nahe stehen, sodass diese 

Einfl uss auf den politischen Diskurs 

im Sinne der LSV nehmen können. 

Gemeinschaftskunde

Die LSV setz t sich dafür ein, dass 

SchülerInnen in der gymnasia-

len Oberstufe zwei gemeinschafts-

kundliche Fächer als Leistungs-

kurse wählen können. Eine ge-

meinsame Benotung aller drei Fä-

cher in einer Note Gemeinschafts-

kunde wird abgelehnt. Die Fächer 

sollen separat benotet werden. 

Leistungskurskombination

In der gymnasialen Oberstufe 

soll es möglich sein ein künstleri-

sches und ein gemeinschaftskund-

liches Fach wählen zu können. 

LSV-Struktur

Die LSV fordert, dass es ab dem 

5. Schuljahr eine Unterrichtsrei-

he mit einer/m Sozialkundeleh-

rerIn oder der SV gibt, mit dem 

die Strukturen der SV/LSV/BSV/

OBESSU behandelt werden muss. 

Abitur

Die LSV fordert, dass sich je-

deR SchülerIn selbst aussu-

chen kann, welches Leistungs-

kursfach er/sie abstufen will. 

Kunst

Die LSV fordert, dass SchülerInnen 

in der gymnasialen Oberstufe kein 

künstlerisches Fach wählen müssen.

40. LSK

Strafen für SchulschwänzerInnen

Der Landesvorstand soll sich für indi-

viduelle Maßnahmen im Umgang mit 

SchulschwänzerInnen einsetz en. Maß-

nahmen wie elektronische Fußfesseln, 

Nachsitz en, etc. lehnen wir ab. Schu-

le soll Hilfen zur Lebensbewältigung 

speziell für sozial Benachteiligte parat 

haben und SchulschwänzerInnen soll 

von Jugend- bzw. (Schul-)Sozialarbei-

terInnen Beratung angeboten werden. 

Bionahrung

Die LSV RLP soll sich für Bionahrung 

sowie vegetarische und vegane Alter-

nativen an allen Schulen einsetz en. 

Zusammenarbeit

Die LandesschülerInnenvertretung 

RLP tritt  der verbandsübergreifen-

den „Initiative länger gemeinsam ler-

nen“ bei und engagiert sich in die-

ser Form von Mitgestaltung von Pro-

jekten und Veröff entlichungen. Des 

Weiteren besucht der LaVo die Tref-

fen und Arbeitssitz ungen der In-

itiative. Er wird mit der Abwick-

lung des Beitritt es beauftragt. 

Die LSV RLP geht mit dem Beitritt  kei-

ne fi nanziellen Verpfl ichtungen ein. 

Software

Die LSV fordert, dass die Entwick-

lung und Anwendung freier Software 

an Schulen ausdrücklich unterstütz t 

wird. Als Zeichen hierfür soll die 

LSV-eigene IT innerhalb von 2 Jahren 

auf freie Software umgerüstet werden. 
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Schulbeginn

Der LaVo soll sich dafür einsetz en, 

dass mit der von der LSV RLP ge-

forderten Schulreform hin zu selbst-

bestimmten Lernen auch ein fl exib-

ler Schulbeginn entsteht. Hierdurch 

sollen die SchülerInnen die Mög-

lichkeit bekommen, die Unterrichts-

zeiten selbst festlegen zu können. 

LehrerInnenbewertung 

Die LSV soll sich für eine anony-

me Bewertung ihrer Lehrkörper ein-

setz en. Diese soll in etwa so ablau-

fen, dass die SchülerInnen halbjähr-

lich oder auf Antrag durch die Klas-

sensprecherInnen einen Bewertungs-

bogen z.B. mit der Aspektsetz ung 

auf Unterrichtsgestaltung, Lernef-

fekt, etc. ausfüllen. Dieser soll von 

der jeweiligen SV ausgewertet und 

- besonders bei negativen Ergebnis-

sen - mit dem/der LehrerIn bespro-

chen werden. Bleiben Probleme je-

doch dauerhaft und klassenübergrei-

fend bestehen, sollte es die Möglich-

keit geben, den/die Lehrer/in zu ei-

ner Fortbildung zu verpfl ichten.

Hausaufgaben

Der Landesvorstand der LSV/GG soll 

sich dafür einsetz en, dass im „Haus-

aufgabenparagraph“ §46 SchuO eine 

Defi nition von Hausaufgaben erfolgt 

und zwischen unterrichtsvorberei-

tenden Hausaufgaben und Übungs-

Hausaufgaben unterscheidet. Übungs-

Hausaufgaben sollen nicht zur Leis-

tungsfeststellung und Leistungsbeur-

teilung herangezogen werden dürfen 

(§45 SchuO, Abs. 2). Sanktionen wer-

den nicht in Form von Noten gege-

ben, sondern mit pädagogischen Maß-

nahmen, deren Höchstmaß im Ein-

vernehmen mit dem Klassenrat fest-

gelegt ist. Übungsaufgaben sollen 

prinzipiell freiwillig sein, aber vor-

her als solche angekündigt werden.

41. LSK

Keine Rauchverbote

Die LandesschülerInnenvertretung 

Rheinland-Pfalz lehnt ein generelles 

Rauchverbot an Schulen ab. Der Nicht-

raucherschutz  soll aber, beispiels-

weise durch Einrichtung von spezi-

fi schen Raucherarealen gewährleis-

tet werden. Damit verbunden soll 

Suchtprävention erweitert werden 

und Nikotin thematisiert werden. 

Keine Bestätigung für LSV-Tä-

tigkeiten ohne Entlastung

Das Ministerium soll darauf hinge-

wiesen werden, neben dem Glück-

wunschschreiben zu Beginn des 

Schuljahres auch wieder regelmä-

ßig ein Bestätigungsschreiben am 

Ende des Schuljahres zu verschi-

cken. Dieses jedoch erst nach der 

LSK, an der die Entlastung statt -

fi ndet. Sodass nur entlastete Perso-

nen eine Bescheinigung erhalten.

BSK-Beitritt 

Die LSV RLP strebt einen Beitritt  in 

die BundesschülerInnenkonferenz an.

Schnelle Entscheidungen

Der LaVo kann wichtige tagespoli-

tische Dinge über das Arbeitspro-

gramm stellen. Die Wichtigkeit ei-

nes Themas soll im LaVo und im 

LA abgestimmt werden und bei-

de müssen zustimmen. Wobei die-

se Freiheit nur dem LaVo erteilt wer-

den kann, wenn die Zeit nicht reicht 

über den Antrag im LA abzustim-

men. Der/die PressereferentIn soll 

die Freiheit bekommen, Abstimmun-

gen auf 24 Stunden anzusetz en. 

Kulturunterricht

Die LSV RLP setz t sich für einen sg. 

„Kulturunterricht“ anstatt  des Reli-

gions- bzw. Ethikunterrichts bis ein-

schließlich der 8. Klassenstufe ein. 

In diesem Unterrichtsfach sollen reli-

giöse und kulturelle Fragen erarbei-

tet und geklärt werden. Es muss da-

rauf geachtet werden, dass alle Re-

ligionen gleich behandelt werden. 

Hierzu kommen auch Tagesaktuel-

le Kulturereignisse und ihre Grün-

de. Ab der 9. Klassenstufe soll es den 

SchülerInnen frei stehen, auch ei-

nen „normalen“ Religionsunter-

richt zu besuchen, Kulturunterricht 

soll aber weiter erhalten bleiben.
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Schulzeit

Die LSV spricht sich weiterhin gegen 

ein Abitur nach 12 Jahren aus, wie 

es in dem Modell der G8-GT-Schu-

len der Fall ist. Die LSV bleibt über-

zeugte Gegnerin der Schulzeitverkür-

zung jeder Art. Trotz dem soll sich die 

LSV darum bemühen bei der Ausge-

staltung des Modells größtmögliche 

Mitspracherechte zu erhalten. Dazu 

soll ein LAK gegründet werden. 

Schülerdatei

Die LSV/GG positioniert sich gegen 

die von der KMK geplante Ansamm-

lung von persönlichen Daten in einer 

sogenannten „Schülerdatei“. Bei end-

gültigem Beschluss der KMK sollen 

vom Landesvorstand Gegenaktionen 

geplant und Bündnisse mit befreun-

deten Verbänden geschlossen werden. 

MNS+ („Modulares Netz werk für 

Schulen“) des LMZ (Landesmedien-

zentrale) in Kombination mit VNC 

(Virtual Network Computing)

Die LSV möge sich näher mit der 

Schülerüberwachung durch MNS+ 

beschäftigen, überprüfen, ob es sich 

um einen Verstoß gegen das Schul-

gesetz  oder Landesdatenschutz ge-

setz  handelt und ggf. rechtliche Schrit-

te ergreifen oder darauf hinwirken, 

dass die (Privat)Nutz ung der Schul-

netz werke eindeutig geregelt wird. 

Bildung eines LAKs Demokratie

Es soll ein LAK Demokra-

tie gegründet werden. 

Bildung eines LAKs GLSV

Es soll ein Landesarbeitskreis ge-

gründet werden, der die gleich-

mäßige Vertretung aller Schul-

typen der GLSV erarbeitet. 

Bildung eines LAKs Integration

Der LaVo soll sich mit dem Thema In-

tegration von MigrantInnen beschäf-

tigen. Dazu soll ein LAK Integration 

gebildet werden. Dieser soll sich un-

ter anderem folgendem Thema wid-

men: Es soll ein Konzept erarbei-

tet werden, welches eine Alternati-

ve zum Einbürgerungstest darstellt, 

z.B. durch die Einführung von kos-

tenlosen, verpfl ichtenden Deutsch-

kursen für MigrantInnen. Ein beson-

derer Schwerpunkt der Arbeit soll 

auf der Frühförderung von Kindern 

durch verpfl ichtende und vor allem 

kostenlose KiTa-Angebote liegen. 

Studiumsvorbereitung

Die LandesschülerInnenvertretung 

soll sich für eine bessere Vorbereitung 

in den rheinlandpfälzischen Gymnasi-

en und Gesamtschulen auf das Studi-

um einsetz en. Diese soll in Form von 

breitgefächerten Infoveranstaltungen 

an den Schulen sowie schülerInnen-

gerecht an Universitäten erfolgen. Au-

ßerdem sollen Lehrerinnen und Leh-

rer ihre Zeit für persönliche beraten-

de Gespräche mit den Schülerinnen 

und Schülern zur Verfügung stellen.

Unterrichtsausfall

Die LSV RLP spricht sich auch wei-

terhin gegen den ständigen Unter-

richtsausfall aus. Die LSV fordert 

vom MBWJK ein angemessenes Pro-

gramm, das dem entgegen wirkt. 

Das Projekt erweiterte Selbststän-

digkeit (PES), bis es eine bessere Me-

thode gibt Unterrichtsausfall zu ver-

hindern, soll von der LSV unter-

stütz t werden. Die Unterstütz ung 

dieser Übergangslösung soll spätes-

tens zum Schuljahr 2011/2012 aus-

laufen, wenn nicht ein vorher veröf-

fentlichtes Konzept des Ministeriums 

von der LSV Unterstütz ung fi ndet. 

43. LSK

Wahlpfl ichtfächer

Der LaVo möge sich dafür einsetz ten, 

dass jede Schule in der 9. Klasse zwei 

Fremdsprachen und drei andere Fä-

cher als Wahlpfl ichtfächer anbietet.

Werbung an Schulen

Der LaVo soll darauf hinwirken, 

dass werbende Organisationen, z.B. 

religiöse Verbände, die ihre Ide-

en und Grundsätz e auf dem Schul-

gelände weitergeben möchten, vor-

her vom Schulausschuss die Er-

laubnis erhalten müssen.

43.2 LSK

Eine neue Satz ung für die LSV!
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Von der Unterrichtsvollzugsan-

stalt zum Haus des Lernens

Damit Schule ein Ort ist, an dem Ler-

nen Freude macht, müssen einige Vo-

raussetz ungen erfüllt sein: Das so-

ziale Miteinander in der Schule Da-

mit sich alle am Schulleben Beteilig-

ten wohl fühlen, muss ein Klima des 

respektvollen und solidarischen Mit-

einanders herrschen. Niemand darf 

beschämt oder bloßgestellt werden.

Hierzu ist eine off ene, positive Feed-

back-Kultur vonnöten. Nur so kann 

Kritik konstruktiv sein und zu Ver-

besserungen führen, sowohl im zwi-

schenmenschlichen Bereich, als auch 

im Bereich des Lernens. Um dieses 

Ziel zu erreichen, müssen sich alle an 

der Schule beteiligten Personen, un-

abhängig von Alter, Geschlecht, ih-

rer Rolle in der Schule, ihrem Bil-

dungsstand usw., gleichberechtigt 

begegnen können. Die Meinung ei-

nes Lehrers/einer Lehrerin darf nicht 

mehr wert sein als die einer Schüle-

rin/eines Schülers oder die eines/einer 

Schulangestellten. Die Ziff ernnoten 

als Bewertungssystem sind kein Mit-

tel einer solchen Feedback-Kultur. 

Sie schaff en vielmehr ein Schulkli-

ma, das von Konkurrenzdenken zwi-

schen den Schülerinnen und Schü-

lern und Leistungsdruck geprägt ist. 

Der Lehrer/die Lehrerin muss der Rol-

le des/der Beurteilenden gerecht wer-

den und wird von Seiten der Schüle-

rInnen nicht mehr als Lernbegleite-

rIn und HelfendeR wahrgenommen. 

Die Rolle des Lehrers/der Lehrerin

Es ist für einen einzelnen Menschen 

unmöglich, alles zu wissen. Dies 

gilt auch für Lehrerinnen und Leh-

rer. Deswegen muss das weit ver-

breitete Rollenbild der Lehrperson 

in Frage gestellt werden. Er/sie sollte 

den  Schülerinnen und Schülern viel-

mehr die Methodenkompetenz ver-

mitt eln, die notwendig ist, damit die 

Lernenden sich das fachspezifi sche 

Wissen selbstständig aneignen kön-

nen. Während des Lernprozesses

ist es Aufgabe des Lehrers/der Leh-

rerin, die Entwicklung der einzel-

nen SchülerInnen unterstütz end 

zu begleiten. Hierzu ist regelmäßi-

ges, konstruktives Feedback unum-

gänglich. Damit Schülerinnen und 

Schüler fachspezifi sches Wissen ver-

tiefen können, sollte die Möglich-

keit bestehen, dass ExpertInnen in 

die Schule geholt werden. Generell 

muss Schule für andere Bildungs-

einrichtungen geöff net werden. 

Regeln in der Schule

Aufgestellte Regeln, die einer Schule 

ermöglichen sollen, dass das Mitein-

ander der vielen Beteiligten gut funk-

tioniert, sollten prinzipiell von allen 

Interessengruppen gemeinsam, idea-

lerweise im Konsens, festgelegt wer-

den. Dabei ist darauf zu achten, dass 

generell möglichst wenige feste Re-

geln bestehen, sondern üblicherwei-

se situationsbedingt über Verhaltens-

grundsätz e gemeinsam entschieden 

wird. Nur so ist es möglich, dass Schü-

lerInnen lernen, Regeln zu hinterfra-

gen und nicht einfach unrefl ektiert zu 

befolgen. Grundsätz lich sollten jedoch 

nur so viele Regeln aufgestellt wer-

den, wie unbedingt nötig. SchülerIn-

nen sollen lernen, sich auch ohne Re-

geln so zu verhalten, dass sie die Frei-

heit anderer Menschen nicht mehr 

als unbedingt nötig einschränken. 

Die Abwesenheit von Zwän-

gen aller Art

Damit Lernen erfolgreich ist, sollte es 

nicht aus Zwang, sondern aus Neu-

gier erfolgen. Deswegen ist es wichtig, 

möglichst alle Zwänge in der Schu-

le abzubauen. Zwänge erhöhen den 

Druck auf die SchülerInnen, sodass 

die Lernatmosphäre zu leiden hat. Um 

Zwänge abzubauen, eignet sich ein of-

fenes Raumkonzept, in dem sich die 

SchülerInnen selbst ihre Lernorte ge-

stalten können, beispielsweise mit 

Stellwänden und Vorhängen. Dabei ist 

darauf zu achten, dass prinzipiell al-

len jeder Raum zu jeder Zeit zugäng-

lich ist. Wenn einE SchülerIn es bei-

spielsweise für richtig hält, den Ort, 

an dem er/sie gerade lernt zu verlas-

sen, muss das möglich sein und ak-

zeptiert werden. Darüber hinaus ist 

es wichtig, den Stundenplan erheb-

lich zu verändern. Es muss den Schü-

lerInnen ermöglicht werden, nach ih-

rem eigenen Rhythmus zu lernen und 

nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt 

eine bestimmte Leistung zu erbrin-

gen. Ein persönlicher Stundenplan 

sollte also in Abstimmung mit dem/

der SchülerIn erstellt werdenund sich 

nach dessen Biorhythmus und Vorlie-

ben/ Interessen richten. Außerdem ist 

es an der Zeit, den 45-Minuten- Takt 

zu überdenken und ein neues, off ene-

res Zeitkonzept zu entwickeln. Nur 

so kann sich jedeR SchülerIn genau 

so viel Zeit nehmen, wie er/sie benö-

tigt, um etwas Bestimmtes zu lernen. 

Nur so wird auf die Heterogenität 

der SchülerInnenschaft eingegangen.

Um die Umsetz ung der in dem An-

trag festgehaltenen Vorschläge zu ge-

währleisten, soll sich an den Schulen 

in Rheinland-Pfalz eine Steuergruppe 

bilden, über deren Zusammensetz ung 
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die Schule selbst entscheidet, aber sich 

aus SchülerInnen und LehrerInnen 

zusammensetz t. Diese soll sich mit 

der Schulentwicklung gemäß den Vor-

schlägen dieses Antrags beschäftigen.

Schule demokratisieren

„Niemand wird als Demokrat geboren 

und die Sicherung der Demokratie er-

gibt sich nicht einfach naturwüchsig. 

Sie muss personal verankert werden.“ 

Prof. Dr. Gerhard Himmelmann

Dieses Zitat verdeutlicht, dass De-

mokratie, bzw. Demokratiekompe-

tenz erlernt werden kann und er-

lernt werden muss, um eine demo-

kratische Gesellschaft auf ein siche-

res Fundament zu stellen. Im Um-

kehrschluss bedeutet dies, dass es De-

mokratie, ganz gleich ob als Lebens-, 

Gesellschafts- und Herrschaftsform 

schwer haben wird, so lange es kei-

nen Ort gibt, an die Fähigkeit, demo-

kratisch zu Handeln erlernt wird.

Demokratie braucht Bürgerinnen und 

Bürger, die eigenständig und kritisch 

denken und ihre Meinung zum Aus-

druck bringen, nur so kann Demo-

kratie stark und stabil sein. Um dies 

zu erreichen, muss Demokratie ge-

lernt, erlebt und gelebt werden.

Demokratische Strukturen und Hand-

lungsweisen erlernen, und somit auf 

ein Leben in der Demokratie vor-

zubereiten, ist an keinem anderen 

Ort in der Gesellschaft so fl ächende-

ckend möglich wie in der staatlichen 

Organisation Schule, einem pädago-

gisch geschütz ten Raum. Somit ist sie 

nicht nur der geeigneteste Raum, son-

dern es ist auch ihre unbedingte Auf-

gabe, Jugendliche zu mündigen Bür-

gerinnen und Bürgern zu erziehen.

Demokratie muss also in der Schu-

le vermitt elt werden. Folgen-

de Maßnahmen sollen dazu die-

nen, dass dies der Schule gelingt. 

Die Stundenzahl der gesellschaftswis-

senschaftlichen Fächer, insbesonde-

re Sozialkunde, muss erhöht werden. 

Sozialkunde muss ab der Klassenstu-

fe fünf unterrichtet werden. Demokra-

tie als Herrschafts- Gesell-

schafts- und Lebensform muss in-

tensiv behandelt werden.

Hierfür müssen die Lehrpläne des 

Sozialkundeunterrichts überarbei-

tet bzw. für die unteren Klassen-

stufen neu konzipiert werden, wo-

bei das praktische Politik-lernen be-

sondere Beachtung fi nden soll. Auch 

die Strukturen, Verfahrenswei-

sen und Mitbestimmungsmöglich-

keiten der SchülerInnenvertretung 

von der einzelnen Klasse und Schu-

le über Landes- bis hin auf europäi-

sche Ebene müssen in den Lehrplä-

nen des Sozialkundeunterrichts stär-

kere Beachtung fi nden als bisher.

Demokratie muss in der Schule ge-

lernt und gelebt werden. Schulen 

muss eine demokratische Struktur 

verliehen werden. In allen Klassen-

stufen müssen Klassenräte eingeführt 

werden, die ca. wöchentlich Tagen 

können. Um eine basisnahe demokra-

tische Schulstruktur zu schaff en, de-

legieren die Klassen Schülerinnen 

und Schüler in die Stufenkonferen-

zen, diese in die Schulkonferenzen. 

Aus der Schulkonferenz werden Schü-

lerinnen und Schüler in das Schulpar-

lament delegiert, das paritätisch aus 

Eltern, LehrerInnen und SchülerIn-

nen besetz t ist und demokratisch über 

die Belange der Schule entscheidet. 

Die Gesamtkonferenz der Lehrerin-

nen und Lehrer ist an die Beschlüsse 

des Schulparlaments gebunden. Um 

neue Schülerinnen und Schüler die di-

rekte Integration in die demokrati-

sche Struktur der Schule zu ermögli-

chen, soll es zu Beginn jeden Schuljah-

res eine Einführung der neuen Schü-

lerinnen und Schüler in die demo-

kratische Struktur der Schule und die 

SV-Arbeit der Schule durch die am-

tierende Schülervertretung geben.

Die SchülerInnenvertretung in den 

Schulen muss gestärkt werden. Dies 

bedeutet, dass die Schülervertre-

tung Stimmrecht in allen Konferen-

zen der Schule erhält. Die bereits per 

Rechtsvorschrift geregelte Finanzie-

rung der SVen durch den Schulträ-

ger muss sichergestellt werden, da-

mit die SV durch das durchführen 

von gewinnbringenden Aktionen 

(Parties etc.) nicht von ihrem Kernge-

schäft abgelenkt wird. Regelmäßige 

Fortbildungen für SVen, die durch das 

Land fi nanziert und z.B. durch das 

IfB durchgeführt werden, vermitt eln 

den SVen die grundlegenden metho-

dischen und inhaltlichen Fähigkeiten.

Die Demokratisierung von Schule be-

ginnt in der Ausbildung der LehrerIn-

nen. Module zu Demokratiepädagogik 

müssen verpfl ichtend in der LehrerIn-

nenausbildung sein. Entsprechende 

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 

für die heutige Generation der Lehre-

rinnen und Lehrer müssen vermehrt 

und verpfl ichtend angeboten werden.

Das Verhältnis zwischen Schüle-

rInnen und LehrerInnen muss sich 

grundlegend ändern. Das hierarchi-

sche SchülerInnen – LehrerInnen-Ver-

hältnis, das zu großen Teilen auf Au-

torität beruht, muss einem vertrau-

ensvollen SchülerInnen- LehrerInnen-

Verhältnis weichen, das auf Vertrau-

en und gegenseitigem Respekt beruht. 

Ziel dieses Prozesses soll sein, dass 

SchülerInnen und LehrerInnen auf ei-

ner partnerschaftlichen Ebene zusam-

menarbeiten, auf Augenhöhe mitei-

nander kommunizieren und nach ei-

nem andauernden Prozess die Mög-

lichkeit des gegenseitigen „duzens“ 

haben, um eine durch „siezen“ gege-

bene künstliche Distanz zu brechen.

Um die Weiterentwicklung des Un-

terrichts voran zu bringen, ist es von 

Nöten, eine Feedbackkultur zu för-

dern, z. B. in durch eine regelmäßi-

ge Evaluation zwischen den an Schu-

le Beteiligten statt fi ndet etwa durch 

Feedbackbögen, die in der Klasse 

ausgefüllt, ausgewertet und bespro-

chen werden, diese sollen anonym 

sein, um eine Benachteiligung we-

gen negativer Kritik auszuschließen.

LAKe auf ein Jahr

LAKe sind grundsätz lich auf ein Jahr 

befristet, können jedoch per LSK-Be-

schluss für ein weiteres Jahr verlän-

gert werden. Dies kann so oft ge-

schehen, wie Bedarf besteht.
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Mitt agessen

An allen Schulen mit Nachmitt agsun-

terricht muss ein warmes, abwechs-

lungsreiches, gesundes und ökolo-

gisch korrektes Mitt agessen ange-

boten werden. Hierbei muss beach-

tet werden, dass es auch eine vegeta-

rische und vegane Alternative gibt.

Ganztagsschulprogramm

Die LSV RLP befürwortet das Aus-

bauen des Ganztagsschulprogramms 

in Rheinland-Pfalz, fordert eine kon-

sequente Erweiterung des Angebo-

tes, spricht sich jedoch gegen die ver-

pfl ichtende Ganztagsschule aus. 

Jedem/r SchülerIn muss die Möglich-

keit geboten werden, eine Ganztags-

schule zu besuchen, da dies der ge-

sellschaftlichen Ungleichstellung Al-

leinerziehender entgegenwirkt und 

Frauen und Männern Entscheidun-

gen für Familie und Beruf erleich-

tert. Ganztagsschulen müssen ein frei-

williges Angebot für SchülerInnen 

sein und dürfen nicht als Verwahr-

anstalt fungieren, sondern sie sol-

len sich außerschulischen Organisa-

tionen öff  nen und Unterrichtskon-

zepte unterstütz en, die von dem star-

ren 45-Minuten-Takt abweichen und 

projektbezogenes Lernen fördern. Bil-

dung ist Selbstz weck und es muss ver-

hindert werden, dass die Wirtschaft 

mehr Einfl uss auf Bildungsinhalte 

und -konzepte erhält. Die Einführung 

von Ganztagsschulen darf nicht ein-

hergehen mit der Erhöhung der Stun-

dentafel. SchülerInnen müssen bei 

der Ausgestaltung des Unterrichts-

konzeptes mitentscheiden können. 

LSV-Homepage

Zugunsten einer besseren Übersicht 

und Orientierung und auf Grund des 

starken Wandels, den die LSV zur 

Zeit durchlebt, beantrage ich, dass 

die Homepage der LSV, möglichst bis 

zur Genehmigung der neuen Satz ung 

der LSV RLP durch das fachlich zu-

ständige Ministerium, komplett  er-

neuert wird. Ziel soll ein gut struktu-

riertes und übersichtliches Menü, die 

Einführung eines leicht auffi  ndba-

ren Impressums und die Möglichkeit 

der schnellen Aktualisierung sein.

Beitritt  zum bundesweiten Bünd-

nis gegen Bildungsabbau

Die LandesschülerInnenvertretung 

Rheinland-Pfalz tritt  dem sich auf-

bauenden Bundesweiten Bündnis ge-

gen Bildungsabbau (BBgB) bei. 

BSK-Austritt 

Die LandesschülerInnenvertre-

tung Rheinland-Pfalz tritt  aus der 

Bundesschülerkonferenz aus. 

Neue Vertretung auf Bundesebene

Die LSV RLP ist bei der Gründung 

einer neuen SchülerInnenvertre-

tung auf Bundesebene behilfl ich ist.

Positionierung Landeselternbeirat

Die LSV prüft die Position des LEB 

ihr gegenüber und bedenkt eine Zu-

sammenarbeit mit dem LEB auf 

Grund dieser Überprüfung.

Mit Verabschiedung dieses Beschlus-

ses werden die Beschlüsse mit Betreff  

„Gesamtschule“ (30. LSK) und „Ganz-

tagsschule“(37. LSK) aufgehoben.

LSV-Förderverein

Der Landesvorstand wird dazu auf-

gefordert, dass sich ein LSV-Förder-

verein gründet. Dieser Verein soll die 

LSV bei der Beschaff  ung von fi nanzi-

ellen Dritt mitt eln von Stiftungen, Ver-

bänden etc. unterstütz en. Darüber hi-

naus soll der Förderverein als ein Pool 

von ehemaligen LSVlerInnen dienen, 

die die LSV weiterhin in ihrer Arbeit 

beraten können. Der Verein soll noch 

im April 2009 gegründet werden.
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Wahlalter

Die LSV RlP soll sich dafür einsetz en, 

dass das Wahlalter abgeschaff t wird. 

Jede Senkung des Wahlalters wird da-

bei als Schritt  in die richtige Richtung 

betrachtet, weil die Senkung eine ge-

samtgesellschaftliche Wahrnehmung 

des Problems stärkt. Darüber hin-

aus soll ab der 5. Klasse in der Schu-

le über das Wahlsystem und die Par-

teien informiert werden, um eine ge-

wisse Kompetenz unter den Wähler-

Innen zu fördern. Zudem soll im Un-

terricht Platz  für politische Diskussi-

onen gegeben sein. Dazu sollen sich 

Lehrkräfte auch Zeit nehmen dürfen.

Multimedia-Verbote

Der Landesvorstand der LSV soll 

sich dafür einsetz ten, dass das in vie-

len Schulen eingeführte Multimedia-

geräte-Verbot aufgehoben wird.

49. LSK

Überwachung

Der LaVo soll sich gegen immer neue 

und schärfere Überwachungsgesetz e 

(z.B. Vorratsdatenspeicherung, BKA-

Gesetz  und neue Versammlungsgeset-

ze) einsetz en. Dazu soll die LSV ent-

sprechenden Bündnissen beitreten 

und sie bei Aktionen unterstütz en.

Bildungsstreik

Der Landesvorstand der LSV und der 

LAK Protest sollen sich dafür einset-

zen, dass sich in allen großen Städ-

ten in Rheinland-Pfalz Bündnis-

se zur Vorbereitung lokaler Aktio-

nen zu Bildungsstreiks bilden, die 

statt  fi nden. Zwei Delegierte von lo-

kalen Bündnissen in Rheinland-

Pfalz sollen Fahrtkosten für bundes-

weite Treff en von der Landesschüler-

Innenvertretung erhalten. Die 

Landes schülerInnenvertretung unter-

stütz t alle Bildungsstreiks ideell, so-

fern deren grundsätz liche Forder-

ungen mit denen der Landesschüler-

Innenvertretung übereinstimmen.

Landesarbeitskreise

Es sollen wieder Landesarbeitskrei-

se eingerichtet werden. Die Landesar-

beitskreise sollen immer nur für ein 

Arbeitsjahr bestehen und auf einer 

LSK mit einfachem Antrag neu ein-

gerichtet werden. Den Landesarbeits-

kreisen soll nach Bedarf Geld in ange-

messenem Rahmen für Aktionen oder 

Arbeitsvorhaben zur Verfügung ge-

stellt werden. Die LAKe sollen wie-

der als off ene Arbeitskreise für inte-

ressierte SchülerInnen fungieren.

Gründung des LAK Protest

Es wird wieder einen LAK Protest 

geben. Der Landesarbeitskreis setz t 

sich kritisch mit unterschiedlichen 

Protest formen auseinander und eva-

luiert für die LandesschülerInnenver-

tretung, welche Protestformen in Fra-

ge kommen. Der LAK bereitet kon-

kret Proteste vor und vernetz t die 

protestierenden Gruppen innerhalb 

der LandesschülerInnenvertretung. 

Gründung des LAK Umwelt

Es wird wieder einen LAK Um-

welt geben. Der Landesarbeitskreis 

setz t sich mit Umweltschutz  an Schu-

len auseinander und sucht Ansät-

ze für die Umsetz ung des Grund-

satz programms zu diesem The-

ma. Durch Aktionen und Broschü-

ren wird versucht, dem Umweltschutz  

an Schulen mehr Raum zu geben.

Gründung des LAK Antirassismus

Es gibt wieder einen LAK Antirassis-

mus. Der LAK Antirassismus setz t 

sich mit Rassismus und Fremden-

feindlichkeit an Schulen auseinan-

der und unterstütz t die Bildung der 

SchülerInnen zu diesem Themen-

komplex. Der LAK-AntiRa führt 

auch Demonstrationen oder Aktio-

nen durch, die gegen Rassismus ge-

richtet sind und setz t sich für ent-

sprechende Projekte an Schulen ein.

Homosexualität, 

Sexuelle Orientierung

Die LSV soll sich um die Aufk lä-

rung und Entt abuisierung von 

Homo-, Bi-, Inter- und Transsexu-

alität innerhalb der Schule küm-

mert. Dieser Prozess soll durch Ko-

operation mit Verbänden, der Un-

terstütz ung der Christopher Street 

Days, Seminaren, sowie die öff ent-

liche Debatt e angestoßen werden.

Eine Schule für Alle – 

die Gemeinschaftsschule

Die Landesvertretung der Schüler-

innen und Schüler Rheinland-

Pfalz setz t sich, unter dem Stich-

punkt „Eine Schule für alle“, für die 

Entstehung einer Gemeinschafts-

schule ein. Hier sollen mit starker 
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individueller Förderung Schülerin-

nen und Schüler verschiedenen Al-

ters und verschiedener Be gabungen 

miteinander zusammen lernen. 

Vor allem betriff t dies auch Schülerin-

nen und Schüler so genannter Förder-

schulen. Eine Trennung wie im bis-

herigen mehrgliedrigen Schulsystem 

fi ndet nicht mehr statt . Das deutsche 

Schulsystem teilt seit jeher auf. Es teilt 

Schülerinnen und Schüler nach Alter, 

angeblicher Leistungsstärke, ja sogar 

nach sozialer Herkunft und Einkünf-

ten der Eltern oder Erziehungsberech-

tigten ein. Das Schulsystem ist dabei 

nicht einmal ein dreigliedriges, oft-

mals fi ndet eine weitere Diff erenzie-

rung statt . So hat auch die Förderschu-

le, ehemals Sonderschule genannt, 

in Deutschland eine lange Tradition. 

Schülerinnen und Schüler, die schein-

bar mehr Hilfe benötigen, Schüler-

innen und Schüler mit körperlichen 

und geistigen Einschränkungen, wer-

den hier hin abgesondert. Hiermit ent-

geht ihnen nahezu jegliche Chance, in 

unserer Gesellschaft ein vollwertiges 

Mitglied zu werden. Auch die Schul-

form, die eigentlich integrieren sollte, 

die Gesamtschule, tut dies nicht voll-

kommen. Innere Leistungsdiff eren-

zierung ist auch hier an der Tagesord-

nung und lässt innerhalb eines Sys-

tems eine Hierarchie entstehen. Ver-

besserungen werden in den Integ-

rierten Gesamtschulen erzielt, besser 

als das Lernen in einer Regelschule 

ist das Lernen und Zusammenarbei-

ten in einer Integrierten Gesamtschu-

le allemal. Allerdings sind auch hier 

Verbesserungen in Bezug zum The-

ma „Eine Schule für alle“ zu erzielen.

In Rheinland-Pfalz ist die Diff e-

renzierung besonders stark, vor al-

lem für diejenigen Schülerinnen und 

Schüler, die auf eine Förderschu-

le geschickt werden. Hier hat Rhein-

land-Pfalz deutschlandweit eines 

der diff erenziertesten und am wei-

testen ausgebauten Systeme: Förder-

schulen für Menschen mit „Lernbe-

hinderungen“, für Schülerinnen und 

Schüler mit geistigen Behinderun-

gen und Schulen für verschiedenste 

körperliche Einschränkungen bietet 

das rheinland-pfälzische Schulsys-

tem. Dies zeigt: Aufteilen ist die be-

sondere Stärke des Schulsystems 

vor Ort. Eine starre Altersdiff eren-

zierung fi ndet darüber hinaus eben-

so statt . Lernstand, Lernfortschritt , 

persönliche Entwicklung und Wün-

sche werden vernachlässigt, Schü-

lerinnen und Schüler werden starr 

nach ihrem Alter abgefertigt. Indivi-

duelle Förderung sieht anders aus. 

Die verschiedenen PISA-Studien, aber 

auch empirische Forschungen ver-

schiedenster anerkannter Bildungs-

wissenschaftlerInnen in Deutschland, 

zeigen deutlich auf, dass der Weg, den 

Deutschland geht, weltweit nicht nur 

einmalig ist, sondern auch schlecht. 

Es bedarf keiner Diskussion mehr, ob 

das Schulsystem der Bundesrepub-

lik ungerecht ist und Chancengleich-

heit im Keim erstickt – dies sind Fak-

ten. Der Weg, den junge Menschen 

in der Schule nehmen, wird oftmals 

nicht mal von der Grundschule vor-

bestimmt, sondern von der Herkunft 

der Schülerinnen und Schüler. Wei-

sen diese von vornherein Merkma-

le auf, die für das dreigliedrige Schul-

system nicht „normal“ sind, fi ndet 

eine sofortige Aussonderung statt . Die 

vierjährige Grundschule unterstütz t 

diesen Verlauf weitgehend. Nach der 

vierten Klasse werden junge Men-

schen anhand fragwürdiger Ergebnis-

se in Leistungstests und der Willkür 

von Beobachtungen einer Person einer 

Schulform zugewiesen. In der neuen 

Realschule+ ist die Empfehlung nach 

dem 6. Schuljahr sogar Zwang, hier 

kann Schülerinnen-, Schüler- oder El-

ternwille nicht mehr entscheiden.

Diese Entwicklung führt zu dem all-

seits bekannten Problem, dass vie-

len Schülerinnen und Schülern Pers-

pektiven und ein Weg in die Mitt e der 

Gesellschaft verwehrt werden. Bil-

dung fi ndet hier nicht zum Wohl der 

Schülerinnen und Schüler, des einzel-

nen Individuums statt , sondern zur 

Befriedigung einer altertümlichen, 

nach Klassen getrennten Denkweise. 

Entgegen einer weit verbreiteten 

Meinung führt die Diff erenzierung 

des Schulsystems nicht dazu, dass 

Schülerinnen und Schüler individuel-

ler gefördert werden. Eine Verkleine-

rung der heterogenen Masse in meh-

rere „kleine Massen“ sorgt nicht da-

für, dass diese der Homogenität näher 

kommen. Es zeigt nur augenschein-

lich einen leichten Weg auf, Schüle-

rinnen und Schüler in großen Klas-

sen einfach unterrichten zu können, 

ohne viel Wert auf Individualität und 

persönliche Förderung und Entwick-

lung zu legen. In Wahrheit werden 

Schülerinnen und Schüler so nicht op-

timal gefördert, oftmals bleiben die 

Schülerinnen und Schüler unter ihren 

Leistungen, unter dem, was sie sogar 

selbst leisten möchten. Die Motivation 

vieler Schülerinnen und Schüler wird 

zerstört. Schülerinnen und Schülern 

von Haupt-, Real- und Realschulen+ 

werden schlechte Zukunftsaussich-

ten gegeben, auch hier werden Schü-

lerinnen und Schüler wieder gleich-

geschaltet. Auf Gymnasien verlieren 

Schülerinnen und Schüler oftmals den 

Blick für Menschen, die außerhalb 

dieses Systems leben, die sozialen 

Kompetenzen werden zerstört. Außer-

dem zeigt sich das System Gymnasi-

um schlecht darin, Schülerinnen und 

Schüler auf ein Leben im Beruf vorzu-

bereiten. Schülerinnen und Schüler, 

die kein Abitur erreichen oder errei-

chen möchten, sind hier einer denk-

bar schlechten Förderung unterzogen. 

Allen Schularten gemein ist die Ab-

erziehung von Selbstbestimmung 

und eigenständigem Handeln. Wei-

terhin haben alle Schularten die un-

zureichende Förderung sozialer 

Kompetenzen gemein. Lernen mit 

der Vielfalt von Menschen umzu-

gehen, lernen, dass Menschen ver-

schieden sind, verschiedene Bedürf-

nisse haben, und verschieden be-

handelt werden müssen, das geht 

unter. Der Blick für andere sozia-

le Milieus wird von der Schulland-

schaft in Deutschland versperrt. 

Eine Schulart, in der alle Schülerin-

nen und Schüler lernen - unabhängig 

von sozialer Herkunft, Einschränkun-

gen, Alter und Wissensstand - führt 

zur Behebung vieler der genannten 

Probleme. Deutschland ist hier auch 
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im internationalen Vergleich hinter-

her, oftmals sogar Schlusslicht. Ziel 

muss es sein, eine Schule zu schaf-

fen, die alle Schülerinnen und Schü-

ler besuchen können. Eine Schule, in 

der verschiedene Abschlüsse unter ei-

nem Dach erworben werden können. 

Eine Schule, in der die Schülerinnen 

und Schüler voneinander und mitein-

ander lernen, ein Aspekt, der nur auf-

grund der Heterogenität einer Gruppe 

richtig funktionieren kann. Die Viel-

falt und die Unterschiede, die Men-

schen haben, sollten nicht, wie es zur-

zeit statt fi ndet, als negativ aufgefasst 

werden; es muss als Chance wahrge-

nommen werden, Toleranz, Off enheit 

und Vielfalt zu lernen. Die Lernfähig-

keiten, die Schülerinnen und Schü-

ler untereinander haben, müssen da-

für anerkannt werden. Hierbei muss 

auch gesehen werden, dass Schüle-

rinnen und Schüler unterschiedli-

chen Alters miteinander und auch 

voneinander lernen können. Eben-

so muss eine wirkliche individuel-

le Förderung statt fi nden, was nötigen-

falls nur durch mehrere Lehrerinnen 

und Lehrer zu bewerkstelligen ist. Ein 

Kostenaufwand, der sich durch Re-

duzierung unnötiger Trennung und 

Aussonderung sowie die Abschaf-

fung des Sitz enbleibens decken lässt.

Aus diesem Grund setz t sich die Lan-

desvertretung der Schülerinnen 

und Schüler in Rheinland-Pfalz un-

ter dem Stichwort „Eine Schule für 

alle“ für die Einrichtung einer Schul-

form, in der Schülerinnen und Schü-

ler ohne äußere Leistungsdiff eren-

zierung zusammen, bei individuel-

ler, persönlicher Förderung lernen 

können, ein. Insbesondere Schülerin-

nen und Schüler, die bisher eine För-

derschule besuchen müssen, sollen in 

dieser Gemeinschaftsschule lernen 

können. Hier soll eine vollständige In-

klusion statt fi nden, ohne in der Schu-

le entstehende „Ersatz -Förderschu-

len“. Dabei soll die Gemeinschafts-

schule Schülerinnen und Schüler von 

der Frühförderung, über die Grund-

schulzeit, bis hin zur Berufsreife so-

wie Mitt leren Reife führen. Das Errei-

chen des Abiturs soll darüber hinaus 

auch möglich sein. Darüber hinaus ist 

es ein Ziel für die Landesvertretung 

der Schülerinnen und Schüler Rhein-

land-Pfalz, dass die neu zu gründen-

de Schulform „Gemeinschaftsschu-

le“ langfristig das vorhandene, mehr-

gliedrige Schulsystem ersetz t. Die 

Schulformen Grundschule, Förder-

schule, Realschule+ und Gymnasi-

um, als Fernziel auch die Integrierte 

Gesamtschule, sollen durch die „Ge-

meinschaftsschule“ ersetz t werden. 

Die Bildung von Berufsabschlussbe-

zogenen Schulen (BBSen), sowie Ober-

stufenzentren soll möglich bleiben.

Schule muss erkennen, dass je-

der Mensch für sich individu-

ell ist, dass somit jeder Mensch 

für sich gefördert werden muss, 

und dass dies durchaus in „Einer 

Schule für alle“ gelingen kann.

Mehr als nur Chancengleichheit

Die LandesschülerInnenvertretung 

übt Kritik am Begriff  der Chancen-

gleichheit. Diese wird momentan ver-

stärkt gefordert, ist aber weder in 

Rheinland-Pfalz noch in Deutsch-

land im Bildungssystem gegeben. 

Obwohl dies wünschenswert wäre, 

geht bloße Chancengleichheit der Lan-

desschülerInnenvertretung nicht weit 

genug. Bei der Forderung nach die-

ser wird suggeriert, dass alles in Ord-

nung wäre, wenn allen SchülerIn-

nen die gleichen „Chancen“ hätt en, 

sich zu entwickeln, gebildet zu wer-

den und ihre Ziele zu erreichen. 

Gerade die hohen Zahlen an Schü-

lerInnen ohne Abschluss in Rhein-

land-Pfalz (Stand 2009: 3600 Schüle-

rInnen verlassen jedes Jahr die Schu-

le ohne irgend einen Abschluss) zei-

gen, dass es nicht genügt, zu versu-

chen, SchülerInnen zur gleichen Zeit 

das Gleiche beizubringen. Gleich-

heit ist somit in der Bildung ein ver-

fehlter Begriff . Schließlich ist es von 

der persönlichen Situation des Ein-

zelnen abhängig, ob er oder sie 

es schaff t, die Chancen, die gege-

ben werden, auch wahrzunehmen.

Auch vom Begriff  der Chancengerech-

tigkeit distanziert sich die Landes-

schülerInnenvertretung deutlich. In 

diesem Begriff  ist die Idee enthalten, 

dass es irgendwie messbar wäre, 

wie viele Chancen eine Person ver-

dient hat und somit „gerechter“weise 

zugestanden bekommt.

Chancen sind kein knappes Gut, 

das in irgendeiner Form gerecht 

oder gleich verteilt werden müsste. 

Die LandesschülerInnenvertretung 

spricht sich dafür aus, jede Person 

nach ihren Wünschen optimal und le-

benslänglich zu fördern. Dass einige 

dabei mehr Förderung als andere be-

dürfen und andere selbstständiger ler-

nen, liegt auf der Hand. Ein gerech-

tes Bildungssystem gibt jedem Men-

schen zu jedem Zeitpunkt alle Chan-

cen, die er oder sie sich wünscht.

Kopftuch

Die LSV spricht sich generell gegen 

religiöse Symbolik an Schule aus. Ver-

bote, die sich auf einzelne Religions-

gruppen beziehen (z.B.: Kopftuch-

verbot) lehnt die LSV jedoch ab.
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AKüLi
Abkürzungsliste

ABC: Abkürzung fürs Alphabet

ABI: Krönendes Sahnehäub-

chen nach 12,5 Jahren ~ 15.000 

Stunden Schulkarriere

AStA: Allgemeiner Studieren-

denausschuss, Interessens-

vertretung der Studis

AQS: Agentur für Qualitätssiche-

rung an Schulen, überprüft die 

Schulen auf ihre Qualität nach 

Maßstäben des Ministeriums

BBS: Berufsbildende Schulen

BER: Bundeselternrat, Vertre-

tung unserer Mamis und Pa-

pis auf Bundesebene

BiPo: Abkürzung für das, was uns 

hier beschäftigt: Bildungspolitik

BSK: BundesschülerInnenkonferenz, 

momentan fragliches Gremium 

zur Vertretung der Schülerinnen 

und Schüler auf Bundesebene

BuDelis: Bundesdelegierte, werden 

auf der LSK gewählt und vertre-

ten die LSV auf Bundesebene

BUND: Bund für Umwelt und Na-

turschutz  Deutschland, der mit 

der LSV zusammen ein paar 

Umwelt-Projekte für Schü-

lerInnen gestartet hat

CSD: Christopher-Street-Day; Aktions-

Tag für die Rechte der Lesben und 

Schwulen in der Gesellschaft

DGB: Deutscher Gewerkschaftsbund 

DeGeDe: Deutsche Gesellschaft 

für Demokratiepädagogik, Ver-

ein von Leuten, die Demo-

kratie wichtig fi nden, sogar 

und vor allem in der Schule

DJP: Deutsche Junge Presse 

FaKo: Fahrtkostenantrag, Intelli-

genztest mit tollen Preisen: Wenn 

Du ihn richtig ausfüllst, be-

kommst Du Deine Fahrtkos-

ten zu LSKen u. ä. zurück

G8: Erfi ndung unseres lieben Minis-

teriums, dass an einigen Schu-

len die Schülerinnen und Schü-

ler noch viel schneller noch viel 

mehr unnütz e Dinge lernen müs-

sen und dann auch schnel-

ler ihr Abi bekommen können. 

GJ: Grüne Jugend 

GEW: Gewerkschaft Erzie-

hung und Wissenschaft

GG: nicht etwa die LSV der Gu-

ten und Gerechten, sondern ba-

naler und richtiger: der Gym-

nasien und Gesamtschulen

GGG: Gemeinnütz ige Gesellschaft 

Gesamtschule, die Gesamtschu-

len gemeinnütz ig fi nden und sie 

deswegen fordern und fördern.

GO: Geschäftsordnung, lästi-

ges Mitt el zum Strukturie-

ren chaotischer Diskussionen

GSV: GesamtschülerInnenvertre-

tung, in Bundesländern mit ei-

ner LSV für alle Schularten

IGS: Integrierte Gesamtschule, in 

Rheinland-Pfalz trotz  SPDRe-

gierung wenig gebraucht

JU: Junge Union, CDU-na-

her Jugendverband

JD/JL: JungdemokratInnen/ Junge 

Linke, radikaldemokratischer, par-

teiunabhängiger Jugendverband

Julis: Junge Liberale, der Nach-

wuchs der FDP

JuPa: Jugendparlament, Parlamen-

te mit Jugendlichen auf kom-

munaler Ebene, die aller-

dings nix entscheiden dürfen

Jusos: JungsozialistInnen, die 

jungen SPDlerInnen

KMK: Kultusministerkonferenz, Tref-

fen aller Kultus- oder Bildungs-

ministerInnen der Bundesländer 

KRÄTZÄ: Kinderrächtszänker aus Ber-

lin, die meinen, dass auch Kin-

der viele Rechte haben sollten!

KrSV: KreisschülerInnenvertre-

tung, Vertretung der Schüle-

rinnen und Schüler eines Land-

kreises. Gibt‘s in RLP 24 Mal. 

LA: Landesausschuss, Kontrollor-

gan des LaVo, fasst Beschlüs-

se im Rahmen der Vorgaben der 

LSK und feiert auf seinen Sit-

zungen einmal im Monat mit 2 

HeldInnen eines jeden RAKs 

51. LSK

Gegen Unterrichtung eines MSS-

Kurses durch noch nicht fer-

tig ausgebildete  Lehrkräfte

Die 50. LSK möge beschließen, dass 

die LSV sich dafür einsetz t, dass noch 

nicht fertig ausgebildete Lehrkräf-

te, wie PraktikantInnen oder Referen-

darInnen, einen Kurs der Oberstufe 

nicht eigenständig unterrichten dür-

fen, sofern dadurch der eigentliche 

Unterricht durch die Lehrperson er-

setz t wird. Vertretungsstunden dür-

fen von PraktikantInnen und Refe-

rendarInnen übernommen werden.

Fahrtkostenerstatt ung

Die LSV Rheinland-Pfalz soll sich 

für eine kostenfreie Beförderung von 

Schülerinnen und Schülern im ÖPNV 

von ihrem Wohn- zu ihrem Schulort, 

unabhängig von Entfernung, Schul-

art und Einkommen der Eltern ein-

setz en. Dabei sollen die Kosten al-

len Schülerinnen und Schülern, die 

in Rheinland-Pfalz eine Schule be-

suchen, gleichermaßen erstatt et wer-

den. Hierzu gehören insbesonde-

re auch Schülerinnen und Schü-

ler, die nicht im Kreis, dem ihre 

Schule angehört, oder sogar in ei-

nem Nachbarbundesland wohnen.



81

Reader zur 52. LSK

Formales und Nachschlagen

LaVo: auf LSKen gewählter Vorstand 

der LSV, aus 5-10 ReferentInnen, 

die die Forderungen der LSKen in 

die weite Welt der Politik tragen

LaVoMi: Landesvorstandsmitglied

LaVoSi: Landesvorstandssitz ung

LAK: Landesarbeitskreis: AGen 

für jedeN zum mitmachen, 

die das Jahr über zu bestimm-

ten Themen arbeiten wollen

LEB: Landeselternbeirat, die Ma-

mis und Papis auf Landesebene 

LER: Lebenskunde-Ethik-Religion, 

eine Alternative zum konfessio-

nellen Reliunterricht u.a. zwecks 

Trennung von Kirche und Staat, 

z. Zt. existent in Brandenburg 

LGF: LandesgeschäftsführerIn-

nen, unsere hochgeschätz -

ten, heißgeliebten und un-

terbezahlten Angestellten

LGS: Landesgeschäftsstelle, auch ein-

fach „Büro“, zwei Zimmer in 

Mainz, wo die LSV zu erreichen ist

Libli: Lichtblick, die landesweite un-

parteiliche, für SchülerInnen 

parteiische Zeitung der LSV 

LSK: höchstes beschlussfassen-

des Gremium der LSV mit zwei 

Menschen pro Schule, das min-

destens zweimal im Jahr tagt. 

Das, wo ihr gerade seid!

LSV: LandesschülerInnenver-

tretung, die die Schülers 

auf Landesebene vertritt 

MBWJK: Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft, Jugend und Kul-

tur, die Verantwortlichen für al-

les Böse und Gute im Schulsystem

MdB: Mitglied des Bundes-

tags, also quasi die Anrede al-

ler Bundestagsabgeordneten

MdL: Mitglied des Landtags, 

also quasi die Anrede al-

ler Landtagsabgeordneten

MNS+: Modulares Netz werk an 

Schulen Plus, ein „pädagogi-

sches“ Netz werk, dass es Leh-

rerInnen erlaubt, die Schüle-

rInnen während der Compu-

ternutz ung zu überwachen.

MSS: Mainzer Studienstu-

fe, das Kurssystem der Ober-

stufe, in der neusten Varian-

te wieder mit Kurssystem, da-

für eine verkürzte 13. Klasse

Na-Wu-LaVo: Reinschnupper-Gremi-

um für Leute, die sich noch nicht 

in den LaVo trauen, aber trotz -

dem mal mitmachen wollen

PES: Projekt erweiterte Selbstständig-

keit, schöner Name dafür, dass 

nicht ausgebildete LehrerInnen an 

Schulen einspringen um den Leh-

rerInnenmangel zu vertuschen.

Philologen-Verband: Gewerkschaft 

der GymnasiallehrerInnen

PIC: Political InCorrect, das was man 

weder sagen noch denken soll (Ge-

genteil zu PC, Political correctness)

QM: Qualitätsmanagement, aus 

der Wirtschaft stammender Be-

griff , der Anstrengungen zur 

Schulentwicklung bezeichnet

Realschule+: Eine weitere Erfi n-

dung des Ministeriums: Damit es 

die Hauptschule nicht mehr gibt 

(weil: doof) gehen bald Haupt-

schülerInnen sowie RealschülerIn-

nen in einem Gebäude zur Schu-

le – das heißt dann Realschule +.

RiSiKo: Rheinland-Pfälzischer Schü-

lerInnenkongress, es gab schon 

zwei (2007 und 2009), der nächste 

(noch viel tollere) fi ndet 2011 statt 

RLP: Abkürzung fürs Bundesland, 

in dem Du zur Schule gehst 

SoCa: Sommercamp, alljährliche 

Sommer-Bespaßung der LSV

SSV: StadtschülerInnenvertretung, 

die Vertretung aller Schülerin-

nen und Schüler einer kreisfrei-

en Stadt. Gibt es in RLP 12 Mal. 

StuPa: Studierenden Parla-

ment, Vertretung der Studis

SU: Schülerunion, CDU na-

her Schülerverband

SV: SchülerInnenvertretung, die 

Zelle der Veränderung zu ei-

ner besseren Schule!

SV-B: SV-Bildungswerk, Verein lusti-

ger Menschen, die Schülis mehr 

über die SV-Arbeit beibringen wol-

len. Teil des SV-Bildungswerks 

sind die SVBerater, die selbst 

noch Schülis sind und an Schu-

len SV-Seminare durchführen 

SV-VL-Seminar: SchülerInnenver-

tretungs-VerbindungslehrerIn-

nen-Seminar, von der LSV ab 

und an veranstaltete Seminare 

mit SVen und VLen gemeinsam

TO: Tagesordnung, der Schlacht-

plan einer jeden Sitz ung 

und Konferenz, die Reihen-

folge des Programms

TOP: Tagesordnungspunkt, 

Teil der obigen TO

VBE: Verband Bildung und Erziehung, 

ein weiterer LehrerInnenverein

VL: VerbindungslehrerIn, jene Leh-

rerInnen, die von der SchülerIn-

nenschaft zur Verbindung ver-

schiedenster Dinge gewählt wer-

den (SV-Schulleitung, Schü-

lerInnen-LehrerInnen, etc.)

VV: Verwaltungsvorschrift, ver-

waltet aktive SchülerInnen 

und schreibt ihnen die For-

men ihres Aktivseins vor
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Adoleszenz: Alter während/nach 

der Pubertät, wenn mensch so 

langsam erwachsen wird

alternativ: anders, unüb-

lich, nicht Mainstream...

Antisemitismus: Antijüdische Ideo-

logie, Judenfeindlichkeit, auch 

wahnhafte Verschwörungstheorie 

Autonomie: Eigenständig-

keit, Unabhängigkeit (von 

Staat, Gesellschaft...) 

Autorität: Person mit viel Ein-

fl uss, Ansehen (oft auf-

grund von Zwang)

Binnen-I: z.B. BundeskanzlerIn, meint 

Frau und Mann, ist gerechter.

Biologismus: erklärt persönliche Ei-

genschaften und Fähigkei-

ten mit Genen, Hormonen...

Defi zit: Fehlen, Mangel, zu wenig 

Dekonstruktion: etwas Kreiertes 

entlarven, widerlegen (z.B. die 

als selbstverständlich empfun-

dene Zweigeschlechtlichkeit)

Delegation: gewählte, ent-

sendete Gruppe

Desinteresse: Gegenteil von Interesse

Diktatur: Alleinherrschaft

Diskriminierung: Benachteiligung

Disziplin: Unterordnung, Selbstz ucht 

(oft auf Grund von Druck, Angst) 

Dominanz: (Vor-)Herrschaft

Elite: „Auslese der Besten“, klei-

ne Gruppe Bevorteiligter

Emanzipation: sich selbständig, 

unabhängig machen, aus ei-

ner Abhängigkeit befreien

Evaluation: Bewertung, Beurteilung

gender: engl.: soziales Geschlecht, 

nicht natürliche, sondern an-

erzogene (sozialisierte) Eigen-

schafen von Frau und Mann

Gremium: Ausschuss, Körperschaft

Hierarchie: Rangordnung (je weiter 

oben, desto mächtiger, „besser“...)

Institution: öff entliche Einrichtung

Integration: Einbeziehung (von 

Ausgeschlossenen) in das 

Ganze (Gesellschaft)

Koedukation: Unterricht, Bildung von 

Mädchen und Jungen zusammen 

Kommunikation: jede Form von 

Sprache, Verständigung von 

Menschen untereinander

Kompetenz: Fähigkeit, Eig-

nung, was gut zu machen

konstruktiv: brauchbar, hilfreich 

zur Stärkung, Erweiterung 

(z.B. weiterbringende Kritik)

Mandat: Auftrag, politisches Amt

Matriarchat: Gesellschaftsord-

nung, in der Frauen herr-

schen, bevorzugt sind

Motivation: Beweggrund, Lust, Be-

geisterung, etwas zu tun (z.B. ganz 

viel für die LSV zu arbeiten!!!)

nonverbal: ohne Wor-

te, z.B. Mimik, Zeichen

Normen: gesellschaftliche Regeln 

(ungeschriebene Gesetz e)

Offensive: „Angriff “, etwas ent-

schlossen in Angriff  nehmen

Ökonomisierung: „Verwirtschaft-

lichung“, etwas, das eigentlich 

nichts mit Wirtschaft zu tun hat 

(Bildung), damit verknüpfen

Pamphlet: sehr kritischer (über-

treibender) Text gegen et-

was oder jemand

paritätisch: gleichberech-

tigt, zu gleichen Teilen

Patriarchat: das, worin wir leben (Ge-

sellschaftsordnung, in der Män-

ner herrschen, bevorzugt werden)

Plenum: „Ende der RaucherIn-

nenpause, zurück zur Ar-

beit!“ (=Vollversammlung)

Podium: RednerInnenpult, -bühne

Präsidium: Vorsitz , Leitung (der LSK)

Prävention: Vorbeugung, Verhü-

tung (nehmt Kondome!!)

progressiv: fortschritt lich, sich 

weiter entwickelnd

Publikation: Veröff entlichung (ei-

nes Textes, einer Zeitung...)

Quote: Anteil, bestimmter Prozent-

satz ; als Frauenquote (mindes-

tens 50%), ein Mitt el, um Be-

nachteiligungen auszugleichen

radikal: „konsequent“ an die Wur-

zel gehend, grundlegend, hat 

nix mit Gewalt zu tun!

Ranking: Rangliste, Bewertung (in 

gute und schlechte Schulen,...)

Rassismus: Ideologie, nach der ver-

schiedene Menschheitsrassen 

mit unterschiedlichen Fähig-

keiten, Qualitäten existieren

Reproduktion: Fortpfl an-

zung, Erhaltung

Rhetorik: Redekunst, et-

was wirkungsvoll, erfolg-

reich rüberbringen

Selektion: Aussonderung, Tren-

nung (die „Guten“ dürfen stu-

dieren, die „Schlechten“ nicht)

sex: 1. Geschlechtsverkehr 2. engl: 

biologisches Geschlecht (Vagi-

na oder Penis, XX oder Xy,...)

Sexismus: Benachteiligung von 

Menschen (besonders Frau-

en) aufgrund des Geschlechts

Solidariät: Zusammenhal-

ten, andere Gemeinschafts-

mitglieder untertütz en

Sozialisation: Prägung durch / 

Anpassung an die Gesell-

schaft, (unbewusste) Übernah-

me gesellschaftlicher Werte

Symptom: Anzeichen, Vor-

bote, Warnzeichen

These: aufgestellte Behauptung, die 

mensch mit Argumenten belegt

Toleranz: Duldung von etwas
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Formales und Nachschlagen

Zugverbindungen

Koblenz   ab 17:05 h
Diez    an 17:46 h

Mainz    ab 15:51 h
Diez   an 17:46 h 
 
Kaiserslautern ab 14:32 h
Diez   an 17:46 h

Ludwigshafen ab 14:21 h
Diez   an 17:46 h

Trier   ab 14:21 h
Diez    an 17:46 h

Folgende Bahnverbindungen könnt ihr zur Anreise am LSK-Wochenende nutzen.

nutzt auch: www.bahn.de

Die Strecke Koblenz–Diez wird von der 
Vectus-Verkehrsgesellschaft betrieben:

www.vectus-online.de

auf zur LSK!

unser Tagungsort: 
Diez




